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1. Prüfungsauftrag 

Unser nachstehend erstatteter Bericht über die freiwillige Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichts 

der Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg zum 31. Dezember 2025 ist an das geprüfte Unter- 

nehmen gerichtet. 

In der Aufsichtsratssitzung vom 07.10.2025 der 

Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg, 

Quedlinburg 

(im Folgenden auch "Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg“ oder "Gesellschaft genannt) 

wurden wir zum Abschlussprifer fur das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 ge- 

wählt. Daraufhin beauftragte uns der Aufsichtsratsvorsitzende der Gesellschaft, den Jahresabschluss unter 

Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht fur das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 

31. Dezember 2025 freiwillig in entsprechender Anwendung der 88 316 und 317 HGB zu prüfen. 

Die Gesellschaft ist nach den in § 267 Abs. 1i.V.m. Abs. 4 HGB bezeichneten Größenmerkmalen als kleine 

Kapitalgesellschaft einzustufen und daher nicht prifungspflichtig gemäß §§ 316 ff. HGB. Die Prüfung wurde 

gemäß 8 18 Nr. 4 des Gesellschaftsvertrages vom 12.9.2022 sowie mit Bezug auf § 133 Abs. 1 Nr. 3 Kommu- 

nalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt als freiwillige Prüfung in Auftrag gegeben. 

Auftragsgemäß haben wir zusätzlich einen Erläuterungsteil erstellt, der diesem Bericht als Anlage 9 beigefügt 

ist. Der Erlauterungsteil enthält Aufgliederungen und Hinweise zu den einzelnen Posten des Jahresab- 

schlusses zum 31. Dezember 2025 unter Angabe der jeweiligen Vorjahreszahlen. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendbaren Vor- 

schriften zur Unabhangigkeit beachtet haben. 

Dem uns erteilten Prufungsauftrag standen keine Ausschlussgriinde nach §§ 319, 319b HGB, §§ 49 und 53 

WPO sowie 88 28 ff. BS WP/vBP entgegen. 

Alle von uns erbetenen Aufkldrungen und Nachweise wurden erteilt. Die Geschäftsführung hat uns die Voll- 

standigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts am 24.04.2026 schriftlich bestatigt. 

Uber das Ergebnis unserer Prifungshandlungen erstatten wir den nachfolgenden Bericht. 

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss 2025, bestehend aus Bilanz (Anlage 1), Gewinn- 

und Verlustrechnung (Anlage 2) und Anhang (Anlage 3), sowie den geprüften Lagebericht 2025 (Anlage 4) 

beigefügt. 

Die rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen Verhältnisse haben wir in den Anlagen 6 bis 8 dargestellt. 
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Weitergehende Aufgliederungen und Erläuterungen der Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlust- 

rechnung ergeben sich aus Anlage 9. 

Wir haben diesen Prüfungsbericht nach dem PS KMU 7 (09.2022) "IDW Prüfungsstandard für weniger kom- 

plexe Einheiten: Prüfungsurteil, Berichterstattung und Archivierung" des Instituts der Wirtschafispriifer in 

Deutschland e.V. (IDW), Düsseldorf erstellt. 

Unserem Auftrag liegen die als Anlage 11 beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für 

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 

1. Januar 2024 zugrunde, Die Höhe unserer Haftung bestimmt sich nach Nr. 9 Abs. 2 der Allgemeinen Auf- 

tragsbedingungen. Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen 

maßgebend. 

Dieser Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses ist nicht zur Weitergabe an Dritte bestimmt. Soweit er 

mit unserer in Textform erteilten Zustimmung an Dritte weitergegeben wird bzw. Dritten mit unserer in Text- 

form erteilten Zustimmung zur Kenntnis vorgelegt wird, verpflichtet sich die Gesellschaft, mit dem be- 

treffenden Dritten schriftlich zu vereinbaren, dass die vereinbarten Haftungsregelungen auch für mögliche 

Ansprüche des Dritten uns gegenüber gelten sollen. 
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2. Grundsätzliche Feststellungen 

2.1 Lage des Unternehmens 

2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter 

Gemäß 8 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir nachfolgend in unserer vorangesteliten Berichterstattung zur 

Beurteilung der Lage des Unternehmens im Jahresabschluss und im Lagebericht durch die gesetzlichen Ver- 

treter Stellung. 

Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund eigener Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens 

ab, die wir im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts gewonnen haben. Hierzu 

gehören vertiefende Erläuterungen und die Angabe von Ursachen zu den einzelnen Entwicklungen sowie eine 

kritische Würdigung der zugrunde gelegten Annahmen, nicht aber eigene Prognoserechnungen. Unsere Be- 

richtspflicht besteht, soweit uns die geprüften Unterlagen eine Beurteilung erlauben. 

Insbesondere gehen wir auf die Annahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit und auf die Beurteilung 

der künftigen Entwicklung des Unternehmens ein, wie sie im Jahresabschluss und im Lagebericht ihren Aus- 

druck gefunden haben. 

Die von uns geprüften Unterlagen i.S.v. 8 321 Abs. 1 Satz 2 HGB umfassten jene Unterlagen, die unmittelbar 

Gegenstand unserer Abschlussprüfung waren, also den Jahresabschluss (unter Einbeziehung der Buchfüh- 

rung) und den Lagebericht sowie alle Unterlagen, wie Kostenrechnungsunterlagen, Planungsrechnungen, 

wichtige Verträge, Protokolle und Berichterstattungen an die für die Überwachung Verantwortlichen, die wir im 

Rahmen unserer Prüfung herangezogen haben. 

Die Darstellung und Beurteilung der Lage des Unternehmens und seiner voraussichtlichen Entwicklung durch 

die Geschäftsführung im Jahresabschluss und im Lagebericht halten wir für zutreffend. 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung ist die Annahme der Fortführung der Unternehmenstatigkeit zutreffend. 

Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft 

Hervorzuheben sind insbesondere folgende Aspekte: 

Schwerpunkt des Geschäftes der Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg ist die Errichtung, Be- 

treuung, Bewirtschaftung und Verwaltung von Bauten in allen Rechts- und Nutzungsformen. Im Wirt- 

schaftsjahr 2025 waren die wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse der Gesellschaft durchgehend stabil. 

Die in den Aufsichtsratssitzungen vom 15.10.2024 und 07.10.2025 (Korrektur) bestätigten Wirtschaftspläne 

wurden umgesetzt. 

Zum 31. Dezember 2025 bewirtschaftete die Gesellschaft 2.486 eigene Wohneinheiten mit einer bewirtschaf- 

teten Fläche von 145.417,19 qm und 22 Gewerbeeinheiten mit einer Nutzfläche von 10.500,93 qm (im Vor- 

jahr: 2.486 Wohneinheiten mit einer bewirtschafteten Fläche von 145.391,78 qm und 23 Gewerbeeinheiten 
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mit einer Nutzfläche von 12.209,29 qm). Die Veränderung der Einheiten und Bestandsflächen ist im Wesentli- 

chen durch den Verkauf des Objektes Magdeburger Sir, 12 mit einer Gewerbeeinheit und den Anbau von Bal- 

konen veranlasst. Weiterhin werden zum Bilanzstichtag 1.751 Stellplätze, Garagen und sonstige Vertragsein- 

heiten (Vorjahr: 1.769) bewirtschaftet. Für die Welterbestadt Quedlinburg und fremde Dritte wurden zum Bi- 

lanzstichtag 232 Wohn- und Gewerbeeinheiten sowie 627 Stellplätze, Garagen und sonstige Vertragseinhei- 

ten (Vorjahr: 630) verwaltet. 

Der Wohnungsleerstand beträgt zum 31. Dezember 2025 295 Wohneinheiten, das entspricht 11,9 % 

(Vorjahr: 290 Wohneinheiten, das entspricht 11,7 %) des Gesamtbestands an Wohnungen. Davon waren 

7 (Vj. 7) Einheiten wegen Nichtvermietbarkeit nicht belegt. Die um diese Einheiten bereinigte Leerstandsquote 

betrug 11,6 % (Vorjahr: 11,4 %). 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 der Gesellschaft schließt mit einem Jahresüberschuss in Höhe 

von TEuro 1.042,0 ab. Im Vergleich zum Vorjahr hat sich eine Ergebnisverbesserung in Höhe von 

TEuro 462,6 ergeben. 

Das Jahresergebnis wird durch außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe von TEuro 483,4 (im Vorjahr: 

TEuro 99,1) beeinflusst. Auf der Ertragsseite wirkt sich eine Erhöhung der Umsatzerlöse aus der Bewirtschaf- 

tungstätigkeit i.H.v. TEuro 751,1 positiv aus. Weiterhin sind gestiegene Erträge aus Zuschreibungen (TEuro 

296,0; im Vorjahr: TEuro 0,0) sowie höhere Erträge aus Anlagenverkäufen (TEuro 220,6; im Vorjahr: TEuro 

0,0) entstanden. 

Die Eigenkapitalquote ist durch den erzielten Jahresüberschuss in Verbindung mit einer um TEuro -732,4 ge- 

sunkenen Bilanzsumme gestiegen und beträgt zum 31. Dezember 2025 68,1 % (Vorjahr: 66,3 %). 

Damit einher ging eine Verminderung des Fremdkapitalanteils am Gesamtkapital von 33,7 % auf 31,9 %. 

Die Gesellschaft hat im Geschäftsjahr aktivierte Investitionen in Bauten in Höhe von TEuro 2.282,0 sowie auf- 

wandswirksam erfasste Instandhaltungen und Modernisierungen in Höhe von TEuro 3.233,3 getätigt. Bei der 

Ermittlung der zu aktivierenden Kosten wurden im Geschäftsjahr Fördermittel in Höhe von TEuro 66,6 mit den 

Anschaffungskosten verrechnet, sodass insgesamt TEuro 5.581,9 in die Aufwertung und den Erhalt der Ob- 

jekte investiert wurde. 

Zur Finanzierung der im Geschäftsjahr begonnenen Sanierung des Objektes Erlestraße 5 wurde im Ge- 

schäftsjahr 2025 ein Darlehen in Höhe von TEuro 1.300,0 aufgenommen. 

Voraussichtliche Entwicklung der Gesellschaft 

Die Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung der Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg im 

Lagebericht basiert auf Annahmen, bei denen Beurteilungsspielräume vorhanden sind. Wir halten diese Dar- 

stellung für plausibel. In diesem Zusammenhang ist insbesondere auf folgende Kernaussagen hinzuweisen: 
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Die Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg wird auch zukünftig das satzungsgemäße Ziel, be- 

zahlbaren Wohnraum für breite Schichten der Bevölkerung zur Verfügung zu stellen, verfolgen. 

Der für die Zukunft prognostizierte Bevölkerungsrückgang bedeutet für die Gesellschaft einen weiteren jährli- 

chen Verlust an Mietern und Haushalten. Hinsichtlich der Erfolgsplanung wird bis 2035 trotz der Verringerung 

des Wohnungsbestandes aufgrund der Erhöhung der durchschnittlichen Mieterlöse von gering steigenden 

Einnahmen aus der Bewirtschaftungstätigkeit gerechnet. 

Trotz der sich in den letzten Jahren ergebenen Kostensteigerungen im Bereich der Energiepreise sowie im 

Bausektor plant die Gesellschaft ihre Investitionsstrategie zur Erhaltung der Wohnqualität und zur Steigerung 

der Werthaltigkeit des Immobilienportfolios fortzusetzen. Hierzu plant das Unternehmen im Geschäftsjahr 

2026 Investitionen in Höhe von Euro 6,06 Mio., davon Euro 2,90 Mio. fur Maßnahmen der Instandhal- 

tung/Instandsetzung/Riickbau und Modernisierung sowie Euro 3,16 Mio. in zu aktivierende Sanierungsmaß- 

nahmen zu tätigen. Die Finanzierung soll mit Euro 2,35 Mio durch Fremdmittel und im Übrigen aus Eigenmit- 

teln erfolgen. Unter Einhaltung der Planungspramissen wird mit einem Jahrestiberschuss für das Jahr 2026 in 

Höhe von TEuro 411,0 gerechnet. 
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

3.1 Gegenstand der Prüfung 

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß 8 317 HGB den nach deutschen Rechnungslegungs- 

vorschriften aufgestellten Jahresabschluss (unter Einbeziehung der Buchführung) und den Lagebericht auf die 

Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften geprüft. 

Die gesetzlichen Vertreter tragen die Verantwortung für die Rechnungslegung, die dazu eingerichteten inter- 

nen Kontrollen und die gegenüber uns als Abschlussprüfer gemachten Angaben. Unsere Aufgabe als Ab- 

schlussprüfer ist es, diese Unterlagen unter Einbeziehung der Buchführung und die gemachten Angaben im 

Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den Aufgaben unserer 

Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise Rückwirkungen auf den nach deut- 

schen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahresabschluss oder den Lagebericht ergeben. 

Bei der Prüfung beachteten wir auftragsgemäß die Vorschriften des 8 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Haushalts- 

grundsätzegesetz (HGrG), die "Grundsätze für die Prüfung von Unternehmen nach § 53 HGrG" (Anlage zur 

VV zu 8 68 LHO) sowie den Prüfungsstandard IDW PS 720 des IDW. 

Eine besondere Prüfung zur Aufdeckung von falschen Darstellungen im Geld- und Leistungsverkehr 

(Unterschlagungsprüfung) war nicht Gegenstand der Abschlussprüfung. Im Verlaufe unserer Tätigkeit erga- 

ben sich auch keine Anhaltspunkte, die besondere Untersuchungen in dieser Hinsicht erforderlich gemacht 

hätten. 

3.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung 

Art und Umfang der beim vorliegenden Auftrag erforderlichen Prüfungshandlungen haben wir im Rahmen un- 

serer Eigenverantwortlichkeit nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt, das durch gesetzliche Regelungen 

und Verordnungen, der vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten sowie ggf. erweiternde Bedin- 

gungen für den Auftrag und die jeweiligen Berichtspflichten begrenzt wird. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung in Übereinstimmung mit 8 317 HGB unter Beachtung der vom 

IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW 

Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 

durchzuführen, dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob der Jahresabschluss (unter Einbe- 

ziehung der Buchführung) und der Lagebericht frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von do- 

losen Handlungen oder Irtümern sind. Im Rahmen der Prüfung werden Nachweise für die Angaben in Buch- 

führung, Jahresabschluss und Lagebericht auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 

Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsätze und der wesentlichen 

Einschätzungen der Geschäftsführung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
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und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage fur 

unsere Prüfungsurteile bildet. 

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehörte nur insoweit zu den Aufgaben unserer 

Abschlussprüfung, als sich aus diesen Vorschriften üblicherweise Rückwirkungen auf den Jahresabschluss 

ergeben. Die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie z.B. Unterschlagungen, sowie die 

Feststellung außerhalb der Rechnungslegung begangener Ordnungswidrigkeiten waren nicht Gegenstand un- 

serer Abschlussprüfung. 

Die nachfolgende Darstellung und Beschreibung von Prüfungsumfang und Prüfungsvorgehen ist so angelegt, 

dass es dem Aufsichtsgremium möglich ist, daraus Konsequenzen für die eigene Überwachungsaufgabe zu 

ziehen. 

Unsere Prüfung hat sich gemäß 8 317 Abs. 4a HGB nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbestand des ge- 

prüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert werden 

kann. 

Wir haben die Prüfung im März und April 2026 in den Geschäftsräumen der Gesellschaft in Quedlinburg 

durchgeführt. Die Schlussbearbeitung des Auftrags erfolgte in unseren Geschäftsräumen. 

Art und Umfang unserer Prüfungshandlungen haben wir in unseren Arbeitspapieren festgehalten. 

Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsvorgehens erarbeiteten wir zunächst eine Prüfungsstrategie. 

Diese beruhte auf einer Einschätzung des Unternehmensumfeldes und auf Auskünften der Geschäftsleitung 

über die wesentlichen Unternehmensziele und Geschäftsrisiken. 

Unsere Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten System- und Funktionstests, 

analytische Prüfungshandlungen sowie Einzelfallprüfungen. 

Wir haben unsere aussagebezogenen Prüfungshandlungen an den Ergebnissen unserer Beurteilung des 

rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems ausgerichtet. 

Bei der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sind wir wie folgt vorgegangen: 

Ausgehend von den externen Faktoren, den Unternehmenszielen, der Geschäftsstrategie und den Steu- 

erungs- und Überwachungsprozessen auf der Unternehmensebene haben wir anschließend die Geschäfts- 

prozesse analysiert. In diesem zweiten Schritt der Prozessanalyse haben wir beurteilt, inwieweit die wesentli- 

chen Geschäftsrisiken, die einen Einfluss auf unser Prüfungsrisiko haben, durch die Gestaltung der Betriebs- 

abläufe und der Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen reduziert worden sind. 

Die Erkenntnisse der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems haben wir bei der 

Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen und der Einzelfallprüfungen berücksichtigt. 

Soweit nach unserer Einschätzung wirksame funktionsfähige Kontrollen implementiert waren und damit aus- 
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reichende personelle, computergestützte oder mechanische Kontrollen die Richtigkeit der Jahresabschluss- 

aussage sicherstellten, konnten wir unsere aussagebezogenen Prüfungshandlungen im Hinblick auf Einzelfäl- 

le insbesondere im Bereich der Routinetransaktionen weitgehend einschränken. Soweit uns eine Ausdehnung 

der Prüfungshandlungen erforderlich erschien, haben wir neben analytischen Prüfungshandlungen in Form 

von Plausibilitätsbeurteilungen einzelne Geschäftsvorfälle anhand von Belegen nachvollzogen und auf deren 

sachgerechte Verbuchung hin überprüft. 

Im unternehmensindividuellen Prüfungsprogramm haben wir die Schwerpunkte unserer Prüfung, Art und Um- 

fang der Prüfungshandlungen sowie den zeitlichen Prüfungsablauf und den Einsatz von Mitarbeitern festge- 

legt. Hierbei haben wir die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Risikoorientierung beachtet. 

Die in unserer Prüfungsstrategie identifizierten kritischen Prüfungsziele führten zu folgenden Schwerpunkten 

unserer Prüfung: 

e Aktivierungen im Anlagevermögen, Auftragsvergabe und Abwicklung Gewährleistungseinbehalte, Einhal- 

tung der Vorschriften zur Bauabzugssteuer. 

e Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten, Zins- und Tilgungsleistungen, Abstimmung mit Darlehens- 

vertragen und Saldenmitteilungen. 

e Ansatz und Bewertung der Rückstellungen 

Gegenstand unserer Prüfung waren auch die Angaben im Lagebericht, insbesondere die prognostischen An- 

gaben. 

Externe Bestatigungen wurden wie folgt und nach folgenden Kriterien eingeholt: 

Von der zutreffenden Bilanzierung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen haben wir uns durch 

Einholung von Saldenbestatigungen nach mathematisch-statistischen Auswahlkriterien in Stichproben über- 

zeugt. 

Bankbestätigungen wurden von Kreditinstituten eingeholt. Rechtsanwaltsbestätigungen über schwebende 

Rechtsstreitigkeiten wurden erbeten und haben wir erhalten. 

Wesentliche Arbeiten anderer externer Prüfer wurden wie folgt verwertet: 

Wir haben uns hinsichtlich der Verwertung und der Einschätzung auf die für die Beurteilung wesentlichen Un- 

tersuchungen Dritter (z.B. Teilbereichsprüfer oder Sachverständige des Abschlussprüfers, wie Versiche- 

rungsmathematiker, Grundstückssachverständige etc.) gestützt. 

Die Eröffnungsbilanzwerte wurden ordnungsgemäß aus dem von uns geprüften Vorjahresabschluss über- 

nommen. 

Alle von uns erbetenen, nach pflichtgemäßem Ermessen zur ordnungsmäßigen Durchführung der Prüfung 

von den gesetzlichen Vertretern benötigten Aufklärungen und Nachweise wurden erbracht. Die Geschäftsfüh- 
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rung hat uns die Vollständigkeit dieser Aufklarungen und Nachweise sowie der Buchführung, des Jahresab- 

schiusses und des Lageberichts in der von uns eingeholten Vollstandigkeitserklarung am 24.04.2026 schrift- 

lich bestätigt. 

4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

4.1 OrdnungsmiBigkeit der Rechnungslegung 

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Im Rahmen unserer Prüfung stellen wir fest, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen in 

allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmaBiger 

Buchführung entsprechen. 

Die Aufzeichnungen der Geschäftsvorfälle der Gesellschaft sind nach unseren Feststellungen vollständig, fort- 

laufend und zeitgerecht. Der Kontenplan ermöglicht eine klare und übersichtliche Ordnung des Buchungs- 

stoffes mit einer für die Belange der Gesellschaft ausreichenden Gliederungstiefe. Soweit im Rahmen unserer 

Prüfung Buchungsbelege eingesehen wurden, enthalten diese alle zur ordnungsgemäßen Dokumentation er- 

forderlichen Angaben. Die Belegablage ist klar und übersichtlich geordnet, sodass der Zugriff auf die Belege 

unmittelbar anhand der Angaben in den Konten möglich ist. Die Buchführung entspricht somit für das ge- 

samte Geschäftsjahr in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Anforderungen. 

Die Organisation der Buchführung, das interne Kontrollsystem, der Datenfluss und das Belegwesen ermögli- 

chen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Buchung der Geschaftsvorfaile. 

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen wurden nach dem Ergebnis unserer 

Prüfung in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß in der Buchführung, im nach deutschen Rech- 

nungslegungsvorschriften aufgestellten Jahresabschluss und im Lagebericht abgebildet. 

Die Buchführung wurde IT-gestlitzt unter Verwendung von Software Microsoft Dynamics NAV 2015 — varyho- 

me, der varys. Gesellschaft für Software und Abrechnung mbH, Jena durchgeführt. 

Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben im Berichtsjahr keine nennenswerte organisatorische Ände- 

rungen erfahren: 

Grundlage des Rechnungswesens ist der Kontenranmen der Wohnungswirtschaft. Der Kontenplan ist ausrei- 

chend gegliedert, ein Kontenverzeichnis ist vorhanden. 

Die Sicherheit der fur die Zwecke der IT-gestiitzten Rechnungslegung verarbeiteten Daten ist gewährleistet. 

4.1.2 Jahresabschluss 

In dem uns zur Prüfung vorgelegten, nach deutschen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahresab- 

schluss zum 31. Dezember 2025 wurden in allen wesentlichen Belangen alle für die Rechnungslegung gelten- 
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den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und aller größen- 

abhängigen, rechtsformgebundenen oder wirtschaftszweigspezifischen Regelungen beachtet. 

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg für 

das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 sind nach unseren Feststellungen ord- 

nungsmäßig aus der Buchführung und aus den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die einschlägigen 

Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften wurden dabei ebenso in allen wesentlichen Belangen beachtet 

wie der Stetigkeitsgrundsatz des § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB. 

Zur OrdnungsmaBigkeit der im Anhang gemachten Angaben, Uber die von uns nicht an anderer Stelle be- 

richtet wird, stellen wir fest, dass die Berichterstattung im Anhang durch die gesetzlichen Vertreter vollständig 

und im gesetzlich vorgeschriebenen Umfang ausgeführt wurde. 

Die Inanspruchnahme der Schutzklausel des 8 286 Abs. 4 HGB ist bezüglich der Angabe Geschäftsführerbe- 

züge im Anhang gemäß § 285 Nr. 9 Buchstabe a und b HGB zu Recht erfolgt. 

4.1.3 Lagebericht 

Im Rahmen unserer Prüfung zur Gesetzeskonformität des Lageberichts haben wir gemäß § 321 Abs. 2 Satz 1 

HGB festgestellt, dass der Lagebericht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften ent- 

spricht. 

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Über das Ergebnis unserer Beurteilung, ob und inwieweit die durch den Jahresabschluss vermittelte Gesamt- 

aussage den Anforderungen des § 264 Abs. 2 Satz 1 HGB entspricht, berichten wir nachstehend. 

Da sich keine Besonderheiten ergeben haben, stellen wir fest, dass der Jahresabschluss insgesamt unter Be- 

achtung der Grundsätze ordanungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

Es ist nicht Gegenstand unserer Feststellungen zur „Gesamtaussage des Jahresabschlusses“, die Vermö- 

gens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens darzustellen. 

Der Lagebericht war in die Gesamtschau der durch die Rechnungslegungsgrundsätze bestimmten Darstel- 

lung der wirtschaftlichen Lage nicht einzubeziehen; die von diesen Grundsätzen unabhängigen Darstellungen 

im Lagebericht durften daher die erforderlichen Aussagen im Jahresabschluss nicht ersetzen. Unsere Fest- 

stellungen zur Prüfung des Lageberichts waren gesondert zu treffen. 

Im Zusammenhang mit der Feststellung über die Ordnungsmäßigkeit der Gesamtaussage des Jahresab- 

schlusses nehmen wir in diesen Prüfungsbericht weitere Erläuterungen auf, die zum Verständnis der Gesamt- 

aussage des Jahresabschlusses erforderlich sind, weil die Gesamtaussage „unter Beachtung der Grundsätze 
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ordnungsmäßiger Buchführung“ auch im Rahmen des gesetzlich Zulässigen durch Bilanzierungs- und Bewer- 

tungsentscheidungen sowie Sachverhaltsgestaltungen beeinflusst wird. 

Um den Adressaten eine eigene Beurteilung dieser Maßnahmen zu ermöglichen und ihnen Hinweise für die 

Ausrichtung ihrer Prüfungs- und Überwachungstätigkeit zu geben, gehen wir nachstehend im Einzelnen ein 

auf: 

— die wesentlichen Bewertungsgrundlagen (§ 321 Abs. 2 Satz 4 erster Satzteil HGB) 

— den Einfluss, den Änderungen in den Bewertungsgrundlagen und sachverhaltsgestaitende Maßnahmen 

insgesamt auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses haben (§ 321 Abs. 2 Satz 4 zweiter Satzteil 

HGB); zu den Änderungen in den Bewertungsgrundlagen gehören insbesondere Änderungen bei der Aus- 

übung von Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechten und der Ausnutzung von Ermessensspielräumen. 

Da es uns für die Beurteilung der Gesamtaussage des Jahresabschlusses durch die Adressaten - insbe- 

sondere in Bezug auf die Erläuterung der Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen sowie die sachver- 

haltsgestaltenden Maßnahmen - erforderlich erscheint, gliedern wir die Posten des Jahresabschlusses ent- 

sprechend 8 321 Abs. 2 Satz 5 HGB auf und erläutern sie ausreichend, soweit diese Angaben nicht im An- 

hang enthalten sind. 

4.2.2 Bewertungsqgrundlagen 

Die Bewertungsgrundlagen i.S.d. § 321 Abs. 2 Satz 4 erster Satzteil HGB umfassen die Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden sowie die für die Bewertung von Vermögensgegenständen und Schulden maßgebli- 

chen Faktoren (Parameter, Annahmen und die Ausübung von Ermessensspielräumen). 

Wertbestimmende Faktoren ergeben durch Verknüpfung mit den am Abschlussstichtag vorhandenen Be- 

standsgrößen von Vermögensgegenständen und Schulden die im Jahresabschluss angesetzten Buchwerte. 

Parameter sind in der Regel durch Marktpreise oder allgemein akzeptierte Standardwerte objektivierte Fakto- 

ren, während Annahmen über künftige Entwicklungen subjektive Faktoren der Wertbestimmung sind, deren 

Festlegung unter Berücksichtigung der Rechnungslegungsgrundsätze im Ermessen der gesetzlichen Ver- 

treter liegt. 

Ermessensspielräume beruhen auf unsicheren Erwartungen bei der Bestimmung von Schätzgrößen und den 

diesen zugrunde gelegten Annahmen. Daraus resultiert bei vielen Posten eine Bandbreite zulässiger Wert- 

ansätze. 

Im Rahmen der Erläuterung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ist insbesondere die Ausübung von 

Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechten von Bedeutung, weil mit derartigen Entscheidungen der gesetzli- 

chen Vertreter eine Einflussnahme auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses ermöglicht wird. 

Der Jahresabschluss der Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg zum 31. Dezember 2025 ist auf 
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der Grundlage folgender wesentlicher Bewertungsgrundlagen aufgestellt worden, die nachstehend erläutert 

werden. 

Wesentliche Bewertungsgrundlagen sind solche, die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Bewer- 

tungsgrundlagen für die Information der Berichtsadressaten von Bedeutung sind, weil sie die Gesamtaussage 

des Jahresabschlusses wesentlich beeinflussen. 

Die Bewertung des Grundvermögens erfolgt grundsätzlich zu fortgeführten Anschaffungs- und Herstellungs- 

kosten. Die Abschreibungen erfolgen planmäßig linear nach der jeweiligen Nutzungsdauer oder außerplanmä- 

Rig auf niedrigere beizulegende Werte, wenn auf der Grundlage des Ertragswertes Anzeichen für eine dau- 

ernde Wertminderung gegeben sind. Der Ertragswert wird nach der Immobilienwertermittlungsverordnung - 

ImmoWertV ermittelt. 

Die verwendeten Liegenschaftszinssätze zur Bodenwertverzinsung und Kapitalisierung des Reinertrages lie- 

gen bei 4,0 % (Vorjahr: 4,0 %). Der Ansatz von Bewirtschaftungskosten erfolgte dabei gemäß der Ertragswer- 

trichtlinie mit Pauschalen für Instandhaltungskosten von Euro 14,00 je gm Wohn-/Nutzfläche (Vorjahr: Euro 

13,80) und für Verwaltungskosten mit Euro 359,00 je Wohn-/Gewerbeeinheit (Vorjahr: Euro 351,00). Mie- 

terträge (Sollmieten und Erlösschmälerungen) werden nach tatsächlichen Gegebenheiten berücksichtigt. 

Bei Grundstücken mit Wohn- und Geschäftsbauten wird von einer dauernden Wertminderung ausgegangen, 

wenn der Stichtagswert (Ertragswert) den Wert, der sich aus planmäßigen Abschreibungen ergibt, während 

eines erheblichen Teils der Restnutzungsdauer oder den nächsten fünf Jahren nicht erreichen wird. Bei einer 

Restnutzungsdauer von mehr als 40 Jahren beträgt dieser Zeitraum zehn Jahre. 

Bei Wegfall der Gründe für eine außerplanmäßige Abschreibung werden entsprechend dem Wertaufho- 

lungsgebot gemäß § 253 Abs. 5 S. 1 HGB Zuschreibungen im Umfang der Werterhöhung unter Berücksichti- 

gung der planmäßigen Abschreibungen, die zwischenzeitlich vorzunehmen gewesen wären, vorgenommen. 

Im Geschäftsjahr 2025 wurde ein außerplanmäßiger Abschreibungsbedarf in Höhe von TEuro 483,4 ermittelt. 

Ein Zuschreibungsbedarf ergab sich in Höhe von TEuro 296,0. 

Bei der Bewertung der unfertigen Leistungen aus noch nicht abgerechneten Betriebs- und Heizkosten wurde 

neben dem Abschlag für erwartete auf Grund von Leerstand und gesetzlicher Verpflichtung (CO2-Anteile Ver- 

mieter) nicht abrechenbaren Kosten im Geschäftsjahr 2025 (TEuro 467,2; im Vorjahr: TEuro 622,9) auch ein 

Abschlag für ein erwartetes Ausfallrisiko auf sich ergebende Nachforderungen an Mieter (TEuro 100,0; im 

Vorjahr: TEuro 75,0) berücksichtigt. 

Die Höhe der Rückstellung für Pensionen eines ehemaligen Geschäftsführers wurde nach der PUC-Methode 

mit einem Rechnungszins von 2,06 % (10-Jahresdurchschnittssatz; im Vorjahr: 1,90 %) unter Verwendung 

der Richttafeln 2018 G von Klaus Heubeck ermittelt. Spezielle Annahmen gemäß IDW RH FAB 1.021 für kon- 

gruente Bestandteile zwischen Pensionsverpflichtungen und Rückdeckungsversicherungen nach dem Ak- 

tivprimat wurden berücksichtigt. 
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4.2.3 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 

Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen Auswirkungen auf 

die Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach dem Ergebnis unserer Prifungshandlungen im Pri- 

fungszeitraum nicht vor. 

4.2.4 Aufgliederungen und Erläuterungen 

§ 321 Abs. 2 Satz 5 HGB schreibt eine Aufgliederung von Abschlussposten vor, soweit dies zum Verständnis 

der Gesamtaussage des Jahresabschlusses, insbesondere zur Erläuterung der Bewertungsgrundlagen und 

deren Änderungen sowie der sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen nach 8 321 Abs. 2 Satz4 HGB, erfor- 

derlich ist und die Angaben nicht im Anhang enthalten sind. 

Soweit zum Verständnis der Gesamtaussage bestimmte Posten des Jahresabschlusses von uns nachste- 

hend aufgegliedert werden, erläutern wir dabei auch, welchen Einfluss die geänderte Ausübung eines Wahl- 

rechts oder die Durchführung einer Sachverhaltsgestaltung auf den Ansatz, die Bewertung oder die Zusam- 

mensetzung einzelner Abschlussposten hat. 

Im Rahmen dieser Aufgliederungen nehmen wir auch im Jahresabschluss bereits enthaltene Angaben in ei- 

ner abweichenden Darstellung nachstehend in unseren Priifungsbericht auf. 

Zu den wesentlichen Posten des Jahresabschlusses werden nachfolgend zur Verbesserung der Darstellung 

der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage Aufgliederungen und Erläuterungen gegeben, soweit entsprechen- 

de Angaben im Anhang nicht enthalten sind. Soweit Erläuterungen gleich lautend bei mehreren Posten der- 

selben Gruppe zu wiederholen wären, werden sie zur Erleichterung der Lesbarkeit des Berichts diesen voran- 

gestellt. 
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Aufstellung wesentlicher Aktivposten 
der Bilanz zum 31. Dezember 2025 
(Anteil an der Bilanzsumme größer 10,0 %) 

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bau- 
ten einschließlich der Bauten auf fremden Grund- 
stücken 

Aufstellung wesentlicher Passivposten 
der Bilanz zum 31. Dezember 2025 
(Anteil an der Bilanzsumme größer 10,0 %) 

andere Gewinnrücklagen 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

Aufstellung wesentlicher Posten der Gewinn- und 
Verlustrechnung vom 01.01.2025 bis 31.12.2025 
(Anteil an den Umsatzerlösen größer 10,0 %) 

Umsatzerldse 
Aufwendungen für bezogene Leistungen 
Löhne und Gehälter 
auf immaterielle Vermögensgegenstände des An- 
lagevermögens und Sachanlagen 
Reparaturen und Instandhaltungen 
Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 

Bilanzansatz Anteil Änderung 
zum Bilanz- gegenüber 

31.12.2025 summe 31.12.2024 

Euro % % 

76.471.284,88 91,1 -0,5 

76.471.284 ,88 91.1 

Bilanzansatz Anteil Änderung 
zum Bilanz- gegenüber 

31.12.2025 summe 31.12.2024 
Euro % % 

51.515.505,87 61,4 -- 

18.906.841,16 22,5 -6,1 

70.422.347,03 83.9 

Wertansatz Anteil Änderung 
Geschäfts- Umsatz- gegenüber 
jahr 2025 erlöse Vorjahr 

Euro % % 

13.550.856,73 100,0 5,9 

4.658.629,38 34,4 12,1 

1.423.141,19 10,5 8,0 

2.660.467,00 19,6 20,1 

3.233.305,17 23,9 1,7 

4.545.441,06 33,5 13,6 
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4.3 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

Wir weisen darauf hin, dass es bei der Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage systembedingt 

zu geringen Rundungsdifferenzen kommen kann. 

4.3.1 Vermögenslage und Kapitalstruktur 

Vermögenslage und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr ergeben sich aus 

den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen in TEuro für die beiden Abschlussstichtage 31. Dezem- 

ber 2025 und 31. Dezember 2024. 

Bilanz zum Bilanz zum Änderung ggü. dem 

31.12.2025 31.12.2024 Vj. in 

TEuro_ % TEuro  % TEuro % 

Langfristig gebundenes Vermögen 

Anlagevermögen 

Immaterielle Vermögensgegenstände 

Konzessionen, Lizenzen 7,5 0,0 81 0,0 -0,6 -7,4 

Sachanlagen 

Grundstücke und Bauten 76.471,3 91,1 76.840,3 90,8 -369,0 -0,5 

Betriebs- und Geschéaftsausstattung 2214 03 151,0 0,2 70,4 46,6 

Anlagen im Bau, Bauvorbereitungskosten, 

geleistete Anzahlungen 1.182,2 14 8824 1.0 299.8 34.0 

Mittel-/langfristige Forderungen 29,2 0,0 00 00 29,2 - 

Summe mittel-/langfristig gebundenes 

Vermögen 77.911,6 92,8 77.881,8 92,0 29,8 0,0 

Kurzfristig gebundenes Vermögen 

Umlaufvermögen 

Vorräte 4.104,8 4,9 3.4533 41 651,5 18,9 

Kurzfristige Forderungen 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 1296 0,2 90,6 0,1 39,0 43,0 

Sonstige Vermögensgegenstände 88,8 0,1 1.1598 1,4 -1.071,0 -92,3 

Liquide Mittel 1.727,55 21 2.1085 2,5 -381,0 -18,1 

Summe kurzfristig gebundenes Vermögen 6.050,7 7,3 6.812,22 8,0 -761,5 „11,2 

Rechnungsabgrenzungsposten 53 0,0 6,0 0,0 -0,7 -11,7 

Summe Aktiva 83.967,6 100,0 384.700,0 100,0 -732,4 -0,9 
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Bilanz zum Bilanz zum Änderung ggü. 
31.12.2025 31.12.2024 dem Vorjahr in 

TEure _% TEuro  % TEuro % 

Mittel-/langfristig verflighares Kapital 

Eigenkapital 

Gezeichnetes Kapital 520 01 52,0 01 0,0 0,0 

Gewinnrucklagen 51.5415 614 51.5415 60,9 0,0 0,0 

Bilanzgewinn 55875 66 45804 53 1.0071 22.0 

57.181,0 68,1 56.1739 66,3 1.0071 22.0 

Fremdkapital 

Sonderposten fur Zuschüsse und Zulagen 11,0 00 11,9 0,0 -0,9 -7.6 

Sonstige Rückstellungen 2108 03 196.4 0,2 14.4 73 

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 

Verpflichtungen 17,0 0,0 17,2 0,0 -0,9 -5,0 

Verbindlichkeiten 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 16.8922 20,1 17.617,7 20,9 -725,5 -4,1 

Summe mittel-flangfristig verfügbares Kapital 74.312,0 88,5 74.017,8 87,4 294,2 0,4 

Kurzfristig verfügbares Kapital 

Rückstellungen 

Sonstige Rückstellungen 747,3 0,9 4332 05 314,1 72.5 

Verbindlichkeiten 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 20146 24 25175 30 -502,9 -20,0 

Erhaltene Anzahlungen 4151.2 50 43299 51 -178,7 -4.1 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 25848 3,1 3.286,8 3,9 -702,0 -21,4 

Gesellschafterverbindlichkeiten 04 00 01 00 0,3 300,0 

Sonstige Verbindlichkeiten und Sonderposten 

kurzfristig 366 00 41 00 32,5 792,7 

Summe kurzfristig verfügbares Kapital 9.5349 11,4 10.571,6 12,5 -1.036,7 -9,8 

Rechnungsabgrenzungsposten 120,7 0,1 110,6 0,1 10,1 9.1 

Summe Passiva 83.967,6 100,0 84.700,0 100,0 -732,4 -0,9 

Das Gesamtvermagen hat sich gegenüber dem Vorjahr um -732,4 TEuro bzw. -0,9 % auf 83.967,6 TEuro ver- 

ringert. Dieser Rückgang resultiert im Wesentlichen aus einem Rückgang des kurzfristig gebundenen Ver- 

mögens insbesondere der Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande um -1.071,0 TEuro (davon 

Fördermittel -973,1) und der flüssigen Mittel um -381,0 TEuro. Demgegenüber steht ein Anstieg der Vorräte 

um 651,5. 

Der Anteil des mittel- und langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermdégen hat sich von 92,0 % in 

2024 auf 92,8 % in 2025 erhöht. 
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Die absolute Veränderung der immateriellen Vermögensgegenstände um -0,6 TEuro begründet sich in Zu- 

gängen (2,7 TEuro) denen planmäßige Abschreibungen (3,4 TEuro) gegenüberstehen. 

Der Anstieg bei den Sachanlagen von 77.873,7 TEuro in 2024 auf 77.874,9 TEuro in 2025 beruht zum einen 

auf aktivierte Investitionen in Höhe von 2.405,0 TEuro sowie Zuschreibungen in Höhe von 296,0 TEuro, denen 

planmäßige und außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe von 2.657,1 TEuro sowie Anlageabgänge zu 

Restbuchwerten in Höhe von 42,8 TEuro gegenüberstehen. 

Die Erhöhung der Vorräte um 651,5 TEuro resultiert im Wesentlichen aus gestiegenen Betriebs- und Heiz- 

kosten, die für die Mieter im Geschäftsjahr verauslagt und im folgenden Geschäftsjahr abgerechnet werden. 

Die liquiden Mittel haben sich durch die Investitionen des Geschäftsjahres um -381,0 TEuro vermindert. 

Dementsprechend hat sich das kurzfristig gebundene Vermögen um -761,5 TEuro bzw. -11,2 % auf nunmehr 

6.050,7 TEuro vermindert. 

Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von 5,3 TEuro beinhaltet abgegrenzte Versicherungsbei- 

träge und Zahlungen für Serviceverträge, 

Das Eigenkapital der Gesellschaft ist von 56.173,9 TEuro in 2024 auf 57.181,0 TEuro in 2025 angestiegen. 

Die bilanzielle Eigenkapitalquote der Gesellschaft beträgt damit zum Abschlussstichtag 68,1 % 

des Gesamtkapitals gegenüber 66,3 % im Vorjahr. 

Die mittel-, lang- und kurzfristigen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten haben sich insgesamt um 

TEuro -1.228,4 vermindert. Hier stehen planmäßigen Tilgungen in Höhe von TEuro 2.527,8 (Vorjahr: TEuro 

2.541,6) Darlehensneuaufnahmen in Höhe von TEuro 1.300,0 (Vorjahr TEuro 0,0) gegenüber. Weiterhin erga- 

ben sich Veränderungen der sonstigen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten in Höhe von TEuro -0,5. 

Korrespondierend zu den Vorräten aus noch abzurechnenden Heiz- und Betriebskosten 2025 haben sich die 

Vorauszahlungen auf die Betriebs- und Heizkosten um TEuro 61,4 erhöht. Des Weiteren wurde im Vorjahr in 

den erhaltenen Anzahlungen die erhaltene Kaufpreiszahlung für den Verkauf des Gewerbeobjektes in der 

Magdeburger Str. 12, der im Jahr 2025 wirksam geworden ist, in Höhe von TEuro 240,0 ausgewiesen. 
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Die Vermögens- und Kapitalstruktur stellt sich in Kennzahlen wie folgt dar: 

Kennzahlen zur Vermögenslage 

Eigenkapital 

Bilanzsumme 

Eigenkapitalquote in % 

Rückstellungen 
Bilanzsumme 

Rückstellungsquote in % 

Verbindlichkeiten 
Bilanzsumme 

Verbindlichkeitenquote in % 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 

Bilanzsumme 

Verbindlichkeitenquote LuL in % 

Anlagevermögen 

Bilanzsumme 

Anlagenintensität in % 

Zum Verkauf bestimmte Grundstücke 

und andere Vorräte 
Bilanzsumme 

Vorräteintensität in % 

Forderungen und sonstige Vermö- 
gensgegenstände 
Bilanzsumme 

Forderungsquote in % 

31.12.2025 

Euro / Wert 

57.180.991,42 
83.967.622,78 

68,10 

975.044,65 
83.967.622,78 

1,16 

25.679.042,75 
83.967.622,78 

30,58 

2.584.787,83 
83.967.622,78 

3,08 

77.882.411,98 
83.967.622,78 

92,75 

4.104.767,32 

83.967.622,78 

4,89 

247.560,79 
83.967.622,78 

0,29 

31.12.2024 
Euro / Wert 

56.173.946,93 
84.699.984,93 

66,32 

647.420,66 
84.699.984,93 

0,76 

27.755.203,32 
84.699.984,93 

32,77 

3.286.828,62 
84.699.984,93 

3,88 

77.881.826,50 
84.699.984,93 

91,95 

3.453.245,43 
84.699.984,93 

4,08 

1.250.388,26 
84.699.984,93 

1,48 

Veränderung 

zum Vorjahr 

1.007.044,49 
-732.362,15 

1,78 

327.623,99 
-732.362,15 

0,40 

-2.076.160,57 
-732.362,15 

-2,19 

-702.040,79 
-732.362,15 

-0,80 

585,48 
-732.362,15 

0,80 

651.521,89 
-732.362,15 

0,81 1 

-1.002.827,47 
-732.362,15 

-1,19 
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Kassenbestand, Bundesbankguthaben, 
Guthaben bei Kreditinstituten und 
Schecks 

+ sonstige Wertpapiere 

Bilanzsumme 

Quote der flüssigen Mittel in % 

Eigenkapital 
Anlagevermögen 

Anlagendeckungsgrad in % 

31.12.2025 
Euro / Wert 

1.727.549,46 
83.967.622,78 

2,06 

57.180.991,42 
77.882.411,98 

73,42 

31.12.2024 
Euro / Wert 

2.108.490,58 
84.699.984,93 

2,49 

56.173.946,93 
77.881.826,50 

72,13 

Veranderung 

zum Vorjahr 

-380.941,12 
-732.362,15 

-0,43 

1.007.044,49 
585,48 

1,29 
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4.3.2 Finanzlage 

Die Finanz- und Liquiditätsstruktur stellt sich in Kennzahlen wie folgt dar: 

31.12.2025 

Euro / Wert 

Kennzahlen zur Liquidität 

Cashflow 

Jahresüberschuss 1.042.044,49 
+ Abschreibungen verrechnet mit Zuschreibungen 2.364.430,73 
+/- Veränderung der Rückstellungen 323.935,28 
+/- Veränderung des SoPo Investitionszuschiisse -913,40 

Cashflow 3.729.497,10 

Dauerfinanzierungsmittel 18.906.841,16 
Cashflow 3.729.497,10 

Nettoverschuldung in Jahren bezogen 
auf den Cashflow 5,07 

Dauerfinanzierungsmittel 18.906.841,16 

planméaRige Tilgungen 2.527.830,81 

Nettoverschuldung in Jahren bezogen auf 
planmäßige Tilgungen 7,48 

Cashflow 3.729.497,10 
planmé&Rige Tilgungen 2.527.830,81 

Tilgungskraft in % 147,54 

31.12.2024 
Euro / Wert 

579.478,45 
2.215.323,92 
-734.442,30 
_-913,40 

2.059.446,67 

20.135.193,59 
2.059.446,67 

9,78 

20.135.193,569 
2.541.643,79 

7,92 

2.059.446,67 
2.541.643,79 

81,03 

Veränderung 

zum Vorjahr 

462.566,04 
149.106,81 
323.935,28 

0,00 

1.670.050,43 

-1.228.352,43 
1.670.050,43 

„4,71 

-1.228.352,43 
-13.812,98 

„0,44 

1.670.050,43 
-13.812,98 

66,51 
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4.3.3 Ertragslage 

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgsrechnungen der beiden 

Geschäftsjahre 2025 und 2024 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und ihrer Veränderungen: 

01.01. bis 01.01. bis Änderung ggü. 
31.12.2025 31.12.2024 d. Vorjahr in 

TEuro % TEuro % TEuro % 

Umsatzerlöse 13.550,9 954 12.7991 98,8 751,8 5,9 

Bestandsveränderungen 651,5 4,6 153,3 1,2 498,2 325,0 

Gesamtleistung 14.202,4 100,0 12.952,4 100,0 1.250,0 9,7 

Sonstige betriebliche Erträge 7134 5,0 218,7 1,7 494,7 226,2 

Finanzerträge 18,1 0/1 60,6 0,5 “42.5 -70,1 

Erträge gesamt 14.933,9 105,2 13.231,7 102,2 1.702,2 12,9 

Aufwendungen für bezogene Lieferun- 
gen und Leistungen 7.891,9 55,6 7.333,1 56,6 558,8 7,6 

Personalaufwand 1.744,1 12,3 1.606,9 12,4 137,2 8,5 

Abschreibungen 2.660,5 18,7 2.215,3 17,1 4452 20,1 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 9234 65 849,4 6,6 74,0 8,7 

Finanzaufwand 4117 2,9 424,4 3,3 -12,7 -3,0 

sonstige Steuern 260,3 1,8 223,1 17 37,2 16,7 

Aufwendungen gesamt 13.891,9 97,8 126522 97,7 1.239,7 9,8 

Jahresergebnis 1.042,0 7,3 579,5 4,4 462,5 79,8 

Auf der Ertragsseite wirkt sich eine Erhöhung der Umsatzerlöse aus der Bewirtschaftungstätigkeit i.H.v. TEuro 

751,1 positiv aus. In höherem Umfang als im Vorjahr wird das Jahresergebnis durch Erträge aus Zuschrei- 

bungen (TEuro 296,0; Vorjahr: TEuro 0,0) und Erträge aus Anlagenverkäufen (TEuro 220,6; Vorjahr: TEuro 

0,0) beeinflusst. 

Die Erhöhung der Abschreibungen resultiert im Wesentlichen aus einer Veränderung der außerplanmäßigen 

Abschreibungen von TEuro 384,2. Diese wurden im Geschäftsjahr nach Überprüfung der Buchwerte der Ob- 

jekte anhand einer Ertragswertermittlung nach der Immobilienwertermittiungsverordnung in Höhe von insge- 

samt TEuro 483,4 (Vorjahr: 99,1) berücksichtigt. Die planmäßigen Abschreibungen des Geschäftsjahres be- 

tragen TEuro 2.177,1 (Vorjahr: 2.116,2). 

Weitere Veränderungen im Vergleich zum Vorjahr ergeben sich aus einem Anstieg der Aufwendungen fur be- 

zogene Lieferungen und Leistungen um 558,9 TEuro, der durch einen Anstieg der Betriebs- und Heizkosten 

um TEuro 496,9 TEuro und der Instandhaltungskosten um 55,4 TEuro verursacht ist. Die Kostensteigerung 

der Betriebs- und Heizkosten wird durch die Bestandserhohung der unfertigen Leistungen mit 651,5 TEuro 

kompensiert. 

Die Erhöhung der sonstigen betrieblichen Aufwendungen (74,0 TEuro) ist im Wesentlichen durch einen An- 

stieg der Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Mietforderungen um 116,9 TEuro bedingt. 
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Die Ergebnisstruktur stellt sich in Kennzahlen wie folgt dar: 

Kennzahlen zur Ertragslage 

Jahresüberschuss 

Umsatzerlöse 

Umsatzrendite in % 

Jahresüberschuss 
Eigenkapital 

Eigenkapitalrendite in % 

Cashflow 
Eigenkapital 

Eigenkapitalrendite bezogen auf den 
Cashflow 

Jahresergebnis 
+ Zinsaufwand 
Bilanzsumme 

Gesamtkapitalrendite in % 

Personalaufwand 
Gesamtleistung 

Personalaufwandsquote in % 

Aufwendungen fiir bezogene Lieferungen 
und Leistungen 
Gesamtleistung 

Materialaufwandsquote in % 

Abschreibungen 

Gesamtleistung 

Abschreibungsquote in % 

2025 
Euro / Wert 

1.042.044,49 
13.550.856,73 

7,69 

1.042.044,49 
57.180.991,42 

1,82 

3.729.497,10 
57.180.991,42 

6,52 

1.453.694,92 
83.967.622,78 

1,73 

1.744.069,71 
14.202.378,62 

12,28 

7.891.934,55 

14.202.378,62 

55,57 

2.660.467,00 
14.202.378,62 

18,73 

2024 
Euro / Wert 

579.478,45 
12.799.102,48 

4,53 

579.478,45 

56.173.946,93 

1,03 

2.059.446,67 
56.173.946,93 

3.67 

1.003.895,23 
84.699.984,93 

1,19 

1.606.888,50 
12.952.417,65 

12,41 

7.333.068,10 

12.952.417,65 

56,62 

2.215.323,82 
12.952.417,65 

17,10 

Veranderung 

zum Vorjahr 

462.566,04 
751.754,25 

3,16 

462.566,04 
1.007.044,49 

0,79 

1.670.050,43 
1.007.044,49 

2,85 

449.799,69 
-732.362,15 

0,54 

137.181,21 

1.249.960,97 

-0,13 

558.866,45 

1.249.960,97 

-1,05 

445.143,08 
1.249.960,97 

1,63 
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2025 
Euro / Wert 

Instandhaltungskosten (ohne Schadensbeseitigung 
Versicherung) 3.196.173,34 

gm Nutzfläche 155.918,12 

Instandhaltungskosten je qm Nutzfläche pro Jahr 20,50 

E (Earnings) 

Jahresliberschuss 

E (Earnings) 

EBT (Earnings Before Taxes) 

Jahresiiberschuss 

EBT (Earnings Before Taxes) 

EBIT (Earnings Before Interest and 

Taxes) 

Jahresiiberschuss 

+ Zinsaufwand 

EBIT (Earnings Before Interest and 

Taxes) 

EBITDA (Earnings Before Interest, 
Taxes, Depreciation and Amortiza- 

tion) 

Jahrestberschuss 

+ Zinsaufwand 
+ Abschreibungen 

EBITDA (Earnings Before Interest, 

Taxes, Depreciation and Amortiza- 

tion) 

Jahresuberschuss 

Gesamtleistung 

E - Marge (Umsatzrendite ll) in % 

1.042.044,49 

1.042.044,49 

1.042.044,49 

1.042.044,49 

1.042.044,49 
411.650,43 

1.453.694,82 

1.042.044,49 
411.650,43 

2.660.467,00 

4.114.161,92 

1.042.044,49 
14.202.378,62 

7,34 

2024 
Euro / Wert 

3.094.598 47 
167.601,07 

19,64 

579.478,45 

579.478,45 

579.478,45 

579.478,45 

579.478,45 
424.416,78 

1.003.895,23 

579.478,45 
424.416,78 

2.215.323,92 

3.219.219,15 

579.478,45 
12.852.417,65 

4,47 

Veränderung 
zum Vorjahr 

101.574,87 
-1.682,95 

0,86 

462.566,04 

462.566,04 

462.566,04 

462.566,04 

462.566,04 
-12.766,35 

449.799,69 

462.566,04 
-12.766,35 
445.143,08 

804.942,77 

462.566,04 
1.249.960,97 

2,87 
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EBT (Earnings Before Taxes) 
Gesamtleistung 

EBT - Marge in % 

EBIT (Earnings Before Interest and 
Taxes) 
Gesamtleistung 

EBIT - Marge in % 

EBITDA (Earnings Before Interest, 
Taxes, Depreciation and Amortization) 
Gesamtleistung 

EBITDA - Marge in % 

Umsatzerlöse 
Personalaufwand 

Umsatz je EUR Personalaufwand 

Jahresüberschuss 

Personalaufwand 

Jahresergebnis je EUR Personal- 

aufwand 

2025 
Euro / Wert 

1.042.044,49 
14.202.378,62 

7,34 

1.453.694,92 
14.202.378,62 

10,24 

4.114.161,92 
14.202.378,62 

28,97 

13.550.856,73 
1.744.069,71 

7,77 

1.042.044,49 
1.744.069,71 

0,60 

2024 
Euro / Wert 

579.478,45 

12.952.417,65 

4,47 

1.003.895,23 

12.952.417,65 

7,75 

3.218.219,15 
12.952.417,65 

24,85 

12.799.102,48 
1.606.888,50 

7,97 

579.478,45 
1.606.888,50 

0,36 

Veränderung 
zum Vorjahr 

462.566,04 
1.249.960,97 

2,87 

449.799,69 

1.249.960,97 

2,49 

894.942,77 
1.249.960,97 

4,12 

751.754,25 
137.181,21 

-0,20 

462.566,04 
137.181,21 

0.24 
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5. Feststellungen gemäß 8 53 HGrG 

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des 8 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG beachtet. 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d.h. mit der erforderlichen 

Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vorschriften, den Bestimmungen 

des Geselischaftsvertrags und der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung geführt worden sind. 

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage 10 (Prüf- und Erhebungsliste zu 

den Feststellungen nach 8 53 HGrG auf der Grundlage des [DW PS 720-Fragenkatalogs zur Berichterstat- 

tung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG) dargestellt. Über diese Feststellungen hin- 

aus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind. 
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6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir am 24.04.2026 dem als Anlagen 1 bis 3 beigefügten Jahres- 

abschluss der Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg, Quedlinburg, zum 31. Dezember 2025 

und dem als Anlage 4 beigefügten Lagebericht für das Geschäftsjahr 2025 den folgenden Bestätigungsver- 

merk erteilt, der von uns an dieser Stelle wiedergegeben wird: 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg 

Prüfungsurteite 

Wir haben den Jahresabschluss der Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg — bestehend aus der 

Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 

2025 bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden — geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Wohnungswirtschaftsgesell- 

schaft mbH Quedlinburg für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

® entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge- 

sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordanungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 und 

® vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In al- 

len wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 

deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu- 

treffend dar. 

Gemäß 8 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord- 

nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Priifungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs- 

mäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten 

durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 

„Verantwortung des Abschlussprüfers fur die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 

Seite 26



Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Überein- 

stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonsti- 

gen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 

dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrates für den Jahresabschluss und den Lagebe- 

richt 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 

und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh- 

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie 

in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 

haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Dar- 

stellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens- 

schädigungen) oder [rrttimern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 

der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstétigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver- 

antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstétigkeit, sofern einschia- 

gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs- 

grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstatigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 

rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 

für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 

eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er- 

möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kön- 

nen. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft 

zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Seite 27



Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei 

von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der La- 

gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 

Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent- 

wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 

Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Ubereinstim- 

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger 

komplexe Einheiten durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Dar- 

stellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 

wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage die- 

ses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein- 

flussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgeméaRes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 

Darüber hinaus 

®e identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 

im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen 

als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 

sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlun- 

gen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass ei- 

ne aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlun- 

gen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel- 

lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

» erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrol- 

len und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs- 

handlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü- 

fungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maß- 

nahmen abzugeben. 

e beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs- 

methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte 

und damit zusammenhängenden Angaben. 

s ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des van den gesetzlichen Vertretern angewand- 

ten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
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der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 

oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 

Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 

sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prifungsnachweise. Zukünftige 

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä- 

tigkeit nicht mehr fortführen kann. 

e beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der Anga- 

ben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 

dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Gesellschaft vermittelt. 

® beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 

das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

e führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 

Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 

dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde ge- 

legten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 

Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 

sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid- 

bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die 

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 

Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und dem 

IDW Prüfungsstandard für weniger komplexe Einheiten: Prüfungsurteil, Berichterstattung und Archivierung 

(IDW PS KMU 7 (09.2022)). 

Die Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsberichts 

setzt unsere vaorherige Zustimmung voraus. 
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Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder Lageberichts in einer von der be- 

stätigten Fassung abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) erfordert unsere 

erneute Stellungnahme, soweit dabei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen 

wird. Wir weisen diesbezüglich auf § 328 HGB hin. 

Alfeld, 24.04.2026 

K + L Wirtschaftsprüfung GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

en A 
| 

| 

| | Loe Line AN 

Kénnecker 

Wirtschaftspriiferin 
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG für die Zeit vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 

Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg 

Quedlinburg 

Geschäftsjahr Vorjahr 
Euro Euro 

1. Umsatzerlöse 

a) aus Bewirtschaftungstätigkeit 13.432.989,25 12.681.875,17 

b) aus Betreuungstätigkeit 113.706,21 112.979,18 

c) aus anderen Lieferungen und Leistungen 4.161,27 4.248,13 

2. Erhöhung des Bestands an zum Verkauf 
bestimmten Grundstücken mit fertigen 
oder unfertigen Bauten sowie unfertigen 
Leistungen 651.521,89 153.315,17 

3. sonstige betriebliche Erträge 713.475,36 218.672,18 

4. Aufwendungen für bezogene Lieferungen 
und Leistungen 

a) Aufwendungen für Bewirtschaftungstätig- 
keit 7.889.336,78 7.329.216,61 

b) Aufwendungen für andere Lieferungen 
und Leistungen In 2.597,77 3.851,49 

7.891.934,55 7.333.068,10 

5. Personalaufwand 

a) Löhne und Gehälter 1.423.141,19 1.317.952,19 

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für 
Altersversorgung und für Unterstützung 320.928,52 288.936,31 

- davon fur Altersversorgung 
Euro 596,50 (Euro -496,00) 

1.744.069,71 1.606.888,50 

6. Abschreibungen 

a) auf immaterielle Vermdgensgegenstande 
des Anlagevermégens und Sachanlagen 2.660.467,00 2.215.323,92 

7. sonstige betriebliche Aufwendungen 923.431,19 849.405,09 

8. sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage 18.069,18 60.556,54 

9. Zinsen und ahnliche Aufwendungen 411.650,43 424 416,78 

- davon Zinsaufwendungen aus der Abzin- 
sung von Rückstellungen Euro 340,71 
(Euro 341,95) 

10. Ergebnis nach Steuern 1.302.370,28 802.543,98 

11. sonstige Steuern 260.325,79 223.065,53 

12. Jahresiiberschuss 1.042.044,49 579.478,45 

13. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 4.545.441,06 4.000.962,61 

14. Bilanzgewinn 5.587.485,55 4.580.441,06 



Anlage 3 

Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg, 

Quedlinburg 

Anhang 

für das Geschäftsjahr 2025 

1. Angaben zur Identifikation der Kapitalgesellschaft 

Firma: Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg 

Sitz: 06484 Quedlinburg 
Registergericht: Amtsgericht Stendal, HRB 103904 

2. Allgemeine Angaben 

Die Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg ist zum Bilanzstichtag 

31. Dezember 2025 eine kleine Kapitalgesellschaft im Sinne des § 267 Abs. 1 i. V. m. § 267 Abs. 

4 Satz 1 HGB. 

Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2025 wurde nach den Vorschriften des deutschen 
Handelsgesetzbuches (HGB) aufgestellt. Dabei wurden die einschlägigen gesetzlichen 

Regelungen für Gesellschaften mit beschränkter Haftung und die Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrages sowie die Verordnung über Formblätter für die Gliederung des 

Jahresabschlusses für Wohnungsunternehmen (JAbschIWUV) vom 14. Juni 2023 beachtet. Auf 
Grundlage des Gesellschaftsvertrages hat die Gesellschaft ihren Jahresabschluss auf Grundlage 

des 8 267 Abs. 3 HGB aufgestellt. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde entsprechend § 275 Abs. 2 HGB nach dem 

Gesamtkostenverfahren aufgestellt. 

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

Im Interesse einer besseren Klarheit und Übersichtlichkeit werden die nach den gesetzlichen 

Vorschriften wahlweise bei den Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung oder 
im Anhang anzubringenden Vermerke weitgehend im Anhang aufgeführt. 

Das Prinzip der Darstellungsstetigkeit ist grundsätzlich beachtet worden.



Anlage 3 

3. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden ist von der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit ausgegangen worden. 

Als Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Vermögensgegenstände sind die Werte der 

DM-Eröffnungsbilanz vom 1. Juli 1990 bzw. die Anschaffungs- oder Herstellungskosten gemäß 

§ 255 HGB zugrunde gelegt. 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind unverändert beibehalten worden. Sofern 
Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften nicht unverändert beibehalten wurden, werden 

die Änderungen unter den einzelnen Positionen erläutert. 

Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäftsjahres eingetreten 

und weder in der Gewinn- und Verlustrechnung noch in der Bilanz berücksichtigt sind, haben 

sich nicht ergeben. 

Im Einzelnen sind folgende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zur Anwendung gelangt 
bzw. werden im Nachtragsbericht dargestellt. 

Anlagevermögen 

Immaterielle Vermögensgegenstände 

entgeltlich erworbene Lizenzen 

Entgeltlich von Dritten erworbene immaterielle Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens wurden mit den Anschaffungskosten, vermindert um planmäßige 
Abschreibungen, bilanziert. Erhaltene bzw. angeforderte und auf Anlagengegenstände direkt 

zuordenbare Investitionszuschüsse werden grundsätzlich unmittelbar von den 

Anschaffungskosten abgesetzt (Nettomethode). 

Sachanlagen 

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten 

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts- und anderen Bauten 

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten 

andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 

Anlagen im Bau 

Bauvorbereitungskosten 

Das Sachanlagevermögen wurde zu fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 
Anschaffungs- und Herstellungskosten abzüglich planmäßiger Abschreibungen, bewertet. 

Zugänge zum Sachanlagevermögen wurden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 
bewertet. In die Herstellungskosten wurden alle Pflichtbestandteile gem. § 255 Abs. 2 HGB 
einbezogen.
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Investitionszuschüsse, soweit angefordert bzw. erhalten, werden von den Herstellungskosten 

abgezogen. 

Soweit nachträgliche Aufwendungen zu einer Erweiterung oder zu einer über den 

ursprünglichen Zustand hinausgehenden wesentlichen Verbesserung des 
Vermögensgegenstandes führten, werden diese als nachträgliche Herstellungskosten aktiviert. 

Als betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer wurden für: 

Wohngebäude 10-80 Jahre 

Außenanlagen 10-19 Jahre 

Geschäfts- und andere Bauten 10-40 Jahre 
Betriebs- und Geschäftsausstattung 3-14 Jahre 
Geringwertige Vermögensgegenstände Abschreibung 100 % im Jahr der 
(250 € - 800 €) Anschaffung 

angesetzt. 

Bewegliche geringwertige Vermögensgegenstände mit Anschaffungskosten bis zu 800 € netto 

werden sofort abgeschrieben. 

Die Abschreibungen auf Zugänge des Anlagevermögens erfolgen grundsätzlich zeitanteilig. 

Soweit die beizulegenden Werte einzelner Vermögensgegenstände zum Stichtag ihren 

Buchwert unterschreiten, werden zusätzlich außerplanmäßige Abschreibungen bei 

voraussichtlich dauernder Wertminderung vorgenommen. 

Sofern die Absicht besteht, eine Immobilie dauerhaft im Unternehmen zu nutzen, wurde für 
die Ermittlung des beizulegenden Wertes auf den ermittelten subjektiven Immobilienwert 

abgestellt. Grundlage für die Ableitung des subjektiven Immobilienwertes bildete die 

Ermittlung eines intersubjektiv nachprüfbaren Immobilienwertes. Hierzu ist bei Grundstücken, 

die zur Erzielung von Miet- oder Pachterträgen vorgesehen sind, ein ertragsorientiertes 
Verfahren anzuwenden. Im Jahresabschluss zum 31.12.2025 wurde hierfür das allgemeine 

Ertragswertverfahren gem. Immobilienwertermittlungsverordnung (ImmoWertV) unter 
Verwendung standardisierter Bewirtschaftungskosten gem. Ertragswertrichtlinie — EW-RL 

angewendet. 

Zum 31.12.2025 wurden folgende Bewirtschaftungskosten zum Ansatz gebracht: 

Verwaltungskosten (jährlich je Wohnung) € 359,00 (i. Vj.: € 351,00) 

Instandhaltungskosten (pro m? Wohnfläche) | € 14,00 (i. Vj.: € 13,80) 

Betriebskosten: tatsächlich angefallene Erlösschmälerungen aus Betriebskosten 

Die Bodenwertverzinsung erfolgte mit 4 % (i. Vj.: 4 %). 

Für Immobilien unter VerduBBerungsabsicht wurde höchstens der Wert beigelegt, den ein 

potenzieller Erwerber für diese zu zahlen bereit wäre (intersubjektiv nachprifbarer 

Immobilienwert).
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Wertaufholungen (Zuschreibungen) werden, soweit die Gründe für die in Vorjahren 

vorgenommenen außerplanmäßigen Abschreibungen am Bilanzstichtag nicht mehr bestehen, 
höchstens zu den fortgeführten Anschaffungskosten vorgenommen. 

Umlaufvermögen 

Zum Verkauf bestimmte Grundstücke und andere Vorräte 

unfertige Leistungen 

Unfertige Leistungen wurden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten unter Beachtung des 
strengen Niederstwertprinzips angesetzt. Wertberichtigungen aufgrund eines niedrigeren 

beizulegenden Wertes am Abschlussstichtag wurden berücksichtigt. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände wurden grundsätzlich einzeln zu 
Nominalbeträgen bilanziert. Das strenge Niederstwertprinzip wurde beachtet. Uneinbringliche 

Forderungen wurden abgeschrieben. 

Flüssige Mittel und Bausparguthaben 

Kassenbestand und Bankguthaben wurden zum Nennwert angesetzt. 

Rechnungsabgrenzungsposten 

Als aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind Auszahlungen vor dem Abschlussstichtag 
angesetzt, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Zeitpunkt darstellen. 

Eigenkapital 

Gezeichnetes Kapital 

Das gezeichnete Kapital wird zum Nennwert bilanziert. 

Gewinnrücklagen 

Unternehmen i. S. d. 8 24 Abs. 1 S. 1 D-Markbilanzgesetz — DMBilG hatten gem. 
8 26 Abs. 1 DMBIlG als Eigenkapital den Betrag auszuweisen, um den der Gesamtbetrag der auf 
der Aktivseite der Ero6ffnungsbilanz zum 01.07.1990 ausgewiesenen Vermdgensgegenstande 

einschließlich der nach DMBilG einzustellenden Sonderposten und der 

Rechnungsabgrenzungsposten höher war als der Gesamtbetrag der auf der Passivseite 

ausgewiesenen Schulden und der Rechnungsabgrenzung. Das gezeichnete Kapital wurde in 

der im Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Höhe festgesetzt. Der übersteigende Betrag wurde 
in der Sonderrücklage gem. § 27 Abs. 2 DMBIIG ausgewiesen. 
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Die satzungsmäßige Rücklage wurde in der im Gesellschaftsvertrag vereinbarten Höhe 

gebildet. 

Als andere Gewinnrücklagen werden Beträge ausgewiesen, die in einem früheren 

Geschäftsjahr aus dem Ergebnis gebildet worden sind. 

Bilanzgewinn 

Die Bilanz wurde unter Berücksichtigung der teilweisen Verwendung des Jahresergebnisses 

aufgestellt. 

Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen 

In der Vergangenheit (im Geschäftsjahr 1998) wurde von dem Wahlrecht Gebrauch gemacht, 

für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen einen Passivposten zu bilden und diesen 

analog der Nutzungsdauer des Anlagegutes erfolgswirksam aufzulösen. 

Rückstellungen 

Die Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen 

und sind in Höhe des Betrages gebildet, mit dem die Gesellschaft wahrscheinlich in Anspruch 

genommen wird bzw. der zur Risikoabdeckung erforderlich erscheint. Rückstellungen mit einer 
Restlaufzeit von mehr als einem Jahr werden mit laufzeitäquivalenten Zinssätzen abgezinst. 

Die Verpflichtungen aus Pensionen und ähnlichen Verpflichtungen werden mit den 
Vermögensgegenständen, die ausschließlich der Erfüllung der Altersversorgungs- und 

ähnlichen Verpflichtungen dienen und dem Zugriff aller übrigen Gläubiger entzogen sind (sog. 

Deckungsvermögen), verrechnet. Die Bewertung des Deckungsvermögens erfolgt zum 

beizulegenden Zeitwert. 

Verbindlichkeiten 

Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. 

Rechnungsabgrenzungsposten 

Auf der Passivseite werden als Rechnungsabgrenzungsposten Einnahmen vor dem 

Abschlussstichtag ausgewiesen, soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach dem Stichtag 

darstellen.
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4. Angaben und Erläuterungen zur Bilanz 

Anlagevermögen 

Immaterielle Vermögensgegenstände 

entgeltlich erworbene Lizenzen 

Sachanlagen 

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten 

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts- und anderen Bauten 

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten 

andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 

Anlagen im Bau 

Bauvorbereitungskosten 

Gliederung und Entwicklung des Anlagevermögens sowie die Abschreibungen des 

Geschäftsjahres sind im Anlagenspiegel (Anlage zum Anhang) dargestellt. 

Außerplanmäßige Abschreibungen gemäß § 253 Abs. 3, S. 4 HGB wurden im Geschäftsjahr 
i.H. v. T€483 vorgenommen (i. Vj.: T€ 99) 

Vom Bilanzierungswahlrecht gem. § 255 Abs. 3 HGB wurde kein Gebrauch gemacht; 

Fremdkapitalzinsen wurden nicht aktiviert. 

Auf der Grundlage des § 253 Abs. 5 S. 1 HGB wurden Zuschreibungen i. H. v. TE 296 
(i. Vj.: T€ 0) vorgenommen. 

Umlaufvermogen 

Unfertige Leistungen 

Bei den unfertigen Leistungen i. H. v. T€ 4.105 (i. Vj.: T€ 3.453) handelt es sich ausschließlich um 

zum Stichtag noch nicht abgerechnete Heiz- und andere Betriebskosten fiir den Zeitraum vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2025. 

Die auf Grund von Leerstanden nicht abrechenbaren Betriebs- und Heizkosten wurden in Hohe 
von rd. T€ 467 (i. Vj.: TE 623) nicht in die Bestandsbewertung einbezogen. Ein zusätzlicher 
Risikoabschlag i. H. v. TE 100 (i. Vj.: TE 75) wurde erstmals im Geschäftsjahr 2022 aufgrund 
gestiegener Kosten fiir Warme gebildet, da davon ausgegangen wird, dass die Mieter die 

Heizkosten und Betriebskosten nicht mehr in vollem Umfang tragen können — dies spiegelt 
sich im Geschäftsjahr 2025 in einem Anstieg der abgeschriebenen und wertberichtigten 

Forderungen aus Vermietung wider. Zudem enthält dieser Abschlag die seit 2023 gesetzlich 
vorgeschriebene Kostenbeteiligung des Vermieters an den Kohlendioxidkosten.
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Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Folgende Forderungen haben eine Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 

31.12.2025 | 31.12.2024 

TE TE 
Forderungen aus Vermietung 20 0 

Forderungen aus Grundstücksverkäufen 9 0 

Sonstige Vermodgensgegenstande [0] 0 

29 0 

Bei einem Forderungskonto i.H.v. T€ 40,0 (i.Vj.: TE 20) handelt es sich um angeforderte, noch 

nicht eingezahlte Mietkautionen, in entsprechender Hohe werden Verbindlichkeiten aus 

Vermietung ausgewiesen. 

Flüssige Mittel und Bausparguthaben 

Ausgewiesen werden Bankguthaben bei Kreditinstituten, ein Kassen- sowie ein Portobestand. 

Bei einem Bankguthaben i. H. v. TE 1.237 (i. Vj.: TE 1.136) handelt es sich um hinterlegte 

Mietkautionen; in entsprechender Höhe werden Verbindlichkeiten unter den 

Verbindlichkeiten aus Vermietung ausgewiesen. 

Rechnungsabgrenzungsposten 

Ausgewiesen werden abgegrenzte Versicherungsbeitrage sowie Zahlungen für 

Servicevertrage. 

Eigenkapital 

Gezeichnetes Kapital 

Das im Handelsregister eingetragene und voll eingezahlte gezeichnete Kapital betragt 

€ 52.000,00. 

Gewinnrücklagen 

Sonderrücklage gem. 8 27 Abs. 2 DMBilG 

Diese Position ergibt sich aus dem Gesetz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 

(DMBilG) zum 01.07.1990. Nach Festsetzung des gezeichneten Kapitals wurde der 

übersteigende Betrag in die Sonderrücklage gem. § 27 Abs. 2 DMBIlG zugewiesen. 

satzungsmäßige Rücklage 

Die gesellschaftsvertragliche Rücklage ergibt sich aus Regelungen des Gesellschaftsvertrages.
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andere Gewinnrücklagen 

Einstellungen in die Gewinnrücklagen ergeben sich aus dem Gesellschaftsvertrag. 

Rücklagenspiegel 

Bestand am Einstellungen Bestand am Ende 

Ende des während des des 
Vorjahres Geschäftsjahres Geschäftsjahres 

Gewinnrücklagen TE TE TE 

1. Sonderrücklage gem. 

8 27 Abs. 2 DMBIIG 51.466 0 51.466 

2. gesellschaftsvertragliche 

Rücklage 26 0 26 

3. andere 50 0 50 
Gewinnrücklagen 

51.542 0 51.542 

Sonderposten fir Investitionszuschiisse zum Anlagevermögen 

Der Sonderposten für Investitionszuschiisse zum Anlagevermögen enthält passivisch 
abgegrenzte Investitionszuschisse. Die ertragswirksame Auflösung erfolgt korrespondierend 
zur durchschnittlichen Nutzungsdauer der entsprechenden Vermogensgegenstande. 

Ruckstellungen 

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 

Rückstellungspflichtige Pensionsverpflichtungen bestehen zum Bilanzstichtag in Höhe von 

TE 85 (i. Vj: TE 90). Diese wurden mit dem Deckungsvermögen in Hohe von T€ 68 

(i. Vj.: TE 72) gemäß § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB verrechnet. Der beizulegende Zeitwert der 

saldierten Rückdeckungsversicherungsansprüche entspricht den fortgefiihrten 
Anschaffungskosten gemäß versicherungsmathematischem Gutachten. Die Erträge aus dem 

Deckungsvermögen in Höhe von T€ 6,6 (i. Vj.: T€ 6,7) wurden mit den Zinszuführungen T€ 7,0 
(i. Vj TE 7,0) gemäß § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB saldiert. Der sich daraus ergebende Saldo ist im 
Finanzergebnis enthalten. 

Die Bilanzierung und Bewertung der Pensionszusage in der Handelsbilanz erfolgten auf 

Grundlage eines versicherungsmathematischen Gutachtens, das nach den Grundsätzen des 
deutschen Handelsrechtes in der Fassung des BilMoG erstellt wurde. Spezielle Annahmen 
gemäß IDW RH FAB 1.021 für kongruente Bestandteile zwischen Pensionsverpflichtungen und 

Rückdeckungsversicherungen nach dem Aktivprimat wurden berücksichtigt.
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Die Höhe der Rückstellung für Pensionen wurde nach den folgenden Rechnungsgrundlagen 

und Bewertungsparameter angesetzt: 

31.12.2025 31.12.2024 

Bewertungsmethode: PUC-Methode PUC-Methode 

Rechnungszins: 2,06 % p.a. 1,90 % p.a. 

Biometrische Annahme: Richttafeln 2018 G Richttafeln 2018 G 

von Klaus Heubeck von Klaus Heubeck 

Die Bestimmung des Rechnungszinses erfolgte unter der Annahme einer Restlaufzeit von 
15 Jahren gem. 8 253 Abs. 2 Satz 2 HGB. Gemäß Riickstellungsabzinsungsverordnung wurde 

ein 10-Jahres-Durchschnitt zu Grunde gelegt. Zur Ermittlung eines ausschittungsgesperrten 
Teiles der Rückstellung in Höhe von TE 0,1 (i. Vj. TE 0,1) wurde ein 

7-Jahresdurchschnittszinssatz von 2,22 % (i. Vj: 1,92 %) zugrunde gelegt. Zukünftige 
Gehaltssteigerung, Rententrends und Fluktuation wurden entsprechend der Vereinbarung mit 

0,0 % in die Berechnung einbezogen. 

Unterschiedsbetrag gemäß § 253 Abs. 6 HGB zum Stichtag 31.12.2025 

Erfillungsbetrag 10-  ErfUllungsbetrag 7-  Unterschiedsbetrag 
Jahresdurchschnitt Jahresdurchschnitt (§ 253 Abs. 6 HGB) 

€ € € 

Aktive Anwärter 
Ausgeschiedene 

Anwärter 

Rentner 85.122 84.995 -127 

Insgesamt 85.122 84.995 -127 

Rechnungszinssatz 2,06 % p.a. 2,22 % p.a.
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sonstige Rückstellungen 

In den sonstigen Rückstellungen in Höhe von T€ 958 (i. Vj: T€ 630) sind folgende 
Rückstellungen mit nicht unerheblichem Umfang enthalten: 

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten T€ 813 (i. Vj.: T€ 453) 

Die Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten enthalten folgende Rückstellungen: 

31.12.2025 | 31.12.2024 

Te Te 

Ungewisse Verbindlichkeiten —- Sanierung der Mauer 0 18 
Wipertiparkplatz 

Ausstehende Rechnungen 306 44 

Archivierung 204 189 

Hausbewirtschaftung (zu erwartende Schlussrechnungen der 

Abrechnungsfirmen) 80 80 

Jahresabschlusskosten 

(Erstellung — intern -, Prüfung, Jahressteuererklärungen) 72 59 

Prozesskosten 14 14 

Sanierungsausgleichsbeiträge 21 0 

übrige 116 49 

813 453 

Für nach der gültigen Betriebsvereinbarung zu zahlende Jubildaumsvergitungen wurden 2025 

Rückstellungen i. H. v. TE 7 (i. Vj.: TE 8) gebildet. Die Bewertung erfolgte nach dem 
Pauschalwertverfahren gemäß BMF-Schreiben von 08.12.2008. 

In den sonstigen Rückstellungen sind des Weiteren Rückstellungen fiir unterlassene 
Instandhaltung i. H. v. T€ 145 (i. Vj.: TE 176) enthalten. 
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Verbindlichkeiten 

Die Zusammensetzung und die Fristigkeit der Verbindlichkeiten ergeben 
folgenden Verbindlichkeitsspiegel: 

Die Vorjahreswerte werden in Klammern dargestellt: 

Anlage 3 

sich aus dem 

Verbindlichkeiten gesamt davon mit einer Restlaufzeit 

31.12.2025 bis zu zwischen einem von mehr als 

einem Jahr und fünf Jahren fünf Jahren 

Euro Euro Euro Euro 

gegenüber Kreditinstituten 18.906.841,16 2.014.640,26 5.735.597,83 11.156.603,07 

( 20.135.193,59 )|( 2.517.542,84 ) ( 6.393.535,80 ) ( 11.224.114,95 ) 

erhaltene Anzahlungen 4.151.254,37 4.151.254,37 0,00 0,00 

( 4.329.882,38 4.329.882,38 ) ( 0,00 ) ( 0,00 ) 

aus Lieferungen und 2.584.787,83 2.584.787,83 0,00 0,00 

Leistungen ( 3.286.828,62 )|( 3.286.828,62 ) ( 0,00) ( 0,00) 

a) Verbindlichkeiten aus Vermietung 1.334.013,26 1.334.013,26 0,00 0,00 

( 1.208.539,56 )|( 1.208.539,56 ) ( 0,00) ( 0,00) 

b) Verbindlichkeien aus anderen 

Lieferungen und Leistungen 1.250.774,57 1.250.774,57 

( 2.078.289,06 )|( 2.078.289,06 ) ( ) ( ) 

gegenüber Gesellschafterin 409,26 409,26 0,00 0,00 

( 141,20 )|( 110,95 ) ( 0,00 ) ( 0,00 ) 

sonstige Verbindlichkeiten 35.750,13 35.750,13 0,00 0,00 

( 3.157,53 )I( 3.157,53 ) ( 0,00 ) ( 0,00 ) 

davon 

aus Steuern: € 28.889,04 0,00 0,00 0,00 0,00 

(€ 26,86) ( 0,00 )|( 0,00 ) ( 0,00 ) ( 0,00 ) 

im Rahmen der sozialen 0,00 0,00 0,00 0,00 

Sicherheit: € 4.249,62 ( 0,00 )|( 0,00 ) ( 0,00 ) ( 0,00 ) 

(€ 0,00) 

Verbindlichkeiten gesamt: 25.679.042,75 8.786.841,85 5.735.597,83 11.156.603,07 

( 27.755.203,32 )|( 10.137.522,32 ) ( 6.393.535,80 ) ( 11.224.114,95 ) 

Bei der Festlegung der Laufzeiten ist von den vertraglich vorgesehenen Restlaufzeiten 

ausgegangen worden. 

Verbindlichkeiten, die erst nach dem Bilanzstichtag entstehen, bestehen nicht. 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind durch Grundpfandrechte gesichert. 
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erhaltene Anzahlungen 

Ausgewiesen werden Vorauszahlungen der Mieter auf die Betriebs- und Heizkosten 2025 i. H. 
v. TE 4.151 (i. Vj.: TE 4.089). 

Des Weiteren wurde 2024 eine Anzahlung für den Verkauf eines Grundstücks i.H.v. TE 240 
ausgewiesen. 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

Im Wesentlichen werden Verbindlichkeiten aus Kautionen in Höhe von T€ 1.277 (i. Vj.: TE 1.156) 
sowie Verbindlichkeiten aus der Überzahlung von Mieten und Pachten in Höhe von T€ 57 (i. Vj.: 
T€ 53) ausgewiesen. 

Im Jahr 2012 wurde durch die Gesellschaft ein Mietkautionssammelkonto auf den Namen des 

Unternehmens eingerichtet. Das Konto weist zum 31.12.2025 einen Bestand in Höhe von 

T€ 1.237 (i. Vj.: T€ 1.136) aus. Des Weiteren wird ein Forderungskonto i.H.v. T€ 40,0 (i.Vj.: T€ 20) 

ausgewiesen, bei dem es sich um angeforderte, noch nicht eingezahlte Mietkautionen handelt. 

In entsprechender Höhe werden diese Verbindlichkeiten aus Kautionen unter den 
Verbindlichkeiten aus Vermietung ausgewiesen. 

Zum 31.12.2025 wurden Sparbücher mit angelegten Kautionen in Höhe von T€ 268 
(i. Vj.: T€ 313) aufbewahrt. Diese Sparguthaben sind auf den Namen der Mieter angelegt und 
werden damit nicht in der Bilanz der Gesellschaft ausgewiesen. 

Die im Namen und auf Rechnung der Eigentümer (Fremdverwaltung) geführten 

Treuhandkonten belaufen sich zum 31. Dezember 2025 auf insgesamt T€ 543 (i. Vj.: T€ 561). 

Weiterhin werden Liefer- und Leistungsverbindlichkeiten i. H. v. T€ 1.251 (i. Vj.: T€ 2.078) 
ausgewiesen, im Wesentlichen resultierend aus der Bautätigkeit, aus der Bewirtschaftung 

sowie aus Betriebskosten. 

sonstige Verbindlichkeiten 

Die sonstigen Verbindlichkeiten i. H. v. TE 36 (i. Vj.: 3) beinhalten im Wesentlichen 

Verbindlichkeiten aus Uberzahlungen i. H. v. T€ 3 (i. Vj.: 3), aus Verbindlichkeiten gegeniiber 

den Sozialversicherungstragern i. H. v. TE 4 (i. Vj.: 0), sowie aus Steuern i. H. v. T€ 29 (i. Vj.: T€ 
0,03). 

Rechnungsabgrenzungsposten 

Ausgewiesen werden Miet- und Pachtzahlungen für das Geschäftsjahr 2026. 
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5. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Umsatzerlöse 

Die Aufgliederung nach Tätigkeitsbereichen ergibt folgendes Bild: 

01.01.-31.12.2025 

Euro 

Umsatzerlése 

a) aus Bewirtschaftungstatigkeit 13.432.989,25 

b) aus Betreuungstatigkeit 113.706,21 

c) aus anderen Lieferungen und Leistungen 4.161,27 

13.550.856,73 

sonstige betriebliche Erträge 

Anteil an 

Umsatzer 

lösen 

% 

99,13% 

0,84% 

0,03% 

100,00% 

01.01. -31 

12.68 

11 

12.79 
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Anteil an 

Umsatzer 

„12.2024 lösen 

% 

1.875,17 99,08% 

2.979,18 0,88% 

4.248,13 0,03% 

9.102,48 100,00% 

Die sonstigen betrieblichen Erträge (T€ 713; i. Vj.: T€ 219) enthalten folgende periodenfremde 

bzw. außergewöhnliche Erträge: 

2025 2024 

TE TE 

Erträge aus Zuschreibungen 296 0 

Erträge aus dem Abgang von Sachanlagevermögen 221 0 

(Buchgewinne) 

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 7 11 

Erträge aus abgeschriebenen Forderungen und der Auflösung von 
Wertberichtigungen 14 20 

sonstige periodenfremde Ertrage 13 19 

551 50 
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Abschreibungen 

Neben planmäßigen Abschreibungen auf abnutzbares Anlagevermögen (TE 2.177; 

i. Vj.: TE 2.116) wurden Abschreibungen auf den niedrigeren beizulegenden Wert auf 
Wohngebäude im Geschäftsjahr auf Grund dauernder Wertminderung infolge strukturellen 
Leerstandes T€ 483 (i. Vj.: T€ 99) zum Teil wegen unrentabler Mieten bei Sanierungsobjekten 

vorgenommen. 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen (T€ 923; i. Vj.: TE 849) enthalten folgende 

periodenfremde bzw. außergewöhnliche Aufwendungen: 

2025 2024 

TE TE 

Abschreibung und Wertberichtigung von Forderungen und sonstige 199 82 

Vermögensgegenstände 

Verluste aus Abgängen von Anlagevermögen 8 0 

Abrissaufwendungen 0 35 

übrige 2 4 

209 121 

Sonstige Steuern 

In dieser Position werden im Geschäftsjahr 2025 unter anderem einmalige Erbschaftssteuern 

auf den Nachlass eines verstorbenen Mieters i.H.v. T€ 19 ausgewiesen. 

Jahresüberschuss/Bilanzgewinn 

Die Gesellschaft schließt das Geschäftsjahr mit einem Jahresüberschuss i. H. v. TE 1.042 

(i. Vj. TE 579) ab. Nach Verrechnung mit dem Gewinnvortrag des Vorjahres und der 
Gewinnabführung (T€ 35) (i.Vj: T€ 20) ergibt sich ein Bilanzgewinn i. H. v. T€ 5.587 (i. V.: T€ 4.580). 
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6. Sonstige Angaben 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Für noch nicht fertiggestellte Bau- und Modernisierungsmaßnahmen bestehen zum 

31.12.2025 finanzielle Verpflichtungen in Höhe von Te 242. Aus abgeschlossenen 
Dienstleistungsverträgen ergeben sich jährliche finanzielle Aufwendungen von ca. T€ 211, aus 

Leasingvertragen und Lizenzgebühren in Höhe von T€ 21. Von den jährlichen finanziellen 
Verpflichtungen sind Verpflichtungen i. H. v. T€ 105 über eine Grundmietzeit von 5 Jahren nicht 

kündbar. Aus der Restlaufzeit von 3 Jahren ergeben sich finanzielle Verpflichtungen i. H. v. 

T€ 315 für die nächsten 3 Jahre. 

Zahl der Arbeitnehmer 

Neben dem Geschäftsführer und zwei Auszubildenden hatte die Gesellschaft im 

Jahresdurchschnitt 23 (i. Vj.: 23) Beschäftigte. 

Die Rückstellung für Pensionen wurde für die Witwe eines ehemaligen Geschäftsführers der 

Gesellschaft gebildet. 

Abschlussprüferhonorar 

Das für das Geschäftsjahr von dem Abschlussprüfer berechnete Gesamthonorar schlüsselt sich 

wie folgt auf: 

TE 

a) Abschlussprüfungsleistungen 13,0 

b) Andere Bestätigungsleistungen 0,0 

c) Steuerberatungsleistungen 0,0 

d) Sonstige Leistungen _04 

13,4 

Die Angaben basieren auf der Bildung von Rückstellungen. Die angegebenen Beträge 

beinhalten nicht die Umsatzsteuer. 

Organe der Gesellschaft 

Geschäftsführung 

Alleinvertretungsberechtigter Geschäftsführer ist Herr Sven  Breuel, Diplom- 

Wirtschaftsingenieur. 

Angaben über Bezüge des Geschäftsführungsorgans und früherer Mitglieder der 

Geschäftsführung erfolgen gem. § 286 Abs. 4 HGB nicht. 
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Aufsichtsrat 

Im Berichtszeitraum hatte die Gesellschaft einen Aufsichtsrat von 10 Mitgliedern. Die 

Gesamtbezüge des Aufsichtsrates betrugen im Geschäftsjahr T€ 7 (i.Vj.: T€ 7). 

Der Aufsichtsrat setzt sich aus nachfolgend aufgeführten Personen zusammen: 

Name Funktion 

Aufsichtsrat 

Beruf 

Petrusch, Sebastian | Vorsitzender Sachbearbeiter Landkreis Stadtrat 
ab 15.10.2024 Harz 

Löw, Sven Stellvertretender | Diplom- Welterbestadt 

Vorsitzender Verwaltungsökonom (FH) Quedlinburg 
Sachgebietsleiter 

Fachbereich 

Stadtentwicklung, Bauen, 
Umwelt der Welterbestadt 

Quedlinburg 

Ruch, Frank Mitglied Oberbürgermeister der Welterbestadt 

Welterbestadt Quedlinburg | Quedlinburg 

Busch, Michael Mitglied Fachbereichsleiter des Welterbestadt 
Fachbereiches Recht, Quedlinburg 

Ordnung, und Kommunales 

der Welterbestadt 

Quedlinburg 

Michaelis, Martin Mitglied Pfarrer Stadtrat 

ab 01.10.2024 

Buchal, Dajana Mitglied Geprüfte Mitarbeiterin in 

Immobilienfachwirtin der Gesellschaft 

Gerboth, Manja Mitglied Verwaltungsfachangestellte | Mitarbeiterin in 

der Gesellschaft 

Kunze, Detlef Mitglied Rentner Stadtrat 

Münch, Thomas Mitglied Werkzeugmacher Stadtrat 

ab 05.12.2025 

Ockert, Maik Mitglied Werkzeugmacher Stadtrat 
ab 01.10.2024 — 

04.12.2025 

Voigt, Birgit Mitglied Rentnerin Stadtrat 

Anteilseigner 

Alleinige Gesellschafterin der Gesellschaft ist die Welterbestadt Quedlinburg. 
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Latente Steuern 

Zum Bilanzstichtag 31.12.2025 bestehen temporäre und quasipermanente aktive und passive 
Differenzen aus unterschiedlichen steuerlichen und handelsrechtlichen Abschreibungen 
sowie aus der unterschiedlichen Bewertung von Rückstellungen (Passivüberhang). Verbunden 

mit Verlustvorträgen bei der Gewerbe- und Korperschaftsteuer, die die 
Bewertungsunterschiede übersteigen, ist mit einer Realisierung von Ertragsteuern bei der 

Gesellschaft nicht zu rechnen, sodass passive steuerliche Abgrenzungsposten gem. 
§ 274 HGB nicht gebildet wurden. 

Nachtragsbericht 

Durch den am 28.02.2026 mit Angriffen Israels und der Vereinigten Staaten auf den Iran 

begonnenen militärischen Konflikt kommt es zu einer erheblichen Destabilisierung in 
Vorderasien. Die damit verbundene Blockade der Straße von Hormus hat zu einem 

signifikanten Anstieg der Öl- und Gaspreise geführt. Der Öl- und Gastransport ist nahezu zum 

Stillstand gekommen, was weltweit die Energiepreise weiter nach oben treibt. Höhere 
Rohölpreise können Transport- und Produktionskosten erhöhen und kurzfristig auch die 

Strompreise beeinflussen. Mittelfristig sind weitere Steigerungen der Bau- und Heizkosten zu 
befürchten. 

Ergebnisverwendungsvorschlag 

Die Geschäftsführung schlägt vor, den Bilanzgewinn in Höhe von € 5.587.485,55 in Höhe von 

€ 5.537.485,55 auf neue Rechnung vorzutragen und einen Betrag i.H.v. € 50.000,00 an die 
Gesellschafterin auszuschütten. 

Quedlinburg, den 27. März 2026 Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg 

Geschäftsführer 

i ye 
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Anlage 4 

Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg 

Lagebericht 

für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2025 

1. Grundlagen des Unternehmens 

Die Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg ist das kommunale Wohnungsunter- 
nehmen der Welterbestadt Quedlinburg. Das Kerngeschäft des Unternehmens besteht in der 
Vermietung und Verwaltung, Instandhaltung und Erhaltung der Grundstücke und Gebäude im 

Bestand. Weiterhin verwaltet die Gesellschaft Immobilien und Pachtflächen im Auftrag der 

Welterbestadt Quedlinburg sowie privater Eigentümer. 

Ziel der Unternehmenstätigkeit ist die Versorgung breiter Bevölkerungsschichten mit ange- 

messenem Wohnraum. Hierzu zählte auch im Jahr 2025 die Unterbringung von Flüchtlingen 
und die Bereitstellung der dafür erforderlichen Wohnungen. Mit diversifizierten Vermietungs- 

angeboten versuchen wir, jungen Familien aber auch älteren Bevölkerungsschichten durch at- 
traktive Wohnraumgestaltung ein angenehmes Wohnumfeld zu bieten. Hierzu werden die 
Wohnraummodernisierung sowie die umfassende Sanierung, speziell auch die energetische 

Erneuerung von Bestandsobjekten, kontinuierlich fortgeführt. 

2. Wirtschaftsbericht 

2.1 Gesamtwirtschaftliche Lage und branchenbezogene Rahmenbedingungen 

Nach zwei Jahren der Rezession ist die deutsche Wirtschaft im Jahr 2025 wieder leicht gewach- 

sen. Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) erhöhte sich nach ersten Berechnungen 
um 0,2 %, kalenderbereinigt um 0,3 %. Damit verbleibt Deutschland im internationalen Ver- 

gleich zwar weiterhin im unteren Wachstumsbereich, dennoch markiert das Jahr 2025 eine 

konjunkturelle Bodenbildung. 

Getragen wurde die wirtschaftliche Entwicklung vor allem vom privaten und staatlichen Kon- 
sum, während die Investitionstätigkeit sowie die Exporte erneut rückläufig waren. Belastend 

wirkten insbesondere außenwirtschaftliche Unsicherheiten, eine anhaltende Investitionszu- 

rückhaltung sowie strukturelle Wettbewerbsnachteile der deutschen Industrie.’ 

Trotz des leichten BIP-Wachstums ging die preisbereinigte Bruttowertschöpfung im Jahr 2025 
insgesamt geringfügig um 0,1 % zurück. Diese gegenläufige Entwicklung erklärt sich aus der 

unterschiedlichen Abgrenzung beider Kennziffern, da das BIP zusätzlich Steuern und Subven- 

tionen berücksichtigt. 

1 GdW (2026): Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 2025/2026, S. 1. 
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Das produzierende Gewerbe verzeichnete im dritten Jahr in Folge einen Rückgang der Brutto- 

wertschöpfung (-1,3 %). Besonders betroffen waren erneut die Automobilindustrie, der Ma- 

schinenbau sowie energieintensive Industriezweige. Auch das Baugewerbe blieb unter Druck; 

hier sank die Bruttowertschöpfung preisbereinigt um 3,6 %. Der Tiefbau entwickelte sich hin- 
gegen stabiler und konnte von öffentlichen Infrastrukturinvestitionen profitieren. 

Demgegenüber zeigten die Dienstleistungsbereiche ein differenziertes Bild. Während unter- 
nehmensnahe Dienstleistungen Rückgänge verzeichneten, entwickelten sich Handel, Verkehr 

sowie Öffentliche Dienstleistungen insgesamt positiv.? 

Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft erwies sich erneut als stabilisierender Faktor. Ihre 
Bruttowertschöpfung stieg im Jahr 2025 um 0,5 %. Der Anteil an der gesamtwirtschaftlichen 

Bruttowertschöpfung lag weiterhin bei knapp 10 %.? 

Im Jahr 2025 wurden in Deutschland der Bau von insgesamt 238 500 Wohnungen genehmigt, 

was einem Anstieg von 10,8 % gegenüber dem Vorjahr entspricht, nachdem die Genehmi- 

gungszahlen 2024 auf den niedrigsten Stand seit 2010 gefallen waren. Damit ist die Zahl der 
Baugenehmigungen für Wohnungen erstmals seit mehreren Jahren wieder gestiegen, getra- 

gen von höheren Genehmigungen sowohl für Einfamilien- als auch Mehrfamilienhäuser. Die 

Zahlen umfassen sowohl Neubauwohnungen als auch solche, die durch den Umbau bestehen- 

der Gebäude entstehen. Dieser Zuwachs deutet auf eine leichte Erholung im Wohnungsbau 

hin, nachdem die vorherigen Jahre von Rückgängen geprägt waren. Trotz der positiven Ent- 
wicklung bleibt der Wohnungsmarkt angespannt, da die Zahl der tatsächlich fertiggestellten 

Wohnungen weiterhin hinter dem Bedarf zurtckliegt.* 

Im Jahresdurchschnitt 2025 waren in Deutschland rund 46,0 Millionen Menschen mit Arbeits- 

ort im Inland erwerbstätig, was nur geringfügig unter dem Vorjahresniveau lag. Damit blieb die 
Zahl der Erwerbstätigen nach dem Rekordniveau von 2024 nahezu unverändert. Die Entwick- 
lung am Arbeitsmarkt war im Jahr 2025 von zwei gegenläufigen Trends geprägt: Während die 

Beschäftigung in den Dienstleistungsbereichen deutlich zunahm — insbesondere im öffentli- 

chen Dienst, im Erziehungs- und Gesundheitswesen — gab es Beschäftigungsverluste im pro- 

duzierenden Gewerbe und im Baugewerbe. Besonders im Baugewerbe sank die Zahl der Er- 
werbstätigen um 23 000 Personen (-0,9 %). Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass der Arbeits- 

markt 2025 insgesamt stabil blieb, aber strukturelle Verschiebungen zwischen Wirtschaftsbe- 
reichen und eine leichte Verschlechterung der Lage bei Arbeitslosigkeit und Beschäftigung im 

Bau- und produzierenden Gewerbe zu verzeichnen sind.” 

? Statistisches Bundesamt DESTATIS (2026), https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilun- 

gen/2026/01/PD26 017 811.html, abgerufen am 12.02.2026. 

3 GdW (2026): Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 2025/2026, S. 4. 

* Statistisches Bundesamt DESTATIS (2026), https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilun- 

gen/2026/02/PD26 052 3111.html?templateQueryString=Baugenehmigungen+f%C3%BCr+Wohnun-gen+2025, 

abgerufen am 19.02.2026. 

5 Statistisches Bundesamt DESTATIS (2026): https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilun- 

gen/2026/01/PD26 001 13321.html, abgerufen am 13.02.2026. . 
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Angesichts der geringen Nettozuwanderung bleibt der Fachkräftemangel in Deutschland ein 

strukturelles Problem, das nahezu alle Branchen und Regionen betrifft. Aufgrund der schwa- 
chen Konjunktur hat sich die Lage zuletzt jedoch etwas entspannt. Nach Angaben des ifo-Insti- 
tuts gaben im August 2025 rund 28 % der Unternehmen an, in ihrer Geschäftstätigkeit durch 
Fachkräftemangel behindert zu werden. Im August 2024 lag dieser Anteil noch bei 35 %. Be- 

sonders stark betroffen ist weiterhin der Dienstleistungssektor, in dem 34 % der Unternehmen 

über Engpässe berichten. Überdurchschnittlich groß ist der Bedarf in der Logistikbranche, wo 
51 % der Firmen Schwierigkeiten bei der Fachkräftesuche angeben. Noch gravierender ist die 

Situation in der Rechts- und Steuerberatung sowie Wirtschaftsprüfung, wo 73 % der Unterneh- 
men betroffen sind. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels dürfte die Arbeitskräf- 

teknappheit trotz der aktuellen konjunkturellen Abschwächung auch künftig eine zentrale Her- 

ausforderung für die deutsche Wirtschaft bleiben.® 

Die Inflationsrate hat sich im Jahresdurchschnitt 2025 mit 2,1 % im Vergleich zum Vorjahr (2,2 
%) nur marginal verändert.” Die Energiepreise lagen im Dezember 2025 um 1,3 % unter dem 

Vorjahresniveau und wirkten damit weiterhin dämpfend auf die Gesamtinflation. Die Nah- 

rungsmittelpreise stiegen im Jahresvergleich um 0,8 % und trugen moderat zur Preisentwick- 
lung bei. Besonders deutlich erhöhten sich die Preise für Dienstleistungen mit +3,5 %, womit 
sie über dem allgemeinen Inflationsniveau lagen. Dies weist auf einen anhaltend erhöhten 

Preisdruck im Dienstleistungssektor hin.® 

Zum Jahresende 2025 lebten rund 83,5 Millionen Menschen in Deutschland. Nach einer ersten 
Schätzung des Statistischen Bundesamtes (Destatis) war die Bevölkerung damit um etwa 

100 000 Personen kleiner als am Jahresende 2024 (83,6 Millionen Personen). Zuletzt hatte es in 

den Jahren 2003 bis 2010 sowie im ersten Corona-Pandemiejahr 2020 Bevölkerungsrückgänge 
gegeben. Zwischen 2011 und 2024 war die Bevölkerung mit Ausnahme von 2020 jedes Jahr 

gewachsen. Wie in allen Jahren seit der deutschen Vereinigung 1990 überstieg auch im 

Jahr 2025 die Zahl der Gestorbenen die Zahl der Geborenen. Im Unterschied zu den Vorjahren 

nahm allerdings die Differenz zwischen den Geburten und Sterbefällen (Geburtendefizit) zu, 

während der Saldo aus Zu- und Fortzügen (Nettozuwanderung) deutlich abnahm. Die Lücke 

zwischen den Geburten und Sterbefällen konnte erstmals seit 2020 durch die Wanderungsge- 

winne nicht geschlossen werden, sodass die Bevölkerungszahl sank. 

Auch die demografische Alterung der Bevölkerung in Deutschland schreitet weiter voran. 

Wie das Statistische Landesamt mitteilt, lebten zum Ende des Jahres 2025 in Sachsen-Anhalt 

rund 2 120 100 Personen. Die Zahl basiert auf einer Vorausschätzung mittels des Holt-Winters- 

Verfahren, die Daten bis einschließlich September 2025 berücksichtigte. Am 30.09.2025 belief 

$ GdW (2026): Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 2025/2026, S. 6 f. 

7 Statistisches Bundesamt DESTATIS (2026), https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Ver-braucher- 

preisindex/ inhalt.htm|?templateQueryString=inflationsrate, abgerufen am 19.02.2026 

8 Statistisches Bundesamt DESTATIS (2026), https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilun- 

gen/2026/01/PD26 036 611.html, abgerufen am 12.02.2026. 

9 Statistisches Bundesamt DESTATIS (2026), Bevölkerung Deutschlands nimmt im Jahr 2025 um rund 100 000 Per- 

sonen ab - Statistisches Bundesamt, abgerufen am 23.02.2026. 
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sich die Bevölkerung Sachsen-Anhalts auf 2.122.079 Einwohnerinnen und Einwohner. Der vo- 
rausgeschätzte Bevölkerungsstand am Ende des vergangenen Jahres lag damit erneut unter 

dem Wert des Vorjahres. Zum Stichtag 31.12.2024 umfasste die Bevölkerung des Bundeslandes 
2.135.597 Personen. Somit würde das Land Sachsen-Anhalt einen Bevölkerungsrückgang von 
rund 0,7 % zwischen beiden Zeitpunkten erleben. Das entspräche dem Rückgang zwischen 

dem Jahresende 2023 und 2024.'° 

Gleiches trifft für das Jahr 2025 auf die Welterbestadt Quedlinburg zu mit der Folge steigender 

Leerstände im Bereich Wohnungen. 

Im Gegensatz zum gesamten Bundesgebiet entwickelte sich die Erwerbstätigkeit in Sachsen- 

Anhalt mit -0,5 % (2024: -0,3 %) weiterhin rückläufig. Die Abnahme wurde hauptsächlich durch 

die rückläufige Entwicklung sozialversicherungspflichtiger und selbstständiger Beschäftigun- 
gen verursacht.” 

In den ersten drei Quartalen des Jahres 2025 wurde in Sachsen-Anhalt ein anhaltender Riick- 
gang der erteilten Baugenehmigungen verzeichnet. Die Anzahl der erteilten Baugenehmigun- 

gen beläuft sich insgesamt auf 1.916 (davon 1.029 auf neu zu entrichtende Gebäude). Im Ver- 

gleich zum Vorjahreszeitraum lässt sich ein Rückgang der Baugenehmigungen um insgesamt 

11,0 % beobachten. Der Rückgang beim Neubau belief sich sogar auf 17,3 %.'? 

Die Preise für den Neubau konventionell gefertigter Wohngebäude in Deutschland sind im No- 
vember 2025 um 3,2 % gegenüber November 2024 gestiegen. Im August 2025, dem vorheri- 

gen Berichtsmonat der Statistik, hatte der Preisanstieg im Vorjahresvergleich 3,1 % betragen. 

Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt, erhöhten sich die Baupreise im No- 

vember 2025 gegenüber August 2025 um 0,5 %. Alle Preisangaben beziehen sich auf Bauleis- 

tungen am Bauwerk einschließlich Mehrwertsteuer.‘ 

Die Preise für den Neubau konventionell gefertigter Wohngebäude stiegen in Sachsen-Anhalt 

im November 2025 um 3,6 % gegenüber dem Vorjahresmonat auf einen Indexstand von 140,4 
(Basis 2021 = 100), wie das Statistische Landesamt mitteilt. Mit einem Plus um 0,6 % verteuerte 

sich der Bau von Wohngebäuden im Vergleich zum August 2025 deutlich.™ 

Die jährliche Leerstandserhebung des VdW hat ergeben, dass der Leerstand bei den kommu- 

nalen Wohnungsunternehmen zum 31.10.2025 bei durchschnittlich 11,84 % liegt. Damit ist im 

10 Statistisches Landesamt Sachsen- Anhalt (2026), Pressemitteilung 016/2026: Zahl des Tages: 2120100, abgerufen 

am 23.02.2026. 

11 Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt (2026), https://statistik.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Biblio-thek/Lan- 

desaemter/Stala/startseite/Daten und Veroeffentlichungen/Pressemitteilungen/2026/a Ja-nuar/19-Er- 

werbst%C3%A4tige-2025.pdf, abgerufen am 14.02.2026. 

12 Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt (2025), Pressemitteilung vom 10.11.25, 1 916 Baugenehmigungen bis 

zum Ende des Ill. Quartals 2025, abgerufen am 23.02.2026. 

13 Statistisches Bundesamt DESTATIS (2026), Baupreise fiir Wohngebäude im November 2025: +3,2 % gegenüber 

November 2024 - Statistisches Bundesamt abgerufen am 23.02.2026. 

14 Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt (2025), Pressemitteilung 369/2025 Weiterer Preisanstieg der Baupreise 

im November 2025, abgerufen am 23.02.2026. 
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zurückliegenden Jahr der durchschnittliche Leerstand aller Unternehmen des VdW zwischen 

Oktober 2024 (11,83 %) und Oktober 2025 unter Berücksichtigung des Abrisses von 302 Woh- 

nungen stabil geblieben. Ohne den Abriss wäre der Leerstand auf 12,02 % gestiegen. 

2.2. Geschäftsverlauf 

Die Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg konnte das Geschäftsjahr 2025 mit ei- 
nem Jahresüberschuss i. H. v. T€ 1.042 (VJ T€ 579) abschließen. Im abgeschlossenen Geschäfts- 

jahr konnte die Gesellschaft die geplanten Investitions- und Modernisierungsmaßnahmen im 

vorgesehenen Umfang realisieren. 

Im Geschäftsjahr 2025 hat die Gesellschaft die umfassende, insbesondere energetische Sanie- 
rung des Wohngebäudes Käthe-Kollwitz-Str. 22 abgeschlossen. Darüber hinaus wurde die Sa- 

nierung des weitgehend baugleichen Wohngebäudes Käthe-Kollwitz-Str. 21 begonnen und zu 

etwa 95 % fertiggestellt. Die größte Investition wurden Im Rahmen der begonnenen umfassen- 
den Sanierung des Mehrfamilienhauses Gartenstr. 6 - 8 getätigt. Im Wohngebiet Rosengarten 

wurden aufgrund der Umstellung von Gas auf Elektro weitere Hausanschlüsse erneuert und 
leistungsmäßig erweitert. In den Gebäuden Thomas-Müntzer-Str. 1 und 2 sowie 20 - 24 erfolg- 
ten Elektroinstallationsarbeiten im Hausflur und in den Wohnungen. In den Hauseingängen 

An der Bode 5 - 10 wurden für die Umstellung Gas auf Elektro vorbereitende Hausanschlüsse 
realisiert. Weiterhin wurde die umfassende Modernisierung von 41 Einzelwohnungen geplant. 
Durch Verzögerungen im Bauablauf waren zum Ende des Geschäftsjahres 8 Wohnungen noch 

nicht vollständig fertiggestellt — es wurden Rückstellungen gebildet. 

Zum positiven Jahresergebnis haben neben der Steigerung der Umsatzerlöse aus der Bewirt- 

schaftungstatigkeit Wertaufholungen sowie Erträge aus der Veräußerung von Anlagevermo- 

gen beigetragen. Belastet wurde es durch außerplanmäßige Abschreibungen.
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2.2.1 Strategische Ausrichtung 

Seit der Aufstellung des Unternehmenskonzeptes im Jahr 2010 und dessen Fortschreibung im 
Jahr 2014 waren deutliche Veränderungen in der Immobilien- und organisierten Wohnungs- 

wirtschaft zu verzeichnen. Diesen Veränderungen wurde mit der Fortschreibung des Unterneh- 
menskonzeptes, welches am 25.02.2020 durch den Aufsichtsrat zur Kenntnis genommen 

wurde, Rechnung getragen. Mit dem Unternehmenskonzept besteht für die Geschäftsführung 

ein Handlungsrahmen, die weitere unternehmerische Tätigkeit langfristig und strategisch aus- 
zurichten und damit den Bestand des Unternehmens sowie dessen Wert für den Gesellschafter, 

die Welterbestadt Quedlinburg, zu sichern. Das Unternehmenskonzept beinhaltet unter Be- 
rücksichtigung der langfristigen Entwicklung maßgeblicher Rahmenbedingungen konkrete 

Angaben zur Strukturierung des Portfolios der Gesellschaft. 

Die Gesellschaft hat die im beschlossenen Unternehmenskonzept formulierten Ziele einer Be- 

standsbereinigung und qualitativen Verbesserung des Portfolios bis zum Jahr 2030 auch im 

Geschäftsjahr 2025 weiterverfolgt. Die für 2030 formulierten Ziele für den Rückbau, einschließ- 
lich Grundrissänderungen, die Veräußerung von Gebäuden und die Steigerung der durch- 

schnittlichen Mieten im marktfähigen Bestand konnten bereits bis 2025 erreicht werden. Daher 

erarbeitet die Gesellschaft seit Oktober 2025 eine Fortschreibung des Unternehmenskonzep- 

tes mit dem Schwerpunkt Klimapfad und Decarbonisierung des Bestandes. 

Zum 31.12.2025 wies die Gesellschaft eine Leerstandsquote von 11,9 % (VJ 11,7 %) aus. Die 
Leerstandquote lag damit um 0,2 % über dem Vorjahr und weist damit immer noch eine nach 
den Kriterien der Wirtschaftsprüfer für Wohnungsunternehmen kritische und unternehmens- 
gefährdende Größenordnung auf. Der Leerstand erhöhte sich zum 31.12.2025 trotz einer posi- 

tiven Vermietungsleistung von 102,0 % leicht um 5 WE/GE insgesamt auf 298 Einheiten. Ursa- 

che hierfür ist, dass im Jahr 2025 insgesamt 220 Wohnungen leerstandswirksam wurden, da- 

runter 22 Kündigungen aus dem Jahr 2024, die erst zum 01.01.2025 wirksam wurden. Dem 

standen 202 Neuvermietungen gegenüber. Kündigungen zum 31.12.2025 wirken sich erst im 

Jahr 2026 leerstandserhöhend aus und beeinflussen den Stichtagsleerstand 2025 noch nicht. 

Durch die weitere Sanierung des Wohnungsbestandes konnte im Geschäftsjahr 2025 der Anteil 

sanierter Wohnungen am zukünftigen Kernbestand auf ca. 60,4 % weiter gesteigert werden.
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2.2.2 Bewirtschaftungstätigkeit 

Die Gesellschaft bewirtschaftete und verwaltete am 31.12.2025 folgenden Bestand: 

Wohnungen Gewerbe Gar- Stellplätze und sonst. 

gen/Rollator- Vertragseinheiten 

boxen, Tief- 

garagen 

Unternehmensbestand: 2.486 22 126 1.686 

Fremdverwaltung: 160 72 122 505 

Summe: 2.646 94 248 2.191 

Im Jahr 2025 weist unser Unternehmen eine Durchschnittsnettokaltmiete von 5,40 €/m? aus. 

Die Umsatzerlöse aus der Bewirtschaftungstätigkeit haben sich insgesamt um T€ 751,1 auf 
T€ 13.432,9 gegenüber dem Vorjahr erhöht, im Wesentlichen begründet durch einen Anstieg 

der Erlöse aus der Abrechnung der Betriebs- und Heizkosten des Vorjahres um T€ 375,5 sowie 

der Sollmieten im Wohnungsbereich um T€ 100,9. 

Im Gewerbebereich sanken die Sollmieten um T€ 10,7, im Wesentlichen zurückzuführen auf die 

Veräußerung der Gewerbeeinheit Magdeburger Str. 12 zum 01.01.2025. Die Erlöse aus weiter- 
berechneten Leistungen für Schonheitsreparaturen sowie Grundsteuern stiegen um T€ 47,0. 

Die Erlöse aus der Abrechnung der Heiz- und Betriebskosten erhöhten sich um T€ 375,5 auf- 

grund der gestiegenen Energie- und Betriebskosten. Die Erlésschmalerungen insgesamt san- 

ken um T€ 221,0. 

Die Sollmieten für Wohnungen und Gewerbe stiegen insgesamt um T€ 90,2. 

Sollmietensteigerungen wurden erreicht durch: 

- die Sanierung einzelner Wohnungen sowie durch komplexe Gebdudesanierungsmal3- 

nahmen 
- die Erhöhung von Nutzungsentgelten durch Vergleichsmietenerhdhungen sowie im 

Rahmen der Neuvermietung 

Die Wohnungsbestande der Wohnungswirtschaftsgesellschaft sind im Vergleich zum Vorjahr 

gleichbleibend. Die Gesellschaft hält an dem Ziel fest, durch eine Diversifizierung und Qualifi- 

zierung des Immobilienbestandes auch zukünftig die Umsatzerldse zu steigern. Die Bestands- 
bewirtschaftung wird sich neben technischen und wirtschaftlichen Fragestellungen zukünftig 

auch verstärkt mit Fragen der Bereitstellung altersgerechter Wohnungen und der Daseinsvor- 
sorge beschäftigen. Hierzu tragen die in den vergangenen Jahren getätigten Investitionen zur 

Herstellung von nunmehr 152 barrierefreien Wohnungen, einschließlich der Liegenschaft Er- 

lenstr. 5, bei. 
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In Geschäftsjahr 2025 wurde die Sanierung des Wohngebäudes Käthe-Kollwitz-Straße 22 ab- 

geschlossen sowie des Wohngebäudes Käthe-Kollwitz-Str. 21 weitestgehend abgeschlossen. 
Die Vermietung erfolgte ab dem 01.02.2025 bzw. ab dem 01.02.2026. Mit der Sanierung der 
Gebäude wird der KfW-Standard eines Effizienzhauses 85 EE erreicht. Durch den Einsatz einer 
Wärmepumpe sowie einer Photovoltaikanlage wird Energie gewonnen, die zur Einsparung von 

Heizkosten bei den Mietern führen wird. 

Der Anteil der Betriebskosten beträgt im Verhältnis zur Sollmiete für Wohnungen und Gewerbe 
bereits 47,1 % (Vj 42,2 %) und stieg im Vergleich zum Vorjahr erneut um 4,9 %. Aufgrund der 

aktuell deutlich gestiegenen Energie- und Betriebskosten ist zukünftig nicht mit einer Reduzie- 
rung des Betriebskostenanteils zu rechnen. Langfristig muss mit einem weiteren Anstieg im 

Bereich der Energiekosten, auch durch den zunehmenden Anteil regenerativer Energien und 

die CO2-Besteuerung, gerechnet werden, wodurch diesem Bereich eine immer stärkere Bedeu- 

tung zukommt. Daraus ergibt sich für die Gesellschaft die Notwendigkeit, Investitionen in haus- 

technische Anlagen und zur Verbesserung der Energieeffizienz der Gebäude fortzusetzen. 

Mieterhöhungsspielräume sind weiterhin sehr begrenzt. Sie hängen wesentlich von der Erzie- 

lung marktüblicher Mieten unter Berücksichtigung konkreter Bedingungen wie z. B. Arbeitslo- 

sigkeit und Sozialstruktur ab. Der bautechnische Zustand der Gebäude und der Haustechnik ist 

ein weiterer Faktor für die Anpassung der Mieten im Rahmen des Vergleichsmietenverfahrens. 
Im Geschäftsjahr 2025 wurden Mieterhöhungen für eine begrenzte Anzahl von Mietverhältnis- 

sen im Rahmen von Mietzinsanpassungen nach dem Vergleichsmietenverfahren vorgenom- 
men. 

Leerstand/Abriss 

Die Leerstandsquote beträgt am 31.12.2025 für den Wohn- und Gewerbebestand 11,9 % 

(das sind 298 WE/GE; VJ 293 WE/GE) und hat sich damit gegenüber dem Vorjahr um 0,2 %- 
Punkte erhöht. Hier wird auch der Leerstand in unsanierten Gebäuden, in den für den Abriss 

vorgesehenen Beständen und den nicht mehr am Markt teilnehmenden Beständen aufgeführt. 

Die Leerstandsquote im marktfähigen Bestand ist mit 11,6 % um 0,2 %-Punkte gestiegen. Der 

Leerstand zum Ende des Geschäftsjahres 2025 erhöhte sich trotz einer positiven Vermietungs- 

leistung von 102,0 % leicht. 

Bis 2015 hat unsere Gesellschaft 628 Wohnungen mit einer Fläche von 32.354 m* vom Markt 

genommen. Der Abriss wurde in den Wohngebieten Quarmbeck, Kleers, Süderstadt, Innen- 

stadt und Kaserne Halberstädter Straße durchgeführt. Damit haben wir die Vorgaben im Rah- 
men der Teilentlastung für unsere Gesellschaft als sogenanntes „AHG § 6-Unternehmen” er- 
füllt. 

Abrissprogramme mit Altschuldenentlastung standen über das Jahr 2014 hinaus nicht zur Ver- 

fügung. Das Land Sachsen-Anhalt fördert aber über das Programm Stadtumbau-Ost den Rück- 
bau nicht mehr marktfähiger Bestände mit strukturellem Leerstand. Die Wohnungswirtschafts- 
gesellschaft mbH Quedlinburg erhielt bisher 4 Fördermittelbescheide zur Unterstützung des 

Rückbaus für die Programmjahre 2016 - 2019. In den Geschäftsjahren 2017 bis 2022 wurden 
insgesamt 297 WE planmäßig abgerissen.
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Im Geschäftsjahr 2023 wurden ohne Unterstützung durch Fördermittel die 

6 denkmalgeschützten Wohngebäude Möhrenstieg 1 - 12 mit insgesamt 56 WE abgerissen. 

Vermietung 

Das Jahr 2025 war durch eine gegenüber den Vorjahren gesunkene Fluktuation gekennzeich- 
net. 198 Wohnungen wurden gekündigt. 202 Wohnungen konnten neu vermietet werden. Da- 

mit beträgt die Vermietungsanschlussquote 102,02 %. 

Die Einwohnerzahl der Welterbestadt Quedlinburg, auf die die Unternehmenstätigkeit der 
Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg ausgerichtet ist, sank im letzten Jahr um 
89 Personen (0,38 %) auf 23.608 Personen zum Stand 31.12.2025. Der große Überhang von 

Sterbefällen zu Geburten (-307) konnte durch Wanderungsgewinne (218) nur zum Teil ausge- 

glichen werden. Die Bevölkerungsgruppen zwischen 55 und 85 Jahren nehmen zu und der An- 

teil der jüngeren Bevölkerung nimmt weiter ab. 

Die vorliegende 8. Regionalisierte Bevölkerungsprognose basiert auf Daten des Jahres 2022 

und kommt dabei zu 3 Kernergebnissen: 

- Die Bevölkerung in Sachsen-Anhalt wird sich weiterhin reduzieren. 
- Der Anteil älterer Menschen an der Bevölkerung Sachsen-Anhalts wird sich erhöhen. 

- Die Bevölkerung in den kreisfreien Städten Magdeburg und Halle (Saale) verringert 

sich langsamer als in der kreisfreien Stadt Dessau-Roßlau und den Landkreisen. 

Der Rückgang der Bevölkerung Sachsen-Anhalts bleibt weiterhin der bestimmende Trend. 

Der zwischenzeitliche Bevölkerungszuwachs in den Jahren 2015 und 2022 stellte Sonderereig- 

nisse dar. Eine Trendwende ist nicht in Sicht. In den Landkreisen und kreisfreien Städten wird 
es eine differenzierte Entwicklung geben. Die größten absoluten Bevölkerungsrückgänge gibt 

es auf lokaler Ebene in den Landkreisen Mansfeld-Südharz, Burgenlandkreis, Altmarkkreis Salz- 

wedel und Jerichower Land. Mit einem Bevölkerungsrückgang von deutlich über 10 % bis zum 

Jahr 2034 wird auch der LK Harz davon erheblich betroffen sein. 

Für die Welterbestadt Quedlinburg sagt die „8. Regionalisierte Bevölkerungsprognose” einen 
weiteren Rückgang der Bevölkerung bis zum Jahr 2040 auf etwa 20.000 Einwohner vorher. 

Diese Entwicklung hat auch unter Berücksichtigung der Zunahme von Einpersonenhaushalten 

eine weitere Reduzierung der Anzahl der Haushalte und damit der nachgefragten Wohnungen 

in der Welterbestadt Quedlinburg zur Folge. 

Der positive Wanderungssaldo von 218 (i. Vj.: 203) Personen konnte im Jahr 2025 wie auch im 

langjährigen Trend, das Geburtendefizit (-307) in der Welterbestadt Quedlinburg nicht ausglei- 

chen. Die Geburtenrate wird voraussichtlich in der Zukunft weiter abnehmen und die Wande- 
rungsgewinne werden sich auf dem Niveau des Jahres 2024 stabilisieren.
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Fluktuation und Neuvermietung 2025 

Kündigungen Neuvermietungen Saldo 

(Wanderung nach) (Wanderung von) 

Anzahl % Anzahl % Anzahl 

Wowi 28 14 33 16 5 

WG eG 8 4 7 3 -1 

Privatbereich QLB 27 14 45 22 18 

außerhalb der Stadt QLB 77 39 115 58 38 

Sonstiges 58 29 2 1 -56 

198 100 202 100 4 

Aus der Bevolkerungsstatistik der Welterbestadt Quedlinburg ist abzulesen, dass im Jahr 2025 
der negative Saldo aus Geburten und Sterbeféllen bei 305 Personen lag. Die demografische 

Entwicklung führt zu einem wachsenden Leerstand durch wegbrechende Nachfragegruppen 

(Altersheim, Tod). 

Insgesamt zogen im Jahr 2025 aus der Welterbestadt Quedlinburg 1.277 (i. Vj.: 1.505) Einwoh- 
ner weg. Im Gegenzug konnten 1.495 (i. Vj.: 1.708) Zuzlige verzeichnet werden. Gegenüber 

dem Jahr 2024 gab es mit jetzt 218 (i. Vj.: 203) nur marginal erhöhte Wanderungsgewinne. Der 

Zuzug von Kriegsfliichtlingen aus der Ukraine schwachte sich im vergangenen Jahr ab, sodass 
im Bereich auslandischer Einwohner ein negativer Wanderungssaldo von 35 Personen festge- 

stellt werden muss. Durch den geringen Wanderungssaldo insgesamt konnte der Uberhang an 

Sterbefallen von 307 (i. Vj.: 350) im Jahr 2025 nicht kompensiert werden. 
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Mietrückstand 

Geringe Einkommen, hohe Energiekosten, reale Kaufkraftverluste, unregelmäßige Lohnzahlun- 

gen, Firmen- und Privatinsolvenzen sind Gründe für Mietrückstände unserer Mieter. 2025 wei- 

sen wir Mietforderungen in Höhe von T€ 102,0 (i. Vj.: T€ 78,0) aus. Dies bedeutet eine Erhöhung 

um TE 24,0. Im Geschäftsjahr wurden Mietforderungen i. H. v. TE 198,6 
(i. Vj.: T€ 81,7) abgeschrieben bzw. wertberichtigt. Zahlungen aus in Vorjahren abgeschriebe- 
nen Forderungen gingen i. H. v. T€ 13,8 (i. Vj.: T€ 19,6) ein. Die Mietforderungen werden in der 

Regel durch Mahnbescheide gesichert. 

Die Gesellschaft hat 22 (i. Vj.: 30) Mietern wegen erheblichen Mietzahlungsrickstanden gekün- 

digt. Von den 22 (i. Vj.: 30) gekiindigten Mietverhaltnissen haben 12 (i. Vj.: 16) Mieter die Forde- 
rungen  beglichen, sodass das Mietverhdltnis fortgesetzt werden konnte. 

0 Mahnbescheide und 4 (i. Vj.: 2) Klageverfahren wurden gerichtlich eingeleitet. 

Um einen fiir die Mieter drohenden Wohnungsverlust aufgrund der ausstehenden Forderun- 

gen zu vermeiden, werden Ratenzahlungsvereinbarungen angeboten und Abtretungserkla- 

rungen für Kosten der Unterkunft und Wohngeld angestrebt. 2025 wurden mit 29 (i. Vj.: 72) 
Mietern Ratenzahlungsvereinbarungen abgeschlossen, so dass Mietforderungen zur laufen- 

den Mietzahlung erst über einen längeren Zeitraum abgebaut werden können. 

Betriebs- und Heizkosten 

In unserem Unternehmen gestaltet sich das Mietaufkommen zum 31.12.2025 wie folgt: 

Nettokaltmiete: 5,40 €/m* 

Betriebs- und Heizkostenvorauszahlungen: 2,93 €/m? 

Bruttowarmmiete: 8,33 €/m> 

Der Anteil der Nebenkosten im Verhältnis zur Wohn- und Gewerbemiete beträgt 47,1 %. 

Sollmieten WE/GE ohne Garagen, Stellplätze, Pachten: Te 9.924,8 

Nebenkosten (ohne Erlésschmalerungen): T€4.677,7 

2.2.3 Bautatigkeit 

Für umfassende Sanierungen, Neubau Einzelmodernisierungen, laufende Instandhaltung, Ab- 

riss und Sanierungsausgleichsbeiträge wurden im Berichtsjahr T€ 5.581,8 (i. Vj.: T€ 7.607,8) 

ohne Berücksichtigung von Fördermitteln eingesetzt: 
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TE 

Laufende Instandhaltung und Einzelmodernisierungen 3.233,2 

Neubau- und Sanierungsobjekte 2.348,6 

abzüglich Fördermittel -66,6 

Abriss 0,0 

2.2.4 Finanzierungen 

Durch überwiegend langfristige Finanzierungen hat die Gesellschaft ihre Investitionen abgesi- 

chert. Aus diesem Grund ist aus heutiger Sicht keine Gefährdung der finanziellen Entwicklung 

des Unternehmens zu befürchten. 

Die Bundesbank stuft die Gesellschaft bezogen auf den Bilanzstichtag 31.12.2024 erneut als 

„notenbankfähig” ein. 

Die Geschäftsführung folgt grundsätzlich der Strategie einer langfristigen Planungssicherheit. 

Demzufolge wurden langfristige Kreditverträge mit festen Zinssätzen abgeschlossen. Auf- 

grund des gegenwärtig hohen Zinsniveaus wurden die im Geschäftsjahr 2025 geschlossenen 

Darlehensverträge mit einer Zinsbindung von 10 Jahren abgeschlossen. 

Zur Finanzierung der umfassenden Sanierung des Wohngebäudes Erlenstr. 5 wurde im Ge- 
schäftsjahr 2023 ein Kreditvertrag über ein endfinanziertes Darlehen i.H.v. T€ 4.000 abgeschlos- 

sen. Die Auszahlung erfolgte zum 30.06.2023. Daneben wurden Fördermittel in Form eines Zu- 
schusses aus der Bundesförderung für effiziente Gebäude — Wohngebäude beantragt. Die Aus- 

zahlung der Fördermittel i.H.v. T€ 986,7 erfolgte am 31.05.2025. 

Zur Zwischenfinanzierung der Fördermittel in der Erlenstraße 5 wurde in Verbindung mit den 

Bauvorhaben in der Käthe-Kollwitz-Straße im Geschäftsjahr 2025 ein Annuitätendarlehen 
i.H.v. € 800.000,00 mit einer Zinsbindung von 10 Jahren aufgenommen. 

Zur Finanzierung der Gartenstraße 6 — 8 wurde ein Annuitätendarlehen i.H.v. € 1.500.000,00 mit 
einer Zinsbindung von 10 Jahren sowie ein Annuitätendarlehen aus dem Förderprogramm 

BEG WG - Kredit Effizienzhaus 261 der KfW i.H.v. € 1.010.000,00 mit einer Zinsbindung von 

10 Jahren aufgenommen. Das Darlehen wurde im Geschäftsjahr 2025 i.H.v. T€ 500 ausgezahlt. 

Geschäfte mit Derivaten und ähnlichen Finanzinstrumenten bestehen nicht. 

2.2.5 Personalbereich 

Neben dem Geschäftsführer und zwei Auszubildenden hatte die Gesellschaft im Jahresdurch- 

schnitt 23 (i. Vj.: 23) Beschäftigte. 
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2.3. Darstellung zur Lage des Unternehmens 

2.3.1. Vermögenslage 

Anlagevermögen 

Immaterielle 

Vermögensgegenstände 

Sachanlagen 

Umlaufvermögen 

Zum Verkauf bestimmte Grund- 

stücke und andere Vorräte 

Forderungen und sonstige 

Vermögensgegenstände 

flüssige Mittel 

Rechnungsabgrenzungsposten 

Vermögen 

Eigenkapital 

Gezeichnetes Kapital 

Sonderrücklage gemäß 

§ 27 Abs. 2 DMBilG 

Gewinnriicklagen 

Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 

Jahresuiberschuss 

Sonderposten fir Investitionszuschiisse 

Fremdmittel 

Rückstellungen 

erhaltene Anzahlungen auf Betriebskosten 

sonstige erhaltene Anzahlungen 

Verbindlichkeiten 

Rechnungsabgrenzungsposten 

Kapital 

Anlage 4 

davon davon 

31.12.2025 kurz- Vorjahr kurz- Verände- 

gesamt fristig gesamt fristig rungen 

TE % TE TE % TE TE 

8 0,0 0 8 0,0 0 0 

77.875 92,7 0 77.874 91,9 21 1 

77.883 92,7 0 77.882 91,9 21 1 

4.105 4,9 4.105 3.453 4,1 3.453 652 

248 0,3 219 1.250 1,5 1.250 -1.002 

1.727 2,1 1.727 2.109 2,5 2.109 -382 

6.080 7,3 6.051 6.812 8,1 6.812 -732 

5 0,0 5 6 0,0 6 -1 

83.968 100,0 6.056 84.700 100,0 6.839 -732 

52 0,1 0 52 0,1 0 0 

51.466 61,3 0 51.466 60,7 0 0 

76 0,1 0 76 0,1 0 0 

4.545 5,4 0 4.001 4,7 0 544 

1.042 1,2 0 579 0,7 0 463 

57.181 68,1 0 56.174 66,3 0 1.007 

12 0,0 1 13 0,0 1 -1 

975 1,2 747 647 0,8 433 328 

4.151 4,9 4.151 4.090 4,8 4.090 61 

0 0,0 0 240 0,3 240 -240 

21.528 25,7 4.636 23.425 27,7 5.807 -1.897 

26.654 31,8 9.534 28.402 33,6 10.570 -1.748 

121 0,1 121 111 0,1 111 10 

83.968 100,0 9.656 84.700 100,0 10.682 -732 
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Im Geschäftsjahr hat sich das Bilanzvolumen um T€ 732 auf T€ 83.968 verringert. 

Das Anlagevermögen insgesamt erhöhte sich um T€ 1. Den im Geschäftsjahr getätigten Inves- 

titionen in das Anlagevermögen in Höhe von T€ 2.408 standen Abschreibungen in Höhe von 
T€ 2.660, darunter außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe von T€ 483, sowie Anlagenab- 

gänge eines Gewerbeobjektes durch Verkauf, eines Wohnobjektes durch Übertragung eines 
Erbbaurechtes sowie von Betriebs- und Geschäftsausstattung infolge von Aussonderungen ge- 
genüber. 

Das Umlaufvermögen verringerte sich um T€ 732, insbesondere bedingt durch den Rückgang 

der flüssigen Mittel um T€ 382 infolge der Bautätigkeit. Die Vorräte erhöhten sich um T€ 652 
die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände verringerten sich um T€ 1.002, insbe- 

sondere infolge der Einzahlung von Fördermitteln i.H.v. 1.026. 

Der Vermögensaufbau der Gesellschaft ist zum 31.12.2025 hinsichtlich der Fristigkeit von Ver- 
mögens- und Schuldteilen weitestgehend ausgeglichen. Das mittel- und langfristig gebun- 

dene Vermögen ist zu 95,4 % durch mittel- und langfristig zur Verfügung stehendes Kapital 

finanziert. 

Der Eigenkapitalanteil am Bilanzvolumen beträgt 68,1 % (i. Vj.: 66,3 %). Absolut hat sich das 

Eigenkapital um T€ 1.007 auf T€ 57.181 erhöht. Die Höhe der Eigenkapitalquote liegt etwas 
unter dem Branchendurchschnitt vergleichbarer Unternehmen für das Geschäftsjahr 2024 
(69,4 %)." Hier ist stark zu berücksichtigen, dass die in den Geschäftsjahren vorgenommenen 

Sonder- und außerplanmäßigen Abschreibungen große Auswirkungen auf die Hohe der Eigen- 

kapitalquote besitzen. 

Das Fremdkapital hat sich insgesamt um T€ 1.748 verringert. Diese Verminderung resultiert ins- 
besondere aus planmäßigen Tilgungen der vorhandenen Darlehen i. H. v. T€ 2.527. Die Rück- 

stellungen sind um T€ 328 gestiegen. Die Vorauszahlungen auf die Betriebs- und Heizkosten 

haben sich korrespondierend zu den Vorrdten aus noch abzurechnenden Heiz- und Betriebs- 
kosten 2025 um T€ 61 erhöht. Eine Verringerung der Verbindlichkeiten ist stichtagsbedingt bei 

den Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen und Leistungen zu verzeichnen (um Te -828). 

Die Verbindlichkeiten aus Vermietung sind gegenüber dem Vorjahresstichtag um T€ 125,5 ge- 

stiegen. 2024 wurde eine erhaltene Anzahlung fur den Verkauf eines Grundstücks (T€ 240) aus- 
gewiesen; der Übergang von Nutzen und Lasten auf den neuen Eigentümer erfolgte zum 

01.01.2025. Zum 31.12.2025 weist die Gesellschaft Verbindlichkeiten aus Miet- und Pachtver- 
trägen sowie aus Liefer- und Leistungsvertrdgen i. H. v. T€ 2.285 aus, die im Geschäftsjahr 2026 

i.H.v. TE 1.147 kurzfristig bezahlt wurden. 

Im Jahr 2012 wurde durch die Gesellschaft ein Mietkautionssammelkonto auf den Namen des 
Unternehmens eingerichtet. Das Konto weist zum 31.12.2025 einen Bestand in Hohe von 
Te 1.237 (i. Vj.: TE 1.136) aus. Des Weiteren wird ein Forderungskonto i.H.v. T€ 40,0 (i.Vj.: T€ 20) 

ausgewiesen, bei dem es sich um angeforderte, noch nicht eingezahlte Mietkautionen handelt. 

15 Verband der Wohnungswirtschaft Sachsen-Anhalt, Verband der Wohnungsgenossenschaften Sachsen-Anhalt, 

Betriebsvergleich 2024 vom 11. November 2025, S. 9 (Kennzahlenbroschiire) 
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In entsprechender Höhe werden Verbindlichkeiten aus Kautionen i.H.v. T€ 1.277 (i.Vj.: T€ 1.156) 

unter den Verbindlichkeiten aus Vermietung ausgewiesen. 

2.3.2 Ertragslage 

Die Gewinn- und Verlustrechnung 2025 weist einen Jahresüberschuss in Höhe von 

T€ 1.042 (i. Vj.: Jahresüberschuss T€ 579) aus. 

Auf der Ertragsseite wirkt sich eine Erhöhung der Umsatzerldse aus der Bewirtschaftungstatig- 

keit i. H. v. T€ 751 positiv aus; es werden sonstige betriebliche Erträge i.H.v. TE 713, insbeson- 
dere Erträge aus Zuschreibungen (T€ 296), Erträge aus der Veräußerung von Anlagevermögen 
(T€ 221), Versicherungsentschadigungen (T€ 37), aus Erstattungen der Krankenkassen im Rah- 

men des Umlageverfahrens (T€ 16) sowie aus der Auflösung von Rückstellungen (T€ 7) ausge- 
wiesen. Aufwandsseitig sind außerplanmäßige Abschreibungen auf Wohngebäude 

(T€ 483) angefallen. 

Die Ertragslage wird nach wie vor durch die demografische Entwicklung und den damit einher- 

gehenden Wohnungsüberhang bestimmt. Diese Faktoren und die geringe Höhe der Einkom- 

men eines großen Teils der Bevölkerung haben wiederum große Auswirkungen auf den struk- 

turellen Leerstand und die damit verbundenen Erlösschmälerungen. 

Trotzdem rechnen wir in den künftigen Jahren mit leicht steigenden Umsatzerlösen aus der 

Bewirtschaftungstätigkeit insgesamt. 

2025 2024 

TE TE 

Erträge gesamt 14.934 13.232 

Aufwendungen gesamt 13.892 12.653 

Jahresüberschuss 1.042 579 
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2.3.3 Finanzlage 

31.12.2025 31.12.2024 

TE TE TE TE 

Jahresüberschuss 1.042 579 

Abschreibungen auf Gegenstände des 

Anlagevermögens verrechnet mit Zuschreibungen 2.364 2.215 
Veränderung Rückstellungen (vor Verrechnung von 

Deckungsvermögen) 324 -734 

Veränderung des Sonderpostens für Investitionszuschüsse -1 -1 

Ergebnis aus dem Abgang von Gegen- 

ständen des Anlagevermögens -213 0 

Veränderung der unfertigen Leistungen -652 -153 

Veränderung der erhaltenen Anzahlungen auf Betriebskosten 61 51 

Veränderung sonstige Aktiva 1.003 -945 

Veränderung sonstige Passiva -660 1.009 

Zinsertrage auf finanzielle Mittel / Ausleihungen -16 -61 

Zinsaufwendungen aus Kreditverbindlichkeiten 410 423 

= Mittelzufluss aus laufender Geschaftstatigkeit 3.662 2.383 

Einzahlungen aus Abgängen von 

Gegenständen des Anlagevermogens 256 0 

Veränderung der erhaltenen Anzahlungen aus Anlagenverkdufen -240 240 

Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen -2.408 -3.438 
Einzahlungen aus dem Finanzanlagevermögen einschließlich 

verrechneter Deckungsvermögen für Pensions- und 

Altersteilzeitrückstellungen 4 3 

erhaltene Zinserträge 16 61 

= Mittelabfluss aus der Investitionstätigkeit -2.372 -3.134 

Ausschüttungen an Gesellschafter -35 -20 

Einzahlungen aus der Prolongation/Valutierung 

von Darlehen 1.300 204 

planmäßige Tilgungen -2.527 -2.542 

auBBerplanmaBige Tilgungen/Prolongation 0 -204 

gezahlte Zinsen für Kredite -410 -423 

= Mittelabfluss aus der Finanzierungstätigkeit -1.672 -2.985 

= Zahlungswirksame Veränderungen 

des Finanzmittelbestands -382 -3.736 

zzgl Finanzmittelbestand am 01.01. 2.109 5.845 

= Finanzmittelbestand am 31.12. 1.727 2.109 

Der ausgewiesene Finanzmittelbestand enthält ein Treuhandkonto mit angelegten Barkautio- 
nen der Mieter i.H.v. T€ 1.237 (i.VJ: T€ 1.136). Bei einem Forderungskonto i.H.v. T€ 40,0 (i.Vj.: T€ 

20) handelt es sich um angeforderte, noch nicht eingezahlte Mietkautionen, in entsprechender 

Hohe werden Verbindlichkeiten aus Vermietung ausgewiesen. 

In entsprechender Hohe werden Verbindlichkeiten aus Vermietung ausgewiesen. 

Der Finanzmittelbestand hat sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 382 verringert. 
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Die Gesellschaft war auch im Jahr 2025 in der Lage, sämtliche Verbindlichkeiten termingerecht 

zu bedienen. Auch zukünftig wird die Finanzlage des Unternehmens durch die Bau- und Mo- 

dernisierungstätigkeit nachhaltig beeinflusst. 

Ausgewählte Unternehmenskennziffern zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

(stichtagbezogene Betrachtung zum 31.12.2025) 

Mittel- und langfristiges Kapital 

Anlagendeckungsgrad 

TE 74.312 

= 954 % 

Mittel- und langfristiges Vermögen T€ 77.912 

Diese Kennziffer sagt aus, ob das Anlagevermögen durch langfristiges Kapital gedeckt ist. Ist 

der Deckungsgrad größer oder gleich 1, so ist genügend Vermögen vorhanden, um kurzfris- 

tige Verbindlichkeiten zu bedienen. 

Zinsaufwand/m? Fläche 

Zins- und Tilgung/ 

Sollmiete 

Erlosschmalerungs- 

quote 

Zinsen und ähnlicher Aufwand € 410.116 

= 0,23 €/m? 

Wohn- und Nutzfläche x 12 m? 1.800.253 

Zins- und Tilgung (planm. Tilgung) 

für langfristiges Kapital TE 2.937 

= 27,9 % 

Sollmiete (Jahr) TE 10.529 

Erlösschmälerungen Sollmieten TE 933 

= 8,9 % 

Sollmieten insgesamt 1€ 10.529 
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3. Prognose, Chancen- und Risikobericht 

3.1 Prognosebericht 

Die Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg hat gemäß ihrem Gesellschaftsver- 
trag die Aufgabe, bezahlbaren Wohnraum für breite Schichten der Bevölkerung zur Verfügung 

stellen. Dieser Aufgabe wird die Gesellschaft im Rahmen ihrer Unternehmenstätigkeit gerecht. 
Aufgrund der prognostizierten negativen Bevölkerungsentwicklung, die direkten Einfluss auf 

die Wohnungswirtschaft entfalten, ist es das vorrangige Ziel der Gesellschaft, den zur Woh- 
nungsversorgung erforderlichen Wohnraum vollständig zu modernisieren und der Nachfrage 

entsprechend umzugestalten, um die Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten und zu steigern. 

Zum Stichtag 31.12.2025 sind noch etwa 40 % des eigenen Wohnungsbestandes unsaniert. 
Durch Investitionen in den Kernbestand zur Modernisierung, durch energetische Sanierung 

von Gebäuden und die Erneuerung von Heizungstechnik wird die Gesellschaft den Wohnungs- 
bestand weiter qualifizieren und damit die Grundlage für die Sicherung der Marktposition und 

die Erhöhung der durchschnittlichen Mieteinnahmen schaffen. 

Auch in der Zukunft wird die Gesellschaft den Prozess der Prüfung und Umsetzung von Miet- 
erhöhungen nach dem Vergleichsmietenverfahren fortsetzen. Dabei muss jedoch beachtet 

werden, dass ein nicht unerheblicher Anteil der Mieter auf Transferleistungen angewiesen ist 
und damit Mieterhöhungspotentiale durch die reale Einkommensentwicklung und für einkom- 

mensschwache Haushalte durch die „Richtlinie zur Feststellung der Angemessenheit der Be- 

darfe für Unterkunft und Heizung ...“ begrenzt sind. Umso wichtiger ist das Bemühen zur Ver- 
ringerung und Begrenzung von Neben- und Heizkosten, um die Gesamtbelastung der Mieter 

bezahlbar zu gestalten. 

Der prognostizierte Bevölkerungsrückgang, der zu einer Abnahme der Nachfrage führt, bedeu- 
tet für das Unternehmen einen steigenden Konkurrenzkampf mit anderen Anbietern auf dem 

Wohnungsmarkt. 

Neben den Investitionen in Form von umfassenden Gebäudesanierungen und der Modernisie- 

rung von leerstehenden Wohnungen auf der Grundlage der ermittelten Nachfrage wird ein 

weiterer Schwerpunkt der Tätigkeit der Gesellschaft, die Reduktion von Treibhausgasemissio- 
nen darstellen. Vor dem Hintergrund gesetzlicher Anforderungen, steigender Energiepreise so- 

wie wachsender Erwartungen von Mieterinnen und Mietern ist die Entwicklung eines unter- 

nehmensspezifischen Klimapfads ein zentrales Instrument zur systematischen Dekarbonisie- 

rung des Wohnungsbestands. Der Klimapfad beschreibt einen langfristig angelegten, struktu- 
rierten Transformationsprozess mit dem Ziel, die CO,-Emissionen des Unternehmens nachhal- 

tig zu senken und perspektivisch Klimaneutralitat zu erreichen. Hierzu erarbeitet die Gesell- 

schaft seit Oktober 2025 die Fortschreibung des Unternehmenskonzeptes. 

Die Dekarbonisierung des Bestandes durch die überwiegende Nutzung regenerativer Energien 
wurde durch die Sanierung der Wohngebäude Kathe-Kollwitz-Str. 19, 21, 22, 23 sowie der Er- 

lenstr. 5 eingelautet und wird mit den Wohngebäuden Kathe-Kollwitz-Str. 20 und 
Gartenstr. 6 - 8 im Geschäftsjahr 2026 fortgesetzt. 
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Die umfassende Sanierung des Gebäudes Erlenstr. 5 mit Einbau eines Aufzuges hat den Anteil 

barrierearmer Wohnungen im Bestand der Gesellschaft deutlich erhöht. Im Zuge der Sanierung 
des Mehrfamilienhauses Gartenstr. 6-8 werden 6 barrierefrei erreichbare Wohnungen geschaf- 

fen. 

Im Rahmen der Erfolgsplanung gehen wir bis zum Jahr 2035 bei nahezu unverändertem 
Wohnungsbestand aufgrund der Erhöhung der durchschnittlichen Mieterlöse von mindestens 

gleichbleibenden, eher gering steigenden Einnahmen aus der Bewirtschaftungstätigkeit aus. 
Die Erlösschmälerungsquote wird auf ca. 11 % eingeschätzt. Die Gesellschaft wird in 2026 nach 
dem aktuell geltenden Wirtschaftsplan ca. T€ 6.056 und im Geschäftsjahr Jahr 2027 ca. T€ 4.900 

in den eigenen Bestand investieren. Auch in den Folgejahren sollen sich die Investitionen 

jährlich um einen Betrag von ca. T€ 4.175 bis T€ 4.900 bewegen. Die Gesellschaft weist zum 

31.12.2025 einen Jahresüberschuss von T€ 1.042 (Bilanzgewinn: T€ 5.587) aus. Ein Teil des Bi- 
lanzgewinns i. H. v. T€ 50 soll an die Gesellschafterin ausgeschüttet werden. Der verbleibende 
Bilanzgewinn sowie die in den Folgejahren geplanten Jahresüberschüsse sollten überwiegend 

im Unternehmen verbleiben und nicht an die Gesellschafterin ausgeschüttet werden, um eine 

ausreichende Liquidität des Unternehmens unter Berücksichtigung der notwendigen Investi- 
tionstätigkeit in der Zukunft sicherzustellen. Für die Geschäftsjahre 2026 bis 2035 wird eben- 

falls mit diesem Geschäftsjahr vergleichbaren positiven Jahresergebnissen gerechnet. 

Im Umfeld von erheblichen Baupreis- und Energiekostensteigerungen trägt der effektive Ein- 

satz der Finanzmittel mit langfristig gesicherten Finanzierungskonditionen zu einem soliden 
Geschäftsmodell der Wohnungsvermietung und Liquiditätssicherung bei. Die erwirtschafteten 

Jahresüberschüsse müssen dabei aber im Unternehmen verbleiben und reinvestiert werden 

können. 

Die weiterhin hohen Energiekosten stellen für die Gesellschaft und deren Mieter erhebliche 

Herausforderungen für die Zukunft dar. Die finanziellen Spielräume der Haushalte sind durch 

allgemeine Preissteigerungen aktuell und in der Zukunft erheblich eingeschränkt. 

Die Geschäftsführung schätzt aus heutiger Sicht, trotz schwieriger und zukünftig zu erwarten- 

der anspruchsvoller Rahmenbedingungen für die Wohnungswirtschaft insgesamt, die Entwick- 

lung des Unternehmens für die kommenden Jahre positiv ein. 

Die Geschäftsführung dankt allen Mitarbeitern für ihre im Berichtsjahr geleistete Arbeit und 

dem Gesellschafter für die gute Zusammenarbeit. 

3.2 Risikobericht 

Die Geschaftstatigkeit der Gesellschaft wird sich zukünftig weiterhin hauptsächlich auf die Ver- 
mietung des eigenen Wohnungsbestandes konzentrieren. Das Geschäftsfeld der WEG-Verwal- 

tung wurde aus wirtschaftlichen Griinden zum 31.12.2022 eingestellt. Uberlegungen im Hin- 

blick auf den Aufbau eines Geschaftsfeldes zum Gebaude- und Liegenschaftsmanagement für 
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die Welterbestadt Quedlinburg sollen in der Zukunft durch weitergehende Verhandlungen 

konkretisiert werden. 

Die im GJ 2024 vorgenommene Umstellung des ERP-Systems hat zu deutlichen Einschränkun- 

gen bei der zeitgerechten Bearbeitung von Arbeitsaufgaben, insbesondere der Finanzbuchhal- 

tung geführt. Es wird festgestellt, dass für bekannte Aufgaben mit der neuen Software ein deut- 
lich höherer Zeitaufwand erforderlich ist. Durch interne personelle Veränderungen konnte die- 
sem Sachverhalt zunächst Rechnung getragen werden. Inwieweit sich die prognostizierten Ef- 
fizienzsteigerungen aus der stärkeren Digitalisierung tatsächlich realisieren lassen, bleibt abzu- 

warten. 

Ein entwicklungsbeeinträchtigendes Risiko für die Gesellschaft ergibt sich aus der Leerstands- 

quote. Zum 31.12.2025 beträgt die Leerstandsquote 11,9 % und ist im Vergleich zum Vorjahr 
um 0,2 % gestiegen. Als kritischer Schwellenwert zur Entwicklungsbeeinträchtigung gilt bereits 

eine Leerstandsquote ab 10 %. Der Durchschnitt des Leerstands bei den kommunalen Woh- 

nungsunternehmen im Land Sachsen-Anhalt lag bei 11,84 % zum Oktober 2025 und wird somit 

nahezu erreicht. '° 

Ein weiteres, ebenfalls als entwicklungsbeeinträchtigend eingestuftes, Risiko ergibt sich für die 

Gesellschaft aus dem Verhältnis von Cashflow zur Tilgung, der Tilgungskraft. Als entwicklungs- 

beeinträchtigend gilt ein Wert von kleiner als 150 %. Für die Gesellschaft ergibt sich zum 
31.12.2025 ein rechnerischer Wert von 147,6 % (31.12.2024: 81,0 %). Die errechneten Werte la- 

gen seit 2021 nur geringfügig über und seit dem Geschäftsjahr 2023 wieder unter dem kriti- 

schen Schwellenwert zur Entwicklungsbeeinträchtigung. Aufgrund des hohen Tilgungsanteils 

der zu leistenden Annuitäten wird die Kennziffer bis 2027 im kritischen Bereich verbleiben. Da- 
nach wird sich aufgrund der vollständigen Tilgung einzelner Darlehen die Kennzahl zur Til- 
gungskraft verbessern, jedoch ist die Aufnahme von neuen Darlehen zur Finanzierung von 

Baumaßnahmen geplant. 

Der russische Angriff auf die Ukraine hat in den vergangenen Jahren nicht nur zu einer bis dahin 
nicht vorstellbaren Erhöhung der Energiekosten geführt, sondern gleichzeitig einen massiven 

Flüchtlingsstrom aus der Ukraine nach Deutschland hervorgerufen. Auch durch die Vermie- 
tung von Wohnraum an Geflüchtete konnte die Gesellschaft in den letzten Geschäftsjahren 

besonders gute Vermietungsanschlussquoten erzielen. Im GJ 2025 wurde erneut eine Vermie- 
tungsanschlussquote von über 100 % (Vj 126,1 %) erreicht. Entscheidend und zugleich risiko- 

behaftet bleibt die Frage, in welchem Umfang und zu welchem Zeitpunkt die Geflüchteten 

wieder in die Ukraine zurückkehren. Derzeit wird im Landkreis Harz eingeschätzt, dass nur etwa 

30 bis 40 % der Geflüchteten dauerhaft in Deutschland bleiben. 

Schon die bis Ende Februar 2026 nur moderat gesunkenen Energiepreise in Deutschland ha- 

ben erheblichen Einfluss auf verschiedene Wirtschaftszweige des Landes. Durch den am 
28.02.2026 mit Angriffen Israels und der Vereinigten Staaten auf den Iran begonnenen militä- 
rischen Konflikt kommt es zu einer erheblichen Destabilisierung in Vorderasien. Die damit ver- 

bundene Blockade der Straße von Hormus hat zu einem signifikanten Anstieg der Öl- und Gas- 
preise geführt. Der Öl- und Gastransport ist nahezu zum Stillstand gekommen, was weltweit 

16 Verband der Wohnungswirtschaft Sachsen-Anhalt, Leerstandanalyse zum 31.10.2025 
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die Energiepreise weiter nach oben treibt. Höhere Rohölpreise können Transport- und Produk- 

tionskosten erhöhen und kurzfristig auch die Strompreise beeinflussen. Mittelfristig sind wei- 

tere Steigerungen der Heizkosten zu befürchten. 

Die erforderlichen Investitionen und nachhaltigen Veränderungen in der Energieversorgung 
werden nicht zu einer Reduzierung sondern perspektivisch eher noch zu steigenden Energie- 

kosten führen. Dieser Entwicklung muss sich die Wohnungswirtschaft mittel- und langfristig 
stellen, um auch künftig bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung stellen zu können. Kurzfristig 

müssen wir dafür Sorge tragen, dass bei Heizung und Versorgung alles getan wird, um den 
Energieverbrauch so gering wie möglich zu halten. Perspektivisch müssen wir den intensiven 
Dialog mit dem lokalen Energieversorgungsunternehmen zur Dekarbonisierung, insbesondere 

der Fernwärmeerzeugung, fortsetzen, um für die Mieter bezahlbare Energiekosten 

sicherzustellen. 

Die nach der Wahl 2025 gebildete Bundesregierung hat bisher weiter im Unklaren gelassen, 

welche Prioritäten im Transformationsprozess hin zu erneuerbaren Energien gesetzt werden 

sollen und ob und in welchem Umfang Fördermittel dafür bereitgestellt werden. Entspre- 
chende Weichenstellungen hätten erheblichen Einfluss auf die finanziellen Möglichkeiten der 

Gesellschaft. 

Weitere bestandsgefährdende Risiken könnten sich aus der Veränderung von mietrechtlichen 

Regelungen insbesondere zu Mieterhöhungen durch Modernisierung oder die 
Umlagefähigkeit von verschiedenen Betriebskostenarten, z. B. Grundsteuer, ergeben. Diese 

könnten einen wesentlichen Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 

Unternehmens ausüben. 

Durch die zum 01.01.2021 durch die Bundesregierung im Rahmen des Brennstoffemissions- 

handelsgesetz (BEHG) eingeführte CO,-Bepreisung der fossilen Energieträger werden Benzin, 
Diesel, Heizöl, Erdgas und Fernwärme künstlich verteuert. Nach der Einführung der nationalen 

CO;-Bepreisung im Januar 2021 wurde der Preis pro für eine Tonne CO, schrittweise auf 55 

Euro/t im Jahr 2025 angehoben. Im Jahr 2026 steigt der Preis auf 65 Euro/t. 

Bis zum 31.12.2022 haben Mieter die CO,-Abgabe für das Heizen mit Erdgas und Öl allein ge- 

zahlt. Mit dem zum 01.01.2023 in Kraft getretenen Gesetz (Kohlendioxidkostenaufteilungsge- 

setz — CO,KostAufG) müssen sich Vermieter zukünftig an den CO,-Abgaben beteiligen. Ein 10- 

Stufenmodell regelt die Kostenaufteilung entsprechend der für die Beheizung und WW-Erzeu- 
gung pro m* Wohnfläche erzeugten Menge an Co.. Je höher der CO2-Ausstoß eines Gebäudes 

ist, desto mehr zahlen die Vermieter, je besser die Energieeffizienz, desto mehr die Mieter. 

Für das GJ 2025 sind Abwertungen der Bestände wegen Nichtumlegbarkeit in Höhe von ca. 
50.235 € prognostiziert. Mieter können bei Einzel-Heizungsanlagen in den Wohnungen eine 
Kostenerstattung gegenüber dem Vermieter einfordern. Eine überschlägige Ermittlung auf der 

Basis der Energieverbrauchswerte des Jahres 2025 ergibt hierfür einen Zuführungsbedarf zu 

den Rückstellungen in Höhe von ca. 6.000 Euro. Mit steigendem CO,-Preis erhöhen sich für die 

Gesellschaft als Vermieter auch die nicht umlegbaren CO,-Abgaben, was wiederum wirtschaft- 

lich negative Auswirkungen für das Unternehmen hervorruft. 
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Aufgrund der demografischen Prognosen mit einem weiteren deutlichen 
Bevölkerungsrückgang steht das Unternehmen wie viele andere Wohnungsunternehmen im 

Land Sachsen-Anhalt vor großen Herausforderungen. 

Die Welterbestadt Quedlinburg plant mit der Ausweisung des Zukunftsprojektes Morgenrot 
die Errichtung von Industrie- und Gewerbeflächen, Flächen für Photovoltaik, Flächen für Land- 

wirtschaft, letztere auch in Kombination mit Windenergieanlagen in der Gemarkung Quedlin- 

burg entlang der Bundesautobahn 36, Höhe Morgenrot. Mit der Schaffung dieser Gewerbe- 
und Industrieflächen wird das Ziel verfolgt, Unternehmen anzusiedeln und damit neue Arbeits- 
plätze zu schaffen. Dies würde die wirtschaftliche Stabilität der Region langfristig sichern und 

die Gesellschaft bei der Entwicklung ihres Wohnungsbestandes durch stärkeren Arbeitskräfte- 

zuzug unterstützen. 

Bisher bleibt die Welterbestadt Quedlinburg wie seit Jahren aufgefordert, Maßnahmen der 

Haushaltskonsolidierung zu planen und umzusetzen. In diesem Zusammenhang können sich 

Auswirkungen auch auf die Gesellschaft, z. B. aus der Vermietung von Objekten an die 

Welterbestadt und damit einhergehende Veränderungen in der Erlössituation oder Forderun- 

gen hinsichtlich Ausschüttungen, einstellen. Aus dem o.g. Zukunftsprojekt Morgenrot und 
dem damit verbundenen Ausbau erneuerbarer Energien können sich für die Welterbestadt 

Quedlinburg zukünftige finanzielle Gestaltungsfreiräume entwickeln. 

Verbunden mit der bereits dargestellten begrenzten Möglichkeit der Durchsetzung von Miet- 

erhöhungen sind energetische Sanierungen nach Maßgabe des GEG zur Reduzierung des 
Energieverbrauchs und der damit verbundenen Senkung der Nebenkosten aktuell kaum wirt- 
schaftlich darstellbar. Die anfallenden Kosten für Heizung und Warmwasser werden aufgrund 

weiterhin hoher Energiepreise und der gedeckelten Kostenübernahme durch Sozialträger 

zunehmend die Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg belasten. Auch eine 
altersgerechte Anpassung des Bestandes der Gesellschaft durch den Anbau von Aufzügen und 

die damit verbundenen höheren Betriebskosten wird aktuell in der Richtlinie des Landkreises 
nicht berücksichtigt. 

Die Fortschreibung der Werte zur Bestimmung angemessener Kosten für Unterkunft und Hei- 
zung im Landkreis Harz basierte bis zum 31.07.2024 auf einem schlüssigen Konzept, das im 

zweijährigen Turnus an die jeweilige Wohnungsmarktsituation angepasst und aktualisiert 
wurde. Eine geplante Fortschreibung zum 01.08.2024 konnte nach Auskunft der KoBa Jobcen- 
ter Landkreis Harz aufgrund fehlender Datengrundlagen nicht erfolgen. Mit Wirkung zum 

01.04.2025 setzte der Landkreis Harz eine neue Angemessenheitsrichtlinie in Kraft. Infolgedes- 

sen wurden die seit dem 01.08.2024 geltenden Angemessenheitsgrenzen um rund 30 % abge- 

senkt. Die aktuell von der KoBa anerkannten Wohnkosten bilden damit die realen Bedingungen 
des örtlichen Vermietungsmarktes nicht mehr adäquat ab. Dies führt dazu, dass sich der für 
Transferleistungsbeziehende verfügbare Wohnraum weiter verknappt und das Risiko sozial- 

räumlicher Segregation innerhalb der Wohnquartiere deutlich zunimmt. 

Insbesondere der ländliche Raum Sachsen-Anhalts zeigt trotz massiven Rückbaus weiterhin 
eine Disparität von Angebot und Nachfrage. Grund sind die Einwohnerverluste und ein gerin- 
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ges Mietniveau, was Investitionen nur eingeschränkt ermöglicht. Der sich verändernde Woh- 
nungsmarkt wird die Gesellschaft in den nächsten Jahren vor weitere Herausforderungen stel- 

len. Zunächst muss die Qualität rund um das Wohnen zeitgemäß und preiswert weiterentwi- 
ckelt werden. Hierbei werden ökologische Themen, Themen der Digitalisierung, der Decarbo- 
nisierung und Fragen der nachhaltigen Bestandsbewirtschaftung an Bedeutung gewinnen. 

Der Beobachtung des sich entwickelnden Leerstandes und der Neuvermietung wird auch in 

den kommenden Jahren eine besondere Bedeutung zukommen. Bei stagnierenden oder 
rückläufigen Bevölkerungszahlen und einer zunehmend älteren Bevölkerung (z. B. 5,38 % - das 
sind 1.270 Einwohner Quedlinburgs - sind 85 Jahre oder älter) ist eine stetige Überwachung 
der Wohnungsbestände dringend geboten, um Investitionen, die nicht nachhaltig wirken, zu 

vermeiden. 

Die weitere Entwicklung der Baubranche wird maßgeblichen Einfluss auf die zukünftige 
Geschäftstätigkeit sowie auf den Umfang der benötigten finanziellen Mittel für 
Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen haben. Aktuell ist der Sektor durch eine 

deutlich wahrnehmbare Verknappung personeller Ressourcen geprägt. 
Es zeigt sich, dass die für die vorgesehenen Investitionen erforderlichen Kapazitäten im 

Bauhandwerk zunehmend nur eingeschränkt verfügbar sind. Diese Ressourcensituation dürfte 

mittelfristig zu weiter steigenden Baupreisen führen. 
Für das Unternehmen ergibt sich daraus ein erhöhtes Risiko hinsichtlich der Kalkulation, 

Planung und Vergabe von Bauleistungen. 

Weiterhin könnte die Fortsetzung der durch die Stadt Quedlinburg begonnenen Erhebung von 

Ausgleichsbeträgen nach § 154 BauGB für im Sanierungsgebiet gelegene Grundstücke der 

Gesellschaft zu bisher nicht bestimmbaren Aufwendungen führen. 

Von einer Gefährdung der finanziellen Entwicklung unserer Gesellschaft kann jedoch selbst 

unter den o. g. schwierigen Rahmenbedingungen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 

ausgegangen werden. Die Immobilien sind mit langfristigen Darlehen finanziert. 
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3.3 Risikomanagement des Unternehmens 

Im Unternehmen wurde ein Risikomanagementsystem entwickelt. Im Rahmen dieses 
Managements werden 

- Berichte (Risikoerfassung und Risikobewertung) 
- Analysen von Kennzahlen (Festlegung von kritischen Werten) 

- mehrjährige Finanz- und Erfolgspläne, unter Analyse der Veränderung von Prämissen 
- Berichterstattungen an den Aufsichtsrat und 

- regelmäßige Abstimmungen mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden vorgenommen. 

Zur Überwachung der für die Gesellschaft bestandsgefährdenden Risiken erfolgen 

Definitionen der Frühwarnsignale und Festlegungen der für die Gesellschaft kritischen Werte. 

Das Risikomanagement ist u. a. darauf gerichtet, dauerhaft die Zahlungsfähigkeit der 
Gesellschaft sicherzustellen. 

Es werden monatlich eine Reihe von Indikatoren wie Leerstände, Fluktuation und andere Kenn- 

ziffern beobachtet, um Fehlentwicklungen in der Vermietungssituation sowie Kostenentwick- 
lungen rechtzeitig zu erkennen. Wir führen den Plan-Ist-Vergleich regelmäßig und zeitnah 
durch. 

Die Geschäftsführung ist der Auffassung, dass durch dieses System alle relevanten Risiken früh- 

zeitig erkannt und entsprechende Gegenmaßnahmen vorbereitet werden können. 

Die Bereiche sind so angelegt, dass nicht nur bestandsgefährdende Risiken, sondern auch Ab- 
weichungen von einzelnen Planzielen auf Sachbearbeiterebene erkannt werden können. Ziel 

ist es, eine möglichst schnelle Information hinsichtlich der Beurteilung der Lage zu erhalten, 

um entsprechende Reaktionen veranlassen zu können. 

4. Risikoberichterstattung in Bezug auf die Verwendung von Finanzinstrumenten 

Geschäfte mit Derivaten und ähnlichen Finanzinstrumenten bestehen nicht. 

Im Übrigen wird auf Punkt 2.2.4 verwiesen. 

5. Nachtragsbericht 

Wir verweisen auf unsere Ausführungen im Anhang. 

Quedlinburg, den 27. März 2026 GC 

Sven Ld Lr 
N, 

Geschäftsführer 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg — bestehend aus der 

Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 

2025 bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden — geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Wohnungswirtschaftsgesell- 

schaft mbH Quedlinburg für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

o entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge- 

sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 und 

o vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In al- 

len wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 

deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu- 

treffend dar. 

Gemäß 8 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord- 

nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 8 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs- 

mäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten 

durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Überein- 

stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonsti- 

gen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 

dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrates für den Jahresabschluss und den Lagebe- 

richt 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 

und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh- 

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie 

in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 

haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Dar- 

stellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens- 

schädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 

der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver- 

antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä- 

gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs- 

grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 

rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 

für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 

eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er- 

möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kön- 

nen. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft 

zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei 

von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der La- 

gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 

Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent- 

wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 

Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Ubereinstim- 

mung mit 8 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger 

komplexe Einheiten durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Dar- 

stellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 

wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage die- 

ses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein- 

flussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 

Darüber hinaus 

e identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 

im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen 

als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 

sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlun- 

gen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass ei- 

ne aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlun- 

gen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel- 

lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

e erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrol- 

len und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs- 

handlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü- 

fungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maß- 

nahmen abzugeben. 

o beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs- 

methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte 

und damit zusammenhängenden Angaben. 

e ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewand- 

ten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 

der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 

oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 

Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 

sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä- 

tigkeit nicht mehr fortführen kann. 

e beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der Anga- 

ben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 

dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
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ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Gesellschaft vermittelt, 

® beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 

das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

o führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 

Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 

dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde ge- 

legten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 

Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 

sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid- 

bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die 

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 

Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Alfeld, 24.04.2026 

K + L Wirtschaftsprüfung GmbH 
S N Hal 0, 4 2, 

47 = 3 / ARTSCH RITA 2, = 3 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Ht PRIFUNGS .) = 12 Steuerberatungsgesellschaft 
Bl N op LSOHAFF/ @ ef A 
A LT o Ad ; - a © © A f : i 

WU, Lael i > 

Könnecker 

Wirtschaftsprüferin



Anlage 6 Seite 1 

Rechtliche Verhältnisse 

Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse 

Firma: Wohnungswirtschaftsgesellschaft mbH Quedlinburg 

Sitz: Quedlinburg 

Rechtsform: GmbH 

Gesellschaftsvertrag: 27.06.1990 zuletzt geändert am 12.09.2022 

Anschrift: Rathenaustr. 10 
06484 Quedlinburg 

Registereintrag: Handelsregister 

Registergericht: Stendal 

Register-Nr.: 103904 

Dauer der Gesellschaft: unbegrenzt 

Gegenstand des Unternehmens: 1. Die Gesellschaft errichtet, betreut, bewirtschaftet und verwaltet Bau- 
ten in allen Rechts- und Nutzungsformen, darunter Eigenheime und 
Eigentumswohnungen auf dem Gebiet der Welterbestadt Quedlin- 
burg. Sie kann außerdem alle im Bereich der Wohnungswirtschaft, 
des Städtebaus und der Infrastruktur anfallenden Aufgaben überneh- 
men, Grundstücke erwerben, belasten und veräußern sowie Folgee- 
inrichtungen, Läden und Gewerbebauten, soziale, wirtschaftliche und 

kulturelle Einrichtungen und Dienstleistungen bereitstellen. 
2. Das Betreiben von Nahwärmeversorgungssystemen. 

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember 

Gezeichnetes Kapital: 52,0 TEuro 

Geschäftsführung: Alleinvertretungsberechtigter Geschäftsführer ist Herr Sven 

Breuel, Diplom-Wirtschaftsingenieur 

Prokura: Einzelprokura Frau Iris Kinne-Seidig, Dipl.-Kauffrau 

Gemäß 8 9 des Gesellschaftsvertrags ist von den Gesellschaftern ein Aufsichtsrat zu bestellen, der aus zehn 

Mitgliedern besteht und jeweils für die Dauer der jeweiligen Wahlperiode des Stadtrates durch den Stadtrat 

gewählt wird. Der Bürgermeister der Welterbestadt Quedlinburg ist Kraft seines Amtes Mitglied im Auf- 

sichtsrat. Weitere fünf Mitglieder werden durch Beschluss des Stadtrates der Welterbestadt Quedlinburg ent- 

sandt. Zwei Mitglieder von der Stadtverwaltung bestimmt der Bürgermeister und zwei weitere Mitglieder wer- 

den von der Belegschaft entsandt. Die Wahl der Mitglieder durch den Stadtrat erfolgte in der Stadtratssitzung 

vom 2.7.2024 für die Wahlperiode 2024-2029. Zum 05.12.2025 hat ein Wechsel eines Aufsichtsratsmitgliedes 

stattgefunden.
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Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind entsprechend 8 285 Nr. 10 HGB im Anhang der Gesellschaft (Anlage 3) 

namentlich aufgeführt. Vorsitzender des Aufsichtsrates ist seit dem 15.10.2024 Herr Sebastian Petrusch, An- 

gestellter Landkreis Harz. 

Wesentliche Verträge 

Die Gesellschaft hat für die wesentlichen Risiken ihres Geschäftsbetriebs Versicherungen abgeschlossen. Die 

Angemessenheit der Versicherungssummen und die Vollständigkeit des Versicherungsschutzes sowie die 

fristgerechte Zahlung der Prämien waren nicht Gegenstand unserer Prüfung. 

Gesellschafterversammlung 

In der Gesellschafterversammlung vom 28.10.2025 wurde der von uns geprüfte und unter dem Datum vom 

16.06.2025 mit dem Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 zusammen 

mit dem Lagebericht gebilligt und damit gemäß § 42 a GmbHG festgestellt. 

Die von der Geschäftsführung vorgeschlagene Ergebnisverwendung wurde von der Gesellschafterver- 

sammlung beschlossen. 

Der Beschluss der Gesellschafterversammlung über die Verwendung des festgestellten Ergebnisses für das 

zum 31. Dezember 2024 abgelaufene Geschäftsjahr wurde im Berichtsjahr zutreffend vollzogen. 

Der Geschäftsführung sowie dem Aufsichtsrat wurde für das vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024 laufende 

Geschäftsjahr Entlastung erteilt. 

Zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 wurde in der Aufsichtsratssitzung vom 07.10.2025 die 

K+L Wirtschaftsprüfung GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Alfeld gewählt. 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 wurde fristgemäß am 11.12.2025 gemäß 8 325 HGB dem Un- 

ternehmensregister elektronisch zur Einstellung in das Unternehmensregister übermittelt.
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Wirtschaftliche Verhältnisse 

Zu den wirtschaftlichen Verhältnissen verweisen wir auf die in Abschnitt 4.3 unseres Berichtes enthaltene Dar- 

stellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft sowie auf die nachfolgenden Kennzahlen 

im Dreijahresvergleich: 

Bilanzielle Kennzahlen und Bestandskennzahlen 

Einheit 2025 2024 2023 

eigene Bestände 

Wohnungseinheiten WE 2.486 2.486 2.548 

Gewerbeeinheiten GE 22 23 22 

Wohnfläche gm/WFL 145.417 145.392 145.246 

durchschnittliche Wohnungsgröße gm/WFL 58,5 58,5 57,0 

Gewerbefläche gm/GFL 10.501 12.209 12.230 

gesamte Nutzflache gm/NFL 155.918 157.601 157.476 

Jahresabschlusszahlen 

Bilanzsumme Euro 83.967.622, 78 84.699.984,93 86.115.177,99 

Sachanlagevermögen Euro 77.874.899,56 77.873.676,64 76.658.305,04 

Sachanlagenintensität in % 92,7 91,9 89,0 

Eigenkapital Euro 57.180.991,42 56.173.946,93 55.614.468,48 

Jahresergebnis Euro 1.042.044,49 579.478,45 1.005.220,67 

Cashflow nach DVFA /SG Euro 3.729.497,10 2.059.446,67 3.509.031,90 

Dauerfinanzierungsmittel Euro 18.906.841,16 20.135.193,59 22.675.678,86 

Kapitaldienst Euro 2.937.947,15 2.964.658,68 2.826.194,09 

davon Zinsen Kredite Euro 410.116,34 423.014,89 384.655,35 

davon planmäßige Tilgung Euro 2.527.830,81 2.541.643,79 2.441.538,74 

Durchschnittliche 

Buchwerte Gebäude (mit 

Außenanlagen und Euro/ 

Betriebsvorrichtungen) gm NFL 421,07 418,95 392,01 

Buchwerte Gebäude und Grundstücke Euro/ 

gm NFL 489,86 487,56 460,68 

Durchschnittliche Verschuldung Euro/ 

gm NFL 121,26 127,76 143,99



Wohnungswirtschaftliche Kennzahlen 

Sollmieten (WE/GE) 

Sonstige Erlöse Mieten 

Sollmiete gesamt 

Durchschnittliche Miete 

je Monat 

Erlösschmälerungen Mieten 

in Relation zur Sollmiete 

Istmiete (Sollmieten ./. 

Erlösschmälerungen) 

Betriebs- und Heizkosten+ Grundsteuer 

(umlagefähig) 

in Relation zur Sollmiete 

Instandhaltungskosten 

in Relation zur Sollmiete 

Instandhaltungskosten 

je gm NFL/Jahr 

Investitionen in Bauten (vor 

Verrechnung von Fördermitteln) 

aktivierte Investitionen in Bauten 

je qm NFL/Jahr 

planmäßige Abschreibungen 

in Relation zur Sollmiete 

Zinsaufwendungen 

Bewirtschaftungstätigkeit 

in Relation zur Sollmiete 

in Relation zur Istmiete 

Kapitaldienst 

in Relation zur Istmiete 

Anzahl Kündigungen 

Anzahl Neuvermietungen 

Flutuationsrate Wohneinheiten 

Vermietungsanschlussquote 

Leerstand Wohneinheiten 

bereinigter Leerstand Wohneinheiten 

Leerstand Gewerbeeinheiten 

Leerstandsquote bezogen auf alle VE 

Leerstandsquote bezogen nur auf WE 

bereinigte Leerstandsquote bezogen 

nur auf WE 

Mietenmultiplikator 

Einheit 

Euro 

Euro 

Euro 

Euro/WFL 

je Monat 

Euro 

in % 

Euro 

Euro 

in % 

Euro 

in % 

Euro 

Euro 

Euro 

Euro 

in % 

Euro 

in % 

in % 

Euro 

in % 

in % 

in % 

in % 

in % 

in % 

2025 

9.924.830,19 

610.355,46 

10.5635.185,65 

5,63 

933.139,57 

8,86 

9.602.046,08 

4.677.662,64 
44,40 

3.233.305,17 

30,69 

20,74 

2.348.564,01 

15,06 

2.177.112,00 

20,67 

410.116,34 

3,89 

4,27 

2.937.947,15 

30,60 

198,00 

202,00 

7,96 

102,02 

295,00 

288,00 

3,00 

11,88 

11,87 

11,62 

7,73 

2024 

9.834.649,27 

545.922,84 

10.380.572,11 

5,49 

1.173.967,99 

11,31 

9.206.604,12 

4.151.129,32 

39,99 

3.177.940,57 

30,61 

20,16 

4.394.728,66 

27,89 

2.116.213,92 

20,39 

423.014,89 

4,08 

4,59 

2.964.658,68 

32,20 

210,00 

266,00 

8,45 

126,67 

290,00 

283,00 

3,00 

11,68 

11,67 

11,42 

8,10 
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2023 

9.514.527,01 

584.686,81 

10.099.213,82 

5,34 

1.079.901,29 

10,69 

9.019.312,53 

3.749.930,26 

37,13 

3.461.730,66 

34,28 

21,98 

4.142.082,25 

26,30 

1.990.364,46 

19,71 

384.655,35 

3,81 

4,26 

2.826.194,09 

31,33 

219,00 

218,00 

8,59 

99,54 

420,00 

413,00 

3,00 

16,46 

16,48 

16,25 

7,80
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Steuerliche Verhältnisse 

Die Gesellschaft unterliegt der allgemeinen Steuerpflicht. Sie wird beim Finanzamt Quedlinburg unter der 

Steuernummer 117/106/00874 geführt. 

Das Unternehmen unterliegt der Regelbesteuerung gemäß den 88 16 - 18 des UStG. 

Der Gewerbebetrieb unterliegt der Gewerbesteuerpflicht gemäß § 2 Absatz 1 GewStG. 

Die Gesellschaft erstellt neben der Handelsbilanz eine gesonderte Steuerbilanz. Das steuerliche Einkommen 

wird durch Hinzurechnungen und Kürzungen aus dem Handelsbilanzergebnis ermittelt. 

Die letzte Betriebsprüfung fand im Jahr 2017 statt. 

Dabei wurden Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und Umsatzsteuer bis zum Jahr 2015 geprüft. 

Die sich aus dem Prüfungsbericht vom 28. April 2017 ergebenden Feststellungen führten lediglich zu einer 

Änderung der steuerlichen Verlustvorträge. Der Vorbehalt der Nachprüfung für die Veranlagungszeiträume bis 

2015 wurde aufgehoben. Mit Bescheiden vom 04.01.2021 und 16.09.2023 wurde der Vorbehalt der Nach- 

prüfung für die Veranlagungszeiträume 2016 bis 2020 aufgehoben. 

Eine am 17.01.2018 durchgeführte Umsatzsteuersonderprüfung mit Prüfung der Vorsteuer für einzelne Mona- 

te des Jahres 2017 hat zu keinen Änderungen der Besteuerungsgrundlagen geführt. 

In der Zeit vom 13.09.2022 bis 07.11.2022 (mit Unterbrechungen) wurde auf Grundlage der Prüfungsanord- 

nung vom 29.06.2022 eine Lohnsteueraußenprüfung für die Jahre 2018 bis 2021 durchgeführt. Es ergaben 

sich keine Feststellungen. Der Vorbehalt der Nachprüfung wurde für die Prüfungsjahre aufgehoben.
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Erläuterungen zu den Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 

A. Anlagevermögen 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 

1. entgeltlich erworbene Lizenzen 

Il. Sachanlagen 

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 

mit Wohnbauten 

Wohnbauten/Gebäude 
Wohnbauten/Grundstückskosten 
Garagen/Stellplätze 
Außenanlagen 
Betriebsvorrichtungen 

Der Ausweis entwickelte sich im Geschäftsjahr wie folgt: 

Buchwert zu Beginn des Geschäftsjahres 

Zugänge nachträgliche Anschaffungskosten 

Käthe-Kollwitz-Str. 21 

Schmale Str. 62 - Anbau Balkone 

Schmale Str. 63 - Anbau Balkone 

Erlenstr. 5 

Zugänge durch Kauf Wiperti 6e 

Umbuchung aus der Position "Anlagen im Bau" 

Sanierung Käthe-Kollwitz-Str. 22 

Sanierung Käthe-Kollwitz-Str. 22 Außenanlagen 

Zuschreibungen (Rücknahme außerplanmäßiger 

Abschreibungen Vorjahre) 

planmäßige Abschreibungen des Geschäftsjahres 

außerplanmäßige Abschreibungen (J.-S.-Bach-Straße 44/45, 

'Käthe-Kollwitz-Str. 21) 

Anlagenabgänge zu Restbuchwert 

Bestellung Erbbaurecht Wiperti 6e 

Buchwert zum Ende des Geschäftsjahres 

31.12.2025 
Euro 

7.512,42 

31.12.2025 
Euro 

31.12.2024 
Euro 

8.149,86 

31.12.2024 
Euro 

69.577.469,51 69.791.595,43 

31.12.2025 
Euro 

31.12.2024 
Euro 

59.947.162,69 60.153.154,11 
8.010.105,72 8.010.105,72 

306.456,34 253.015,64 
1.210.536,46 1.283.773,15 
103.208,30 91.546,81 

69.577.469,51 69.791.595,43 

Euro Euro 

69.791.595,43 

804.439,42 

127.654,59 

80.847,26 

28.807,94 1.041.749,21 

18.568,22 

864.752,37 

38.628,50 903.380,87 

284.500,00 

-1.960.414,00 

-483.355,00 

-18.555,22 

69.577.469.51 
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außerplanmäßige Abschreibungen Euro 

Käthe-Kollwitz-Str.23 236.200,00 

Käthe-Kollwitz-Str.22 226.100,00 

Käthe-Kollwitz-Str.20 21.055,00 

483.355.00 

Zuschreibungen Euro 

Gartenstraße 9-11 47.300,00 

Platz des Friedens 3 28.900,00 

Im Wasserwinkel 4 64.400,00 

Dr.Hermann Klumpp-Str. 5 22.100,00 

Neuendorf 3 33.300,00 

Weinbergweg 70,72 88.500,00 

284.500,00 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

2. Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte 

mit Geschéfts- und anderen Bauten 4.623.579,83 4.808.433,38 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

Geschaftsbauten/Grundstiickskosten 539.287,83 563.494,38 

Geschaftsbauten/Gebaudekosten 4.082.092,00 4.236.397,00 
Geschaftsbauten/Garagen und Stellplätze 24,00 24,00 
Geschaftsbauten/Aufienanlagen 2.176,00 8.518,00 

4.623.579,83 4.808.433,38 

Der Ausweis entwickelte sich im Geschäftsjahr wie folgt: 

Euro Euro 

Buchwert zu Beginn des Geschäftsjahres 4.808.433,38 

Abgänge zu Restbuchwerten 

Verkauf Magdeburger Str. 12 -20.936,83 

Verkauf Teilflache Steinbrucke 17, 18 -3.269,72 -24.206,55 

planmäßige Abschreibungen des Geschäftsjahres -160.647,00 

Buchwert zum Ende des Geschäftsjahres 4.623.579,83
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31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

3. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 

ohne Bauten 2.177.710,04 2.240.223, 76 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

Grundstücke ohne Bauten 2.177.710,04 2.240.223,76 

Der Ausweis entwickelte sich im Geschäftsjahr wie folgt: 

Euro 

Buchwert zu Beginn des Geschäftsjahres 2.240.223, 76 

Zuschreibungen 

Halberstädter Str./Schillerstr 3.129,73 

Neuer Weg 24 c, d 8.406,54 11.536,27 

Umbuchung in die Position "Grundstücke mit Erbbaurechten" 

Ditfurter Weg -19.620,83 

Neuer Weg 24 c, d -54.429,16 -74.049,99 

Buchwert zum Ende des Geschäftsjahres 2.177.710.04 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

4. Grundstücke mit Erbbaurechten Dritter 92.525,50 0,00 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

Grundstücke mit Erbbaurechten Dritter 92.525,50 0,00 

ausgwiesen werden nachfolgende Grundstiicke Euro 

Wiperti 6e 18.475,51 

Ditfurter Weg 19.620,83 

Neuer Weg 24 c, d 54.429 16 

92.525,50 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

5. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsaus- 

stattung 221.441,15 151.030,42 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 203.683,85 113.843,12 
Fahrzeuge/PKW 17.757,30 37.187,30 

221.441,15 151.030,42 zb IS
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31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

6. Anlagen im Bau 1.182.173,53 882.393,65 

Der Ausweis betrifft die zum Bilanzstichtag noch nicht fertig gestellte Kathe-Kollwitz-Str. 21 und Gartenstraße 

6-8. Der Ausweis entwickelte sich im Geschäftsjahr wie folgt: 

AuBenanlagen/ 

Sanierung PV-Anlage 

Kathe-Kollwitz- Kéthe-Kollwitz- Sanierung 

Str. 22 Str. 21 Gartenstr. 6-8 Gesamt 

Euro Euro Euro Euro 

Buchwert zu Beginn des 

Geschäftsjahres 882.393,65 0,00 0,00 882.393,65 

Zugänge 73.987,22 43.919,70 1.138.253,83 1.256.160,75 

abzüglich zu erwartender Kfw- 

Fördermittel -53.000,00 -53.000,00 

Umbuchung in die Position 

"Grundstücke mit Wohnbauten" nach 

Fertigstellung der Baumaßnahmen -903.380,87 0,00 -903.380,87 

Buchwerte zum Ende des 

Geschäftsjahres 0.00 43.919.70 1.138.253.83 1.182.173.53 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

Summe Sachanlagen 77.874.899,56 77.873.676,64 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

Summe Anlagevermögen 77.882.411,98 77.881.826,50 
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B. Umlaufvermögen 

I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke und an- 

dere Vorräte 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

1. unfertige Leistungen 4.104.767,32 3.453.245,43 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

noch nicht abgerechnete andere Betriebskosten 2.097.823,74 1.948.210,75 
noch nicht abgerechnete Heizkosten 2.006.943,58 1.505.034,68 

4.104.767,32 3.453.245,43 

Der Ausweis betrifft verauslagte Betriebs- und Heizkosten, die im Folgejahr gegenüber den Mietern abge- 

rechnet werden. Bei der Bewertung wurden Abschläge für auf Grund von Leerstand nicht abrechenbare Kos- 

ten in Höhe von Euro 467.196,37 und für ein erhöhtes Forderungsausfallrisiko in Höhe von Euro 100.000,00 

berücksichtigt. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegen- 

stände 

Forderungen aus Vermietung 

- davon mit einer Restlaufzeit von mehr als ei- 

nem Jahr Euro 19.607,11 (Euro 0,00) 

Mietenforderungen 
Sammelkonto Mietforderungen 
Sammelkonto Kautionsforderung 
Forderungen aus Vermietung g 1 J 

Forderungen Acker+Pacht 
andere Forderungen aus Vermietung 
Pauschalwertberichtigung Ford. Vermietung 

31.12.2025 

Euro 

102.009,29 

31.12.2025 
Euro 

171.305,62 
110.737,08 
40.025,12 
19.607,11 

2.334,36 
0,00 

-242.000,00 

102.009,29 — NE 

31.12.2024 
Euro 

78.014,36 

31.12.2024 

Euro 

160.459,60 
11.505,22 
19.984,09 

0,00 
0,00 

65,45 
-114.000,00 

78.014,36



2. Forderungen aus Grundstücksverkäufen 

- davon mit einer Restlaufzeit von mehr als ei- 

nem Jahr Euro 9.569,39 (Euro 0,00) 

Forderungen Verkauf Grundstücke g 1 J 
Ford. aus Verkauf von Grundst. 

31.12.2025 

Euro 

13.353,59 

31.12.2025 
Euro 

9.569,39 
3.784,20 

13.353,59 
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31.12.2024 

Euro 

0,00 1 

31.12.2024 
Euro 

0,00 
0,00 

0,00 mm 

Ausgewiesen werden Forderungen aus dem Verkauf von Teilflächen Steinbrücke 18 (TEuro 3,8) sowie der 

abgezinste Barwert künftiger Kaufpreisraten aus der Bestellung des Erbbaurechts Wiperti 6 e. 

3. Forderungen aus Betreuungstätigkeit 

4. sonstige Vermögensgegenstände 

Fördermittel KfW 
Ford.an Finanzamt aus Kapitalertragsteuer 
Sonstige Forderungen 
Forderungen aus Umsatzsteuer 
Debitorische Kreditoren 

31.12.2025 

Euro 

43.365,33 

31.12.2025 
Euro 

88.832,58 

31.12.2025 
Euro 

53.000,00 
21.123,38 
13.041,32 
1.608,53 

59,35 

88.832,58 TO sdb Braid 

31.12.2024 

Euro 

12.579,01 

31.12.2024 

Euro 

1.159.794,89 

31.12.2024 

Euro 

1.026.063,48 
30.297,20 
82.361,03 
18.043,53 
3.029,65 

1.159.794,89



lll. Flüssige Mittel und Bausparguthaben 

1. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinsti- 

tuten 

Treuhandkonto für Kautionen 
KIK 3 bei der DKB 
Bankkonto Harzsparkasse 
Bankkonto DKB 
Kasse (Einzelbuchungen) 
Bestand Porto 

31.12.2025 

Euro 

1.727.549,46 

31.12.2025 
Euro 

1.237.358,69 
400.000,00 
86.384,99 
2.812,55 

862,91 

130,32 

1.727.549,46 
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31.12.2024 

Euro 

2.108.490,58 

31.12.2024 
Euro 

1.135.689,18 

800.000,00 
163.636,82 

8.315,40 
756,56 
92,62 

2.108.490,58 

Die flüssigen Mittel beinhalten ein Treuhandkonto mit angelegten Barkautionen der Mieter (TEuro 1.237,4). 

Weiterhin werden in den Forderungen aus Vermietung Forderungen für fällige noch nicht eingezahlte Kautio- 

nen ausgewiesen (TEuro 40,0). In entsprechender Hohe der beiden Posten sind Verbindlichkeiten aus Ver- 

mietung für Kautionen und Kautionszinsen (TEuro 1.277,4) ausgewiesen. 

Summe Umlaufvermégen 

C. Rechnungsabgrenzungsposten 

31.12.2025 
Euro 

6.079.877,57 

31.12.2025 
Euro 

5.333,23 

31.12.2024 
Euro 

6.812.124,27 

31.12.2024 
Euro 

6.034,16 

Ausgewiesen werden abgegrenzte Versicherungsbeitrédge sowie Aufwendungen für jahrestibergreifende Ser- 

vicevertrage. 

Summe Aktiva 

31.12.2025 

Euro 

31.12.2024 

Euro 

83.967.622,78 84.699.984,93 



Eigenkapital 

Gezeichnetes Kapital 

Gewinnrücklagen 

Sonderrücklage 8 27 Abs. 2 DMBIIG 

satzungsmäßige Rücklagen 

andere Gewinnrücklagen 

Bilanzgewinn 

Summe Eigenkapital 

Sonderposten für Investitionszuschüsse zum 

Anlagevermögen 

Rückstellungen 

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 

Verpflichtungen 

Rückstellung für Pensionen u.ä. Verpflichtungen 
Ansprüche aus Rückdeckungsversicherung 

31.12.2025 

Euro 

52.000,00 

31.12.2025 
Euro 
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31.12.2024 

Euro 

52.000,00 

31.12.2024 
Euro 

51.465.580,65 51.465.580,65 

31.12.2025 
Euro 

26.000,00 

31.12.2025 
Euro 

49.925,22 

31.12.2025 
Euro 

5.587.485,55 

31.12.2025 
Euro 

31.12.2024 

Euro 

26.000,00 

31.12.2024 

Euro 

49.925,22 

31.12.2024 
Euro 

4.580.441,06 

31.12.2024 

Euro 

57.180.991,42 56.173.946,93 

31.12.2025 
Euro 

11.874,56 

31.12.2025 
Euro 

16.970,00 

31.12.2025 
Euro 

85.122,00 
-68.152,00 

16.970,00 

31.12.2024 

Euro 

12.787,96 

31.12.2024 

Euro 

17.878,29 

31.12.2024 
Euro 

89.719,00 
-71.840,71 

17.878,29 ma eo



2. sonstige Rückstellungen 

Rückstellung für ausstehende Eingangsrech- 
nungen 
Sonstige Rückstellungen 
Rückstellung Archivierung 
Rückstellung für unterlassene Instandhaltung 
Rückstellung für die Bewirtschaftungstätigkeit 

31.12.2025 
Euro 

958.074,65 

31.12.2025 
Euro 

306.063,20 
223.118,20 
203.670,00 
145.223,25 
80.000,00 

958.074,65 
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31.12.2024 
Euro 

629.542,37 

31.12.2024 
Euro 

62.138,20 
122.475,00 
188.550,00 
176.379,17 
80.000,00 

629.542,37 

Die Erhöhung der sonstigen Rückstellungen ergibt sich aus einem späteren Buchungsende für das Vorjahr. 

Demgegenüber sind die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen gesunken.



D. Verbindlichkeiten 

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

sonst. Verbindl. KI 
Objektfinanz. AV d. Kreditinst. bis 1 J 
Objektfinanz. AV d. Kreditinst. 1-5 J 
Objektfinanz. AV d. Kreditinst. g 5 J 

2. erhaltene Anzahlungen 

HK-Vorauszahlungen 

BK-Vorauszahlungen 
BK-Vorauszahlung 19% 
HK-Vorauszahlung 19% 
so erh Anzahlungen 

31.12.2025 
Euro 
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31.12.2024 

Euro 

18.906.841,16 20.135.193,59 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

1.330,46 1.852,08 
2.013.309,80 2.515.690,76 
5.735.597,83 6.393.535,80 

11.156.603,07 11.224.114,95 

18.906.841,16 20.135.193,59 

31.12.2025 
Euro 

4.151.254,37 

31.12.2025 
Euro 

2.686.929,22 
1.446.829,58 

14.899,87 
2.595,70 

0,00 

4.151.254,37 

31.12.2024 
Euro 

4.329.882,38 

31.12.2024 

Euro 

2.663.698,58 
1.410.989,44 

12.450,84 
2.743,52 

240.000,00 

4.329.882,38 ch dln Bonin) 

Die sonstigen erhaltenen Anzahlungen des Vorjahres betreffen den Erhalt der Kaufpreiszahlung für das 

Grundstück Magdeburger Str. 12, bei welchem gemäß Kaufvertrag das Eigentum zum 01.01.2025 auf den Er- 

werber übergegangen ist. 

3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leis- 

tungen 

a) Verbindlichkeiten aus Vermietung 

Kautionsverwaltung 
Verbindlichkeiten aus Vermietung 

Uberzahlungen Mieterkonten 
Verbindlichkeiten aus Kautionszinsen 

31.12.2025 
Euro 

1.334.013,26 

31.12.2025 

Euro 

1.275.004,46 
50.636,22 

5.985,70 
2.386,88 

1.334.013,26 

31.12.2024 

Euro 

1.208.539,56 

31.12.2024 

Euro 

1.154.034,27 

49.833,54 

3.019,65 

_ 1.652,10 
1.208.539,56



b) Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen 

und Leistungen 

Sammelkonto Kreditorenbuchhaltung 
Einbehalte Vertragserfüllung 
Garantieeinbehalte 
Architekteneinbehalte LP 9 

sonst. Verbindlichkeiten aus Warenlieferungen 
und Leistungen 
Debitorische Kreditoren 

4. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 

Verbindl.geg. Gesellschafter 

31.12.2025 
Euro 

1.250.774,57 

31.12.2025 
Euro 

1.089.274,36 
81.125,83 
77.097,34 
2.617,69 

600,00 
59,35 

1.250.774,57 ES TE 

31.12.2025 
Euro 

409,26 

31.12.2025 
Euro 

409,26 —— ae 
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31.12.2024 
Euro 

2.078.289,06 

31.12.2024 

Euro 

1.956.320,04 
14.388,85 

103.950,52 

0,00 

600,00 
3.029,65 

2.078.289,06 

31.12.2024 

Euro 

141,20 

31.12.2024 

Euro 

141,20



5. sonstige Verbindlichkeiten 

- davon aus Steuern Euro 28.889,04 (Euro 26,86) 

- davon im Rahmen der sozialen Sicherheit 

Euro 4.249,62 (Euro 0,00) 

Verbindlichkeiten aus Erbschaftsteuern 

Verbindlichkeiten aus Umsatzsteuern 

Verbindlichkeiten soziale Sicherheit 

Andere Verbindlichkeiten 

Kreditorische Debitoren 

Verbindlichkeiten aus Lohnsteuern 

E. Rechnungsabgrenzungsposten 

Passive Rechnungsabgrenzung 

Ausgewiesen werden im Voraus empfangene Mieten und Pachtzahlungen für das Folgejahr. 

Summe Passiva 
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31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

35.750,13 3.157,53 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

19.444,80 0,00 
9.444 24 0,00 
4.249,62 0,00 
1.708,03 3.130,67 

903,44 0,00 

0,00 ____ 26,86 

35.750,13 3.157,53 

31.12.2025 31.12.2024 

Euro Euro 

120.669,40 110.626,06 

31.12.2025 31.12.2024 
Euro Euro 

120.669,40 110.626,06 

31.12.2025 31.12.2024 

Euro Euro 

83.967.622,78 84.699.984 93 



1. 

a) 

b) 

c) 

Umsatzerlose 

aus Bewirtschaftungstatigkeit 

Sollmieten Wohnungen 
Erlöse aus Betriebskostenabrechnung 
Sollmieten Gewerbe 
Sollmieten Pacht 
Mieterlése Gewerbe 19% 
Sollmieten Stellplatze+Garagen 
Sonstige Umsatzerl. Hausbew. 

Ertrage Stellpl. +Garagen.19% 
Sollmieten vergangene Jahre 

Erlédsschmélerungen aus Umlagenabrechnung 
Mietminderungen+Erlésschméalerungen Mieten 

aus Betreuungstatigkeit 

Umsatzerlése aus der Verwaltung fremden Ei- 
gentums 19% USt 

aus anderen Lieferungen und Leistungen 

Einspeisevergiitung Photovoltaik 19% 
Erlöse Stromeinspeisung BHKW19 % 

2025 
Euro 
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2024 
Euro 

13.432.989,25 12.681.875,17 

2025 2024 
Euro Euro 

9.406.014,85 9.305.049,22 
4.114.409,87 3.738.873,94 
288.638,14 304.982,57 
249.318,51 238.919,51 
230.177,20 224.493,20 
185.108,84 178.450,64 
146.900,71 99.913,89 
29.027,40 28.638,80 

0,00 124,28 
-283.466,70 -263.602,89 

-933.139,57 -1.173.967,99 

13.432.989,25 12.681.875,17 

2025 
Euro 

113.706,21 

2025 
Euro 

113.706,21 

2025 
Euro 

4.161,27 

2025 
Euro 

2.315,46 
1.845,81 

4.161,27 

2024 

Euro 

112.979,18 

2024 
Euro 

112.979,18 

2024 
Euro 

4.248,13 

2024 
Euro 

1.905,65 
2.342,48 

4.248,13



2. Erhöhung des Bestands an zum Verkauf be- 

stimmten Grundstücken mit fertigen oder un- 

fertigen Bauten sowie unfertigen Leistungen 

Bestandserhöhung noch nicht 
abgerechnete BK/HK 
Bestandsverminderung n.n. abger. BK/HK 

sonstige betriebliche Erträge 

Ertrag aus Zuschreibung 
Erltrage Sachanlageverkäufe Buchgewinn 

Sonstige Ertrage 
Ertrag aus Versicherungsschaden 
U1-Erstattungen Krankenkassen 
Erlöse vergangene Jahre 
Erträge aus abgeschriebene Forderungen Cre- 
ditreform 
Sachwertbezug 19% 
Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 
entgeltliche sonstige Leistung 19 % 
Sonstige Erträge mit USt 19% 
Erträge aus in früheren Jahren abgeschriebene 

Forderungen 
Erträge Auflösung Sonderposten für Investi- 

tionszuschüsse 

Erltrage Sachanlageverkäufe Buchgewinn 

Erlöse Sachanlageverkäufe Buchgewinn 
Abgänge Sachanlagen Restbuchwert bei BG 
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2025 2024 
Euro Euro 

651.521,89 153.315,17 

2025 2024 
Euro Euro 

4.104.767,32 3.453.245,43 
-3.453.245,43 -3.299.930,26 

651.521,89 153.315,17 

2025 2024 
Euro Euro 

713.475,36 218.672,18 

2025 2024 
Euro Euro 

296.036,27 0,00 
220.563,17 0,00 
92.216,55 38.248,02 

37.131,83 83.342,10 
15.674,54 28.032,41 
12.708,23 18.612,85 

11.953,71 7.909,73 
9.138,24 9.138,24 
6.675,46 10.980,45 
4.653,13 4.653,13 

3.936,27 5.135,91 

1.874,56 11.705,94 

913,40 913,40 

713.475,36 218.672,18 

241.500,00 0,00 

-20.936,83 0,00 

220.563,17 0,00



4. Aufwendungen für bezogene Lieferungen und 

Leistungen 

Aufwendungen für Bewirtschaftungstätigkeit 

umlagefähige Betriebs- und Heizkosten 
Instandhaltung und Instandsetzung 
nicht umlagefähige Betriebskosten und andere 

Sonstige Aufwendungen der Bewirtschaftungs- 
tätigkeit 

umlagefähige Betriebs- und Heizkosten 

Heizkosten 
Hauswartkosten 
Wasser/ Abwasser 
Müllabfuhr 
Sonstige Betriebskosten 
Sach- und Haftpflichtversicherung 
Reinigungs- und Wartungsgebühren 
Betriebsstrom/Hauslicht 
Gartenpflege 
Schornsteinfeger 
Straßenreinigung 
Ungezieferbekämpfung 

Instandhaltung und Instandsetzung 

planm. Inv./Mod. IB 

laufende Instandhalt. BW 
Neuvermietung BW 
IH Mieter Weiterberechnung 
laufende Instandhalt. IB 
planm. Inv./Mod BW 
IH-Kosten/Versicherungsschäden 
BW Zuf./Verbr. Rückstellungen 

Neuvermietung IB 
IH Gewerbe 19% 
IH Wiperti Mauer 19 % 
IH BHKW 19 % 

2025 

Euro 

7.889.336,78 

2025 
Euro 

4.456.690,92 

3.233.305,17 
163.145,16 

36.195,53 

7.889.336,78 SS, 

2.284.723,50 

659.983,96 
635.795,94 
266.065,89 
163.539,64 
159.092,53 
90.175,91 
64.041,98 
60.341,11 
57.774,99 
12.173,26 
2.982,21 

4.456.690,92 
A Sl lan 

2.132.840,76 

574.404,15 
154.088,81 
136.221,25 
113.629,00 
55.088,72 
37.131,83 
11.500,00 

11.009,86 
3.715,44 
3.625,54 

49,81 

3.233.305,17 NY a as 
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2024 
Euro 

7.329.216,61 

2024 
Euro 

3.941.168,22 
3.177.940,57 

181.735,99 

28.371,83 

7.329.216,61 

1.809.081,68 

521.586,93 
629.333,86 
257.867,90 
139.922,73 
155.421,77 

84.355,19 
196.784,14 
73.842,11 
57.260,86 
12.706,71 
3.004,34 

3.941.168,22 

2.019.954,93 
475.166,31 
298.340,89 

93.705,03 
117.823,86 

2.239,06 
83.342,10 
7.900,00 

0,00 
78.890,25 

0,00 
578,14 

3.177.940,57 ALLG



b) Aufwendungen für andere Lieferungen und 

a) 

Leistungen 

Aufw Stromeinspeisung BHKW 
Aufw Stromeinspeisung BHKW 7 % 
Aufwendungen Stromeinsp BHKW ohne USt 

Personalaufwand 

Löhne und Gehälter 

Löhne und Gehälter 
Verbrauch/Zuführung Rückstellungen für Urlaubs- 
und Gleitzeitansprüchen sowie interne Jahresab- 

schlusskosten 
Pkw- und sonstige Sachbezüge 
Pauschale Steuer für Arbeitnehmer 
Abfindung Gehalt 

2025 
Euro 

2.597,77 

2025 

Euro 

2.597,77 
0,00 
0,00 

2.597,77 

2025 
Euro 

1.423.141,19 

2025 

Euro 

1.369.948,79 

33.146,00 
19.008,69 
1.037,71 

0,00 

1.423.141,19 EB ABA 
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2024 

Euro 

3.851,49 

2024 
Euro 

2.708,39 
1.132,31 

10,79 

3.851,49 

2024 
Euro 

1.317.952,19 

2024 
Euro 

1.266.359,13 

23.293,00 
19.078,34 

26,86 
9.194,86 

1.317.952,19 SEE Bi



b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Al- 

a) 

tersversorgung und für Unterstützung 

- davon für Altersversorgung Euro 596,50 

(Euro -496,00) 

Sozialversicherungsbeiträge 
Verbrauch/Zuführung Rückstellungen für Urlaubs- 
und Gleitzeitansprüchen sowie interne Jahresab- 
schlusskosten 
Beiträge zur Berufsgenossenschaft und andere 
Umlagen 

Beiträge Gruppenunfallversicherung 
Zuschuss zur betriebl. Altersvorsorge 
Abgabe Schwerbehindertengesetz 
Inflationsausgleichsprämie 
Inanspruchnahme/Anpassung zur Pensions- 
rückstellung 

Abschreibungen 

auf immaterielle Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens und Sachanlagen 

Abschreibungen auf Wohngebäude 

Außerplanmäßige Abschreibungen 
Abschreibungen auf Geschäftsbauten inkl. Au- 
Renanlagen 
Abschreibung auf Außenanlagen Wohnbauten 
Abschreibung auf Betriebs- und Geschäftsaus- 
stattung 
Abschreibung Garage/Stellplatz 
Abschreibungen Betriebsvorrichtungen Wohn- 
bauten 
Abschreibungen auf immaterielle Anlagenwerte 

2025 

Euro 

320.928,52 

2025 

Euro 

304.805,47 

7.809,00 

6.130,91 
1.439,64 
949,50 
155,00 

0,00 

-361,00 

320.928,52 

2025 

Euro 

2.660.467,00 

2025 
Euro 

1.789.428,00 
483.355,00 

160.647,00 
141.643,00 

52.668,00 
23.841,00 

5.502,00 
3.383,00 

2.660.467,00 A Av 
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2024 

Euro 

288.936,31 

2024 

Euro 

271.618,63 

6.121,00 

6.236,04 
1.439,64 

810,00 
2.520,00 
1.500,00 

-1.309,00 

288.936,31 

2024 
Euro 

2.215.323,92 

2024 

Euro 

1.764.703,00 

99.110,00 

160.653,00 
133.461,00 

38.422,92 
13.501,00 

4.595,00 

878,00 

2.215.323,92 odio Budo)



7. sonstige betriebliche Aufwendungen 

sächliche Verwaltungsaufwendungen 
Kosten Grundstücksverkauf 
Abrissaufwand 
Spenden 
Sachanlageverkäufe Buchverlust 
Abschreibungen auf Forderungen aus Vermietung 
Züführung zur EWB Mietforderungen 
Aufwand vergangene Jahre Betriebskosten und 

Betrieb 

sächliche Verwaltungsaufwendungen 

übrige Aufwendungen 
Abwasser - Betrieb (ohne UST) 
Heizkosten/Energie - Betrieb 
Müllgeb./Straßenreinig.Betrieb 

Wasser 7% UST Betrieb 
Instandhaltung und sonst. BK Verwaltungsgebäude 
Sachversicherungen - Betrieb 
Verbandsbeiträge ohne MwSt 
Rep.u.Wartg.d. Büroeinrichtung 

EDV-Kosten 
Kosten für Leasing 

Kfz-Kosten 
Sponsoring 
Werbung, Präsentation, sonst. BW 

Kosten für Inserate 
Geschenke < EUR 35 ohne 37bESt 
Geschenke n. abzugsfähig mit § 37b EStG 
Bewirtung aus geschäftl. Anlaß 
Geschenke an Mitarbeiter 60,- 
Fahr-u.Reisekost., Kilometerg. 
Porto/Rundfunkgeb. ohne UST 

Telefon/City Kurier mit USt 
Kosten Internet 
Büromaterial, Drucksachen 7% 
Büromaterial/Drucksachen 19% 

Schulungsgebühren 
Schulungsgebühren mit USt 
Zuwendungen 

Rechtsanwaltskosten 
Geb. Notar, Gericht, Verwaltg. 
Prüfungsgebühren/Steuerberatung 
Kosten des Zahlungsverkehrs 
AR - Vergütungen (810KStG) 

Übertrag 

2025 
Euro 

923.431,19 

2025 
Euro 

664.035,96 
5.350,84 

0,00 
36.810,00 
8.471,35 

70.597,91 
128.000,00 

10.165,13 

923.431.19 

2.453,10 
1.367,22 

24.418,35 
2.675,77 

446,51 
58.578,64 
20.328,59 

10.219,88 
3.924,85 

293.505,08 
6.246,11 

31.193,70 
11.915,00 
11.843,87 

1.846,11 
281,40 

0,00 
851,40 
270,40 

2.799,36 
2.503,21 

24.625,19 
2.949,18 
2.602,09 
5.975,43 
6.440,30 
6.893,80 
9.172,12 

16.683,25 
1.223,82 

21.186,48 

6.892,98 
7.150,00 

599.463,19 
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2024 
Euro 

849.405,09 

2024 
Euro 

694.367,08 
0,00 

35.197,39 
33.970,00 

142,00 
37.729,63 
44.000,00 

_ 3.998,99 

849.405,09 

2.240,87 

1.374,54 
23.158,52 
2.807,68 
445,48 

34.667,87 
22.214,73 
11.248,88 
1.168,26 

285.435,74 

8.036,95 
16.372,96 
9.660,82 
8.163,32 

3.489,56 
567,00 
81,00 

1.445,00 
92,72 

1.910,33 
2.924,54 

23.951,25 
3.434,89 
2.561,71 

10.458,41 

4.204,00 
21.619,78 
3.196,34 

17.310,42 

4.003,82 
22.536,95 
6.894,73 
7.305,00 

564.984,07
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sächliche Verwaltungsaufwendungen 

Übertrag 599.463,19 564.984,07 

Sächliche Verwaltungsaufwendungen 59.426,59 51.332,27 

Kosten Datenschutzbeauftragter 4.531,24 6.790,74 

Aufwand Archivierung 15.120,00 71.260,00 

Aufwand mit ant. VSt-Abzug 19 % 70.046,02 0,00 

Aufwand mit ant. Vst-Abzug 7 % 569,55 0,00 

Aufw. mit ant. Vst-Abzug 19 %.Folgj.abz. 6.086,68 0,00 
Aufwand mit ant. Vst-Abzug Gegenkonto -91.207,31 0,00 

664.035,96 694.367,08 

Sachanlageverkaufe Buchverlust 

Erlöse Sachanlageverkaufe Buchverlust -13.353,59 0,00 
Abgangsbuchwert bei Buchverlust 21.824,94 142,00 

8.471,35 142,00 

2025 2024 
Euro Euro 

sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 18.069,18 60.556,54 

2025 2024 
Euro Euro 

Zinsen u. ä. Erträge 16.876,24 59.491,09 

Zinsen Treuhandkonto 1.192,94 1.065,45 

18.069,18 60.556,54 

2025 2024 
Euro Euro 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 411.650,43 424.416,78 

- davon Zinsaufwendungen aus der Abzinsung 

von Rückstellungen Euro 340,71 (Euro 341,95) 

2025 2024 
Euro Euro 

Zinsen für alle Kredite 410.116,34 423.014,89 

Zinsaufwand Alterssicherung 6.924,00 7.046,00 

Kosten der Kautionszinsen 1.187,37 1.059,94 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 6,01 0,00 

Zinsertrag Alterssicherung -6.583,29 -6.704,05 

411.650,43 424.416,78



10. Ergebnis nach Steuern 

11. sonstige Steuern 

Grundsteuer BK 
Sonstige Betriebssteuern 
Grundsteuer Betrieb n.u. 

Kfz-Steuer 
Grundsteuer BK n. u. verg. Jahre 

12. Jahresüberschuss 

13. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 

14. Bilanzgewinn 

2025 

Euro 

1.302.370,28 

2025 
Euro 

260.325,79 

2025 

Euro 

220.971,72 
19.444,80 
19.089,27 

820,00 
0,00 

260.325,79 el Sl 

2025 

Euro 

1.042.044,49 

2025 
Euro 

4.545.441,06 

2025 
Euro 

5.587.485,55 
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2024 
Euro 

802.543,98 

2024 

Euro 

223.065,53 

2024 
Euro 

209.961,10 
0,00 

17.016,23 
904,00 

-4.815,80 

223.065,53 

2024 

Euro 

579.478,45 

2024 
Euro 

4.000.962,61 

2024 
Euro 

4.580.441,06
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Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen 

Verhältnisse nach 8 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) 

Vorbemerkungen 

Zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach 
8 53 HGrG hat das Institut der Wirtschaftsprüfer einen Fragenkatalog aufgestellt und als Prüfungsstandard 
IDW PS 720 verabschiedet. Der Fragenkatalog wurde gemeinsam mit Vertretern des Bundesfinanzministe- 
riums, des Bundesrechnungshofs und der Landesrechnungshöfe erarbeitet. Er soll eine einheitliche Grundla- 
ge für alle Unternehmen bieten, für die eine Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der 
wirtschaftlichen Verhältnisse vorgesehen ist. 

Die im Prüfungsstandard IDW PS 720 aufgeführten Fragen haben wir nachfolgend auf der Grundlage unserer 
Prüfungsfeststellungen im Einzelnen beantwortet. Sofern eine Frage oder ein Fragenkreis für die Gesellschaft 
nicht zutreffend ist, haben wir dies im Anschluss an die Frage oder den Fragenkreis vermerkt oder begründet. 

Fragenkreis 1: 

Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte Offenlegung der 

Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Ge- 

schäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisungen 

des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung 

(Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens 

bzw. des Konzerns? 

Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und der Geschäftsführer. 

Gemäß 8 9 Nr. 10 des Gesellschaftsvertrages hat sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung gegeben. 
Die Geschäftsordnung wurde am 18. September 2001 vom Aufsichtsratsvorsitzenden unterzeichnet. 

Durch den Aufsichtsrat wurde zum 4. Oktober 1994 auf Grundlage des 8 7 Nr. 4 des Gesellschaftsvertra- 
ges eine Geschäftsanweisung für die Geschäftsführung des Unternehmens erlassen. In der Anweisung 
sind die Aufgaben der Geschäftsführung, die Berichterstattung an den Aufsichtsrat sowie Befugnisse und 
zustimmungspflichtige Geschäfte und Maßnahmen geregelt. 

Ein Geschäftsverteilungsplan für die Geschäftsführung liegt nicht vor, da nur ein Geschäftsführer bestellt 
ist. Ansonsten ergeben sich die Zuständigkeiten und die Aufgabenverteilung aus dem Strukturplan 
(Organigramm). Ferner sind detaillierte Stellenbeschreibungen, aus denen Aufgabengebiete, Zuständig- 
keiten, Anforderungsprofile und Vertretungsbefugnisse hervorgehen, vorhanden. 

Die Regelungen entsprechen den Bedürfnissen der Gesellschaft. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden Nieder- 

schriften hierüber erstellt? 

Im Berichtsjahr fand eine Gesellschafterversammlung statt. Die hierüber gefertigte Niederschrift hat uns 
vorgelegen. Im Rahmen seiner Überwachungspflicht hat sich der Aufsichtsrat im Berichtsjahr in drei plan- 
mäßigen und einer außerplanmäßigen Sitzung über den Geschäftsverlauf unterrichten lassen und Be- 
schlüsse gefasst. Die hierüber gefertigten Niederschriften einschließlich der vorbereitenden Unterlagen la- 
gen uns ebenfalls vor. 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. 8 125 Abs. 1 Satz 3 AktG sind die 

einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Der Geschäftsführer ist auskunftsgemäß mit Ausnahme der Tätigkeit im Verbandsrat des Verbands der 
Wohnungswirtschaft Sachsen-Anhalt e.V. in keinen Aufsichtsgremien und anderen Kontrollorganen i.S.d. 

8 125 Absatz 1 Satz 3 AktG tätig.
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Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individualisiert 

im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen 

Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie 

wird dies begründet? 

Die Inanspruchnahme der Schutzklausel des 8 286 Abs. 4 HGB ist bezüglich der Angabe Geschäftsfüh- 
rerbezüge im Anhang gemäß 8 285 Nr. 9 Buchstabe a und b HGB zu Recht erfolgt. Die Vergütung der 
Mitglieder des Aufsichtsrates sind im Anhang angegeben. 

Fragenkreis 2: 
Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) 

b) 

d) 

Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus dem 

Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? 

Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

Es besteht ein Organisationsplan (Strukturplan), aus dem Organisationsaufbau und Arbeitsbereiche her- 
vorgehen. Der vorliegende Plan beruht auf dem Stand Anfang des Jahres 2026. Dieser wird regelmäßig 
angepasst. Der Plan entspricht nach unserer Einschätzung den Bedürfnissen der Gesellschaft. 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird? 

Dazu haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumentiert? 

Die Gesellschaft hat mit Wirkung zum 1. Dezember 2008 eine Dienstanweisung zur Korruptionspräven- 
tion erlassen. Die Dienstanweisung wurde zum 1. Juli 2019 neu gefasst. Des Weiteren bestehen wesent- 
liche Dienstanweisungen zur Auftragsvergabe, zur Rechnungskontrolle sowie zur Zahlungsfreigabe und 

zur Unterschriftenregelung. 

Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse 

(insbesondere Auftragvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme und 

-gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden? 

Gemäß 8 8 des Gesellschaftsvertrages vertritt der Geschäftsführer die Gesellschaft allein. Bei den unter 
8 12 des Gesellschaftsvertrages genannten Geschäften und Rechtshandlungen bedarf es der Zustim- 

mung des Aufsichtsrates. 

Von der Gesellschaft wurden für wesentliche Entscheidungsprozesse Dienstanweisungen erlassen, ins- 
besondere für die Auftragsvergabe/ -abrechnung, sowie die Zahlungsordnung. Es haben sich keine An- 
haltspunkte ergeben, dass die Dienstanweisungen nicht beachtet oder nicht eingehalten wurden. 

Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksverwaltung, 

EDV)? 

Nach unseren Feststellungen ist die Vollständigkeit der Dokumentation der Verträge gewährleistet. Die 
Verträge sind nach sinnvollen Kriterien sortiert und jederzeit verfügbar.
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Fragenkreis 3: 

Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 

a) 

b) 

d) 

e) 

g) 

h) 

Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung der 

Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten - den Bedürfnissen des 

Unternehmens? 

Der Planungshorizont des Wirtschaftsplanes beträgt derzeit zehn Jahre. Planungszeiträume und Fort- 
schreibung der Daten entsprechen den Erfordernissen der Gesellschaft. 

Das Planungswesen entspricht insgesamt unter Berücksichtigung des geschäftlichen Umfeldes und der 
Größe der Gesellschaft den Bedürfnissen des Unternehmens. 

Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Wesentliche Planabweichungen werden nach den uns erteilten Auskünften regelmäßig durch die Ge- 

schäftsleitung ermittelt und analysiert. 

Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den besonde- 

ren Anforderungen des Unternehmens? 

Nach unserer Auffassung entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung den spe- 
zifischen Anforderungen des Unternehmens. Die Buchführung sichert die vollständige, richtige, zeitge- 

rechte und geordnete Aufzeichnung der Geschäftsvorfälle. 

Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquiditätskontrolle 

und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Die Gesellschaft verfügt über eine laufende Liquiditätskontrolle und eine regelmäßige Kreditüberwachung. 
Die Aufgaben wurden auskunftsgemäß durch den Geschäftsführer Herrn Breuel und die Prokuristin Frau 
Kinne-Seidig wahrgenommen. 

Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich Anhalts- 

punkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind? 

Es existiert auf Grund der Unternehmensgröße kein zentrales Cash-Management. 

Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch 

das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv 

eingezogen werden? 

Die Gesellschaft verfügt über ein funktionierendes Debitorenmanagement. Die vollständige und zeitnahe 
Inrechnungstellung ist gewährleistet. 

Der Einzug der Mieten erfolgt zu einem großen Teil per Lastschriftverfahren. Vorauszahlungen werden 
vor allem bei der Umlage von Betriebskosten vertraglich vereinbart. Bei Mietrückständen werden auch 
Ratenzahlungsvereinbarungen getroffen. 

Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es alle 

wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Ein das Gesamtunternehmen umfassendes Controlling besteht nicht. Controllingaufgaben, wie die Koor- 
dination sowie die Aufbereitung von Informationen und deren Bereitstellung, werden vom Geschäftsführer 
wahrgenommen. 

Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der 

Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht? 

Das Unternehmen hat weder Tochterunternehmen noch hält sie Beteiligungen.
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Fragenkreis 4: 

Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäftsführung-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und 

Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden 

können? 

Die Gesellschaft hat geeignete Frühwarnsignale zum rechtzeitigen Erkennen von Risiken in einem Risi- 

komanagement- Handbuch definiert. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich An- 

haltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

Die Maßnahmen sind geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. Anhaltspunkte, dass die Maßnahmen nicht 

durchgeführt werden, haben sich nicht ergeben. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Die Frühwarnsignale und die einzuleitenden Maßnahmen sind in einem Risikomanagement-Handbuch 

ausreichend dokumentiert. Die Beachtung der Frühwarnsignale und die Durchführung der einzuleitenden 
Maßnahmen werden durch entsprechende Regelungen, Arbeits- und Dienstanweisungen sichergestellt. 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem aktuellen 

Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und angepasst? 

Nach den uns vorliegenden Unterlagen erfolgten die Abstimmungen kontinuierlich entsprechend den 

Vorschriften im Handbuch. Die Risiken werden überprüft. 

Fragenkreis 5: 

Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

Die Gesellschaft setzt nach uns erteilten Auskünften Finanzinstrumente im Sinne dieses Fragenkreises, 
andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate nicht ein. Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine 
gegenteiligen Feststellungen getroffen. 

Fragenkreis 6: 

Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revi- 

sion/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch eine 

andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

In der Gesellschaft besteht keine eigenständige interne Revision. 

zu Fragenkreis 6 b)-f) Trifft nicht zu, da keine Innenrevision besteht 

b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Konzern? Besteht 

bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Konzernrevision 

im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich mit-einander unvereinbare Funktionen (z. B. 

Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat die Interne Revi- 

sion das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revi- 

sionsberichte vor? 

d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?
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Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche 

handelt es sich? 

Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen Revi- 

sion/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/Konzernrevision die Um- 

setzung ihrer Empfehlungen? 

Fragenkreis 7: 

Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Ge- 

schäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans 

a) 

b) 

c) 

d) 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Uberwachungsorgans zu 

zustimmungspflichtigen Rechtsgeschéften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist? 

Anhaltspunkte, dass die vorherige Zustimmung des Aufsichtsrates zu zustimmungspflichtigen Rechtsge- 

schaften und Maßnahmen nicht eingeholt wurde, haben sich nicht ergeben. 

Wurde vor der Kreditgewdhrung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Uberwachungsorg- 

ans die Zustimmung des Uberwachungsorgans eingeholt? 

Kredite an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Uberwachungsorgans wurden nicht gewährt. 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbediirftiger Maßnahmen ähnliche, 

aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind (z. B. 

Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

Die Zerlegung in Teilmaßnahmen oder Ähnliches haben wir nicht festgestellt. 

Die Durchsicht der Unterlagen einschließlich der vorbereitenden Unterlagen zu den Aufsichtsratssitzun- 

gen hat zu keinen Beanstandungen geführt. 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Sat- 

zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungs- 

organs übereinstimmen? 

Bei unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, von denen man auf ungesetzliche oder 
gegen die internen Festlegungen der Gesellschaft verstoßende Geschäfte hätte schließen können. 

Fragenkreis 8: 

Durchführung von Investitionen 

a) 

b) 

Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle Anla- 

gewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, 

Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

Das Investitionsvolumen wird im Zusammenhang mit der Planung vom Aufsichtsrat genehmigt. Für grö- 
Bere durchzuführende Investitionsvorhaben, die ausschließlich die Modernisierung bzw. Sanierung von 
Wohngebäuden und Außenanlagen betreffen, werden Wirtschaftlichkeitsberechnungen erstellt. 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht 

ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z. B. bei 

Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 

Bei Investitionen in das Anlagevermögen wurden die Preise unterschiedlicher Anbieter zur Entschei- 
dungsfindung herangezogen. Die Unterlagen waren ausreichend, um ein Urteil über die Angemessenheit 
der Preise zu ermöglichen. Dies gilt insbesondere für die Preisermittlung bei der Veräußerung von Grund- 
stücken. Für die Verkäufe von Grundstücken im Geschäftsjahr liegen Beschlüsse des Aufsichtsrates vor.
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Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht 

und Abweichungen untersucht? 

Durchführung, Budgetierung und Veränderung von Investitionen werden regelmäßig überwacht und Ab- 
weichungen analysiert. 

Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn ja, 

in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 
Abweichung gegenüber dem geplanten Wert wurden in Höhe von TEuro 199,8 (9,0 %) festgestellt. Die 
Planüberschreitung ergaben sich im Wesentlichen bei dem Bauvorhaben Komplexsanierung Gartenstra- 
Re 6 — 8 aufgrund des Baufortschritts. Eine weitere Überschreitung ergab im Rahmen der Betriebs- und 
Geschäftsausstattung durch zusätzliche Anschaffungen von Geräten zur Heizungsoptimierung, Smart-In- 
focreens sowie den erforderlichen Austausch von Computern infolge der Umstellung des Betriebssys- 
tems. 
Insgesamt weichen die Aufwendungen für Investitionen und Instandhaltung vom geplanten Wert in Höhe 
von T€ 259,7 (5,0 %) ab. 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschép- 

fung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

Es haben sich keine entsprechenden Anhaltspunkte ergeben. 

Fragenkreis 9: 

Vergaberegelungen 

a) 

b) 

Haben sich Anhaltspunkte fiir eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. VOB, VOL, 

VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Es besteht eine Geschaftsanweisung zur Vergabe von Bauleistungen. Bei der Auftragsvergabe im Zu- 
sammenhang mit geförderten Baumaßnahmen gelangen - sofern erforderlich - die Vergaberegelungen 
zur Anwendung. 

Anhaltspunkte fur Verstöße gegen die Vergaberegelung haben sich nicht ergeben. 

Werden fiir Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote (z. B. 

auch fiir Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Vor der Anschaffung nennenswerter Gegenstände der Betriebs- und Geschéaftsausstattung oder der Be- 

auftragung bedeutsamer Dienstleistungen werden im Regelfall Konkurrenzangebote eingeholt. 

Nach unseren Erkenntnissen werden fur Kapitalaufnahmen und Geldgeschéafte Vergleichsangebote ein- 
geholt. 

Fragenkreis 10 

Berichterstattung an das Uberwachungsorgan 

a) 

b) 

Wird dem Uberwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft wird zu jeder Aufsichtsratssitzung mündlich und auch schriftlich durch 

Vorlage des Berichtes der Geschäftsführung informiert. Darüber hinaus erstattet der Geschäftsführer über 
wichtige Geschäftsvorfälle oder Entscheidungen kurzfristig Bericht. Die Aufsichtsratssitzungen und Ge- 
sellschafterversammlungen werden ausführlich protokolliert. 

Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh- 

mens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?



c) 

d) 

e) 

9) 
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Nach den Protokollen zu den Aufsichtsratssitzungen vermittelt die Berichtserstattung einen zutreffenden 
Eindruck von der Lage der Gesellschaft. 

Wurde das Uberwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unterrich- 

tet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte 

Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen vor und 

wurde hierüber berichtet? 

Soweit dies von uns beurteilt werden konnte, ist der Aufsichtsrat über wesentliche Vorgänge zeitnah un- 
terrichtet worden. Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle 
sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen haben wir nicht festgestellt. 

Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen be- 

sonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

Im Geschäftsjahr 2025 lagen keine derartigen Anforderungen vor. 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach 

8 90 AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 

Hierfür haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

Gibt es eine D & O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden In- 

halt und Konditionen der D & O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert? 

Es ist eine D&O- Versicherung für die Geschäftsführung abgeschlossen worden. Ein Selbstbehalt ist nicht 
vereinbart. Auskunftsgemäß wurde der Aufsichtsrat über den Inhalt und die Konditionen der D&O- Versi- 
cherung informiert. 

Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans ge- 

meldet wurden, ist dies unverzüglich dem Uberwachungsorgan offengelegt worden? 

Es liegen keine Interessenkonflikte vor. Auftragsvergaben an Mitglieder des Überwachungsgremiums sind 

nicht erfolgt. 

Fragenkreis 11 

Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) 

b) 

Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 

Offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen ist nicht vorhanden. Die Gesellschaft verfügt jedoch 
über Bestandsimmobilien mit signifikanten Leerständen. Diesen Leerständen ist mit außerplanmäßigen 
Abschreibungen in 2025 und in den Vorjahren Rechnung getragen worden. Des Weiteren wurden seit 

dem Jahr 2017 im Ortsteil Quarmbeck Wohneinheiten durch Abriss vom Markt genommen. Fördermittel 
im Rahmen des Programms Stadtumbau-Ost wurden gewährt. Die ursprünglich bis zum Geschäftsjahr 
2030 geplante Reduzierung des Bestandes an Wohnungen durch Rückbau ist weitestgehend abgeschlos- 
sen. Im Bestand befinden sich zum 31.12.2025 noch drei Objekte, die im Unternehmenskonzept 2019, 
welches gegenwärtig überarbeitet wird, für den Verkauf bzw. Abriss vorgesehen waren, jedoch aufgrund 
der gegenwärtigen positiven Vermietungssituation vorerst im Bestand verbleben sollen. 

Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine Sachverhalte festgestellt, die auf auffallend hohe oder nie- 
drige Bestände schließen lassen.
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bilanziel- 

len Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände wesent- 

lich beeinflusst wird? 

Derartige Anhaltspunkte ergaben sich nicht. 

Fragenkreis 12: 

Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusammen? 
Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtungen fi- 

nanziert werden? 

Das langfristig gebundene Vermögen (Anlagevermögen) war zum 31. Dezember 2025 zu 95,4 % (Vorjahr 
95,0 %) durch mittel- und langfristig verfügbare Mittel finanziert. Die Finanzierungsregel, nach der langfristig 
gebundenes Vermögen durch langfristig verfügbare Mittel weitestgehend gedeckt sein soll, wurde somit zum 
Bilanzstichtag so gut wie entsprochen. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditaufnah- 

men wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Trifft für die Gesellschaft nicht zu. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der öf- 

fentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen Ver- 

pflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden? 

Für die Bauvorhaben Erlenstr. 5 und Käthe-Kollwitz-Str. 21 und 22 liegen Zusagen der KfW für Zuschüsse 

vor, die an die Erreichung eines Energieeffizienzhauses 85 EE Standards gebunden sind vor. Für die Er- 
lenstr. 5 wurde im Geschäftsjahr eine Korrektur der Fördermittel von + 13,6 berücksichtigt. Da die Baumaß- 
nahme Käthe-Kollwitz-Str. 22 zum Bilanzstichtag abgeschlossen war, das erforderliche Energieniveau erreicht 
wurde sowie die Fördermittel abgerechnet waren ist eine Forderung in Höhe von TEuro 53,0 im Jahresab- 

schluss aktiviert worden. Die Abrechnung der Fördermittel für die Käthe-Kollwitz-Str. 21 ist bisher noch nicht 

erfolgt. 

Fragenkreis 13: 
Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung? 

Die Eigenkapitalausstattung kann mit einem im Vergleich zum Vorjahr leicht gestiegenen Anteil in Höhe 
68,1 % des Gesamtkapitals gegenüber 66,3 % im Vorjahr als angemessen bezeichnet werden. Aus der 
Eigenkapitalausstattung ergeben sich vorerst keine Finanzierungsprobleme. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirt- 

schaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Das Berichtsjahr schloss die Gesellschaft mit einem Jahresüberschuss von TEuro 1.042,0 ab. Nach Ver- 
rechnung mit dem Gewinnvortrag in Höhe von TEuro 4.545,4 ergibt sich ein Bilanzgewinn in Höhe von 

TEuro 5.587,5, der gemäß Vorschlag der Geschäftsführung mit TEuro 50,0 an die Gesellschafterin aus- 
geschüttet und mit TEuro 5.537,5 auf neue Rechnung vorgetragen werden soll. Der Gewinnverwendungs- 
vorschlag ist mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar. 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen- 

ten/Konzernunternehmen zusammen? 

Das Betriebsergebnis der Gesellschaft wird nicht in Segmente unterteilt.



Anlage 10 Seite 9 

Fragenkreis 14. 

Rentabilität /Wirtschaftlich keit 

b) 

d) 

Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Das Jahresergebnis ist durch außerplanmäßige Abschreibungen auf den niedrigeren beizulegenden Zeit- 
wert aufgrund voraussichtlich dauernder Wertminderung (TEuro 483,4) beeinflusst. Zuschreibungen wur- 
den in Höhe von TEuro 296,0 berücksichtigt. 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder Leistungsbeziehungen zwi- 

schen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemessenen Kondi- 

tionen vorgenommen werden? 

Für Geschäfte mit dem Gesellschafter gelten die üblichen Konditionen wie für fremde Dritte. 

Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Die Frage ist bei einem Wohnungsunternehmen nicht einschlägig. 

Fragenkreis 15: 

Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) 

b) 

Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung wa- 

ren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

Außerplanmäßige Abschreibungen auf Wohnbauten auf Grund von dauerhaftem Leerstand, Abschrei- 
bungen auf Mietforderungen und Ertragseinbußen aus Leerständen beeinflussen die Ertragslage der Ge- 
sellschaft nachhaltig. 

Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Maßnahmen 

handelt es sich? 

Es werden fortlaufend lohnende Objekte modernisiert oder saniert, um sie wieder ertragreich zu machen. 
Weiterhin wurden, sofern am Wohnungsmarkt erzielbar, vorhandene Mietpreiserhöhungsmöglichkeiten 

genutzt. 

Fragenkreis 16: 

Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Im Geschäftsjahr 2025 wurde ein Jahresüberschuss in Höhe von TEuro 1.042,0 erzielt.
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b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Unter- 

nehmens zu verbessern? 

Es ist beabsichtigt, zielgerichtet Aufwertungsmaßnahmen sowie energetische Maßnahmen zur Dekarbo- 
nisierung des Bestandes durchzuführen. Die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft ist jedoch weitgehend 
von der Mieten- und Kostenentwicklung sowie von der Entwicklung des Leerstandes abhängig. Sie ist auf 
Grund der vorgegebenen mietpreisrechtlichen Vorschriften sowie der nur begrenzt abschätzbaren Kos- 
tenentwicklung der Bewirtschaftungs- und Baukosten nur in eingeschränktem Umfang beeinflussbar. Die 
Durchführung energetischer Baumaßnahmen ist unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten auch von der 
Gewährung von Fördermitteln abhängig. 

Zu berücksichtigen ist ferner, dass die zur Kostendeckung erforderlichen Mietanhebungen auch am 

Markt realisierbar sein müssen. 

Nach der vorliegenden Planung werden in den nächsten Jahren positive Jahresergebnisse erwartet.



Allgemeine 

Wirts ¥ 

wd 

für 

Wirtschaftsprüferinnen, 

Wirtschaftsprüfung 

om 1. Januar 2 

1. Geltungsbereich 

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts- 

prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 

ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt- 

schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 

anderes ausdrücklich in Texiform vereinbart oder gesetzlich zwingend 

vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt- 

schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 

sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 

solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 

gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 

dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 

zu 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags 

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein 

bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät- 

zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 

übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 

Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 

Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach- 

verständiger Personen zu bedienen, 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf — außer bei 

betriebswirtschaftlichen Prüfungen — der ausdrücklichen Vereinbarung in 

Textform. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie- 

Renden beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflich- 

tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge- 

rungen hinzuweisen 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 

alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite- 
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor- 

gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 

des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla- 

gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh- 

rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge- 

ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunfispersanen benennen, 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll- 

ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 

sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt- 

schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 

sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit 

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 

der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 

Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 

Rechnung zu übernehmen 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt- 

schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz- 

werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 

die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden 

wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein- 

trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 

Auftrags berechtigt 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte 

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 

Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al- 

lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 

vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts- 

prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er- 
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 

Auftrags sind stets unverbindlich 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen — sei es im Ent- 

wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 

des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 

in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 

Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset- 

zes oder einer behördlichen Anordnung verpflichtet, 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 

die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf- 

traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

Mängelbeseitigung 

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül- 

lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 

unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 

Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück- 

treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 

der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre- 

ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 

Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 

resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 

Nr. 9 

(2) Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un- 

verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü- 

che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver- 

jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 

formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht. Gutachten 

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 

Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei- 

ten. die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschafisprüfers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße- 

rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl- 

len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 

HGB, § 43 WPO, 8 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstän- 

de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 

Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 

dieser Schweigepflicht entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo- 

genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da- 

tenschutz beachten. 

9 Haftung 

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 

insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 

Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 

§ 323 Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 

findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der 

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts- 

prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur- 

sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 

Leben. Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht 

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1 

Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche. die Dritte 

aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 

Wirtschaftsprüfer geltend machen 
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(3) Leiten mehrere Anspruchstelier aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be- 

stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver- 

letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 

für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 

(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha- 

densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein- 

zeine Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 

Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol- 

genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 

gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 

Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in 

rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, In diesem Fall 

kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge- 

nommen werden 

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 

Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzieistung Klage 

erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 

gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu- 

rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör- 

per oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers 

nach § 1 ProdHaflG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel- 

tend zu machen, bleibt unberührt. 

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 

geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 

Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 

ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im 

Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit 

in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 

mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 

den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 

Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite- 

re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt 

11 Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer- 

lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag- 

geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 

vollständig zugrunde zu legen: dies gilt auch für Buchfuhrungsauftrage. Er 

hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig- 

keiten hinzuweisen 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 

erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 

ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag- 

geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 

Unterlagen. insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 

dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 

steht. 

{3} Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau- 

fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten: 

a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun- 

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft- 

steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 

erforderlichen Aufstellungen und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 

wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein 

Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text- 

form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 

zu honoreren 

(5) Sofern der Wirtschafisprifer auch Steuerberater ist und die Steuer- 

beratervergitungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen- 

den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 

Textform vereinbart werden. 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kor- 

perschafisteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 

der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 

Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit 

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, 

Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 

Liquidation und dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations- 

pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 

zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 

etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 

alle In Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 

wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 

der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über- 

nommen 

12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschafisprüfer und dem Auftraggeber 

kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika- 

tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 

stellt. wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 

Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren 

13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde- 

rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu- 

sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 

Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol- 

len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 

haften als Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 

Forderungen des Wirtschaftsprifers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 

mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig 

14. Streitschlichtungen 

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 

Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei- 

legungsgesetzes teilzunehmen. 

15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 

Ansprüche gilt nur deutsches Recht 


